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u n v e r k ü r z t e r  Quellenangabe w ird  gestattet.)

Rechtsang’leiehung’ und Riehtertag-.
V o n  Reichsm inister a. D . S c h i f f e r ,  B erlin .

In  der Programmrede, m it der der öster
reichische Bundeskanzler D r. S e ip e l am 19. Mai 

Nationalrat die unter seiner Leitung stehende 
Reue Regierung einführte, rie f er bei der Erörterung 
der Außenpolitik m it erhobener Stimme und unter 
lebhaftem B eifa ll:

»Ganz besonders lie g t uns die Ausgestaltung unseres 
'  erhältnisses zu unsem  Brüdern  im  Deutschen Reich am 
Herzen. In  geistiger Beziehung kann natürlich  das V e r
hältnis n ich t m ehr enger werden. W ir  sind ja  m it ihnen 
hurch die gleiche Abstammung, gleiche K u ltu rentw ick lung , 
gleiche Geschichte verbunden; aber w ir  wünschen darüber 
hinaus alles zu fö rdern, was auf w irtschaftlichem  oder 
^ d e re m  Gebiete die Annäherung der beiden Staaten zu 
^R er engeren machen kann. W ir  werden streben, auf 
diesem W ege in  dem Maße Fortschritte  zu machen, als je 
nach der Zeitlage m ög lich  und zulässig is t.“

An diesen Ausführungen is t die O ffenheit und 
E indring lichkeit bemerkenswert, m it der die Sonder- 
Deziehungen zwischen den beiden deutschen Ländern 
v° r aller W elt betont wurden. Denn die gespannte 
Politische Lage hätte an sich eine gewisse Zurück
haltung verständlich erscheinen lassen, insbes. bei 

r. S e ip e l, dessen vorsichtige Behandlung politischer 
tagen bekannt ist. Offenbar is t die Strömung, von 

jene Beziehungen getragen werden, so stark, 
raß er es fü r unm öglich h ie lt, ih r n icht auch in  
einer Einführungsrede Ausdrück zu geben, und es 
Rf zwecklos erachtete, aus ih r ein Geheimnis zu 

achen. A ls eines ihrer Betätigungsgebiete hob er 
Je w irtschaftlichen Fragen hervor, fügte aber hinzu, 

laß auch auf jedem anderen Gebiete die Annäherung 
r beiden Staaten zu einer engeren gemacht werden 

R Ut Se- unter diesen anderen Gebieten in  erster 
hl®« ^ as ^ es R-ech ts zu verstehen ist, fo lg t n icht 

°h aus der Bedeutung, die ihm  in  der Gesamtheit

aller kulturellen Verhältnisse überhaupt zukommt 
sondern ganz vornehmlich aus der Tatsache, daß jetzt 
gerade ein A k t der juristischen Gesetzgebung hüben 
und drüben im  M ittelpunkt des allgemeinen Interesses 
steht. Der Entwurf zu einem neuen Strafgesetzbuch, 
der dem Deutschen Reichstag bereits vorliegt und 
der österreichischen Volksvertretung demnächst vor
gelegt werden w ird, ist, wie es in  der Begründung 
heißt, „e in  schönes Zeichen dafür, wie sehr die 
sittlichen Grundanschauungen in  beiden Bruderländern 
übereinstimmen“ . Gewiß bringe dieRechtsangleichung 
es m it sich, daß beide Teile auf manche hergebrachte 
E inrichtung, auf den einen oder anderen überlieferten 
Ausdruck verzichten müssen. Das Opfer sei gering, 
gemessen an dem hohen Ziele, der Praxis und der 
Wissenschaft in  beiden Ländern eine einheitlicheGrund- 
lage und der kulturellen Gemeinschaft der deutschen 
Stämme einen sichtbaren Ausdruck zu geben.

Dieses Ziel w ird  aber auch auf anderen T e il
strecken des Rechts erfolgreich angestrebt. Davon 
legen die Verträge über Rechtsschutz und Rechts
h ilfe , über Vormundschafts- und Nachlaßwesen ebenso 
Zeugnis ab wie die Verhandlungen, die über die 
Gewährung gegenseitigen gewerblichen Rechts
schutzes und gegenseitigen Urheberrechts schweben, 
der Schriftwechsel, der über die Ausgestaltung der 
deutschen Vergleichsordnung geführt worden ist, das 
Zusammenwirken bei der Vorbereitung des deutschen 
Arbeitsvertragsgesetzes und andere Vorgänge, in  
denen ein enges und vertrauensvolles Verhältnis 
beider Regierungen in  die Erscheinung tr itt. Nur 
sind es n ich t die Regierungen allein, die sich in  den 
D ienst des großen Gedankens der Rechtsangleichung 
stellen. Sie sind getragen und getrieben, gefördert 
und gestützt durch die Stimmung in  weitesten Kreisen 
des Volkes, die ihren Niederschlag in  Bestrebungen 
der beiderseitigen Juristen findet.

Diese Bestrebungen knüpfen an halbvergessene 
Vorläufer an. Das Recht hatte einen der wenigen
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Fäden geliefert, die noch nach dem blutigen Schnitt 
des Jahres .1866 zwischen dem neuerstandenen 
Deutschen Reich und Oesterreich-Ungarn liefen. D ie 
Wechselordnung von 1850 und das HGB. von 1863 
stellten eine Rechtsgemeinsamkeit dar, die an sich 
einer W eiterentw icklung wohl fähig gewesen wäre, 
aber ihrer n icht te ilhaftig  wurde. Im  Gegenteil führte 
die politische Entw icklung, die das Selbstgefühl des 
Deutschen Reiches ebenso wie die Em pfindlichkeit 
der Doppelmonarchie immer mehr steigerte, trotz 
des politischenBündnisses zu einem Auseinandergehen 
in  der juristischen Gesetzgebung, während allerdings 
die Wissenschaft durch den Deutschen Juristentag 
seit 1860 die Gemeinsamkeit der juristischen Ge
dankenwelt inglücklichsterW eise pflegte. Anregungen, 
wie sie H ofrat D r. S p e rl zuerst in  W ien und dann 
in  Heidelberg in  der R ichtung einer gemeinsamen 
Gesetzgebung über die Vollstreckung von U rteilen 
gab, wurden n ich t unfreundlich aufgenommen, aber 
blieben vereinzelt und ohne praktische Folgen. Erst 
der K rieg schuf Wandel. Durch B lut und Eisen 
waren einst auseinandergetrieben worden, die zu
sammengehörten; durch B lut und Eisen wurden 
sie wieder zueinander geführt. Im  August 1915 be
schlossen die Aeltesten der Kaufmannschaft zu Berlin, 
einen Plan zur Vereinheitlichung der auf Handel 
und Industrie bezüglichen Gesetzgebung Deutschlands 
und Oesterreich-Ungams durch den unvergeßlichen 
D r. F ra n z  K le in  aufstellen zu lassen. Im  Frühjahr 
1916 beschritt die Ständige Deputation des Deutschen 
Juristentages denselben Weg, indem sie auf Antrag 
der Professoren Z ite lm a n n  und vo n  L is z t eine 
m öglichst weite und großzügige Rechtsvereinigung in  
die Wege leitete. Unm ittelbar darauf schloß sich 
ih r der Rechtsausschuß der „Reichsdeutschen Waffen
brüderlichen Vereinigung“ an, nachdem in  einer 
Sitzung, die im  Abgeordnetenhaus zu Berlin abge
halten wurde, führende deutsche, österreichische und 
ungarische Juristen sich begeistert in  diesem Ge
danken zusammengefunden hatten.

D ie lange Dauer und der unglückliche Ausgang 
des Krieges brachten die Begeisterung zum Erlöschen 
und den Gedanken zum Erliegen. Aber er erlag 
n ich t fü r immer. U nter den Trümmerhaufen, die 
die Zwangsverträge von Versailles und St. Germain 
aufhäuften, lebte er fo rt und rang sich m it der K ra ft 
einer Naturgewalt w ieder ans L ich t des Tages. A lle r
dings trat er in  anderer Form  auf. Das war durch 
die Zerschlagung des österreichisch-ungarischen 
Staatswesens bedingt, die insbes. Ungarn aus dem 
Kreis der gemeinsamen Bestrebungen herausdrängte, 
dafür aber die E inheitlichkeit des Zusammengehörig
keitsgefühls zwischen Deutschland und Oesterreich 
unendlich verstärkte. Von ihm  liefern immer neue 
Kundgebungen auf beiden Seiten einen ergreifenden 
Beweis. Gerade die Deutsche Juristen-Zeitung, die zu
sammen m it ihrer leider wieder eingegangenen 
SchwesterzeitschnftjderDeutschenStrafrechts-Zeitung, 
während des Krieges und noch eine Zeitlang nachher 
n icht müde wurde, durch die literarische Behandlung 
des Themas der Rechtsangleichung es wissenschaft
lich  zu vertiefen und zu fördern1), is t auch jetzt

*) Yon den zahlreichen Beiträgen in  der D e u ts c h e n  J u r is t e n -  
Z e i t u n g ,  d ie der Frage der Rechtsannäherung und Rechtsangleichung 
m it Oesterreich gew idm et waren, seien u. a. folgende genannt: 1916: 
Deutsch-österreich.-ungarische Juristen, ve re in ig t E uch ! S. 208. M itte l
europäische Rechtsannäherung ( S c h if f e r )  (m it B erich t über d ie Tagung 
des Ausschusses der Reichsdeutschen W affenbrüderlichen Verein igung 
fü r  Recht u. Rechtspflege im  Abgeordnetenhause zu B erlin ) Sl 457. 
Desgl. (H a c h e n b u r g )  S. 506. D ie  Rechtsannäherung zwischen den 
M itte lm ächten ( K le in )  S. 649. B e rich t über d ie Tagung der deutschen 
Rechtsabt. der Reichsdeutschen W affenbrüderlichen V erein igung in

willens, alles zu tun, was in  ihren Kräften steht, um 
die große Idee zur realen W irk lichke it zu machen. 
Sie weiß sich darin eins m it der Gesamtheit der 
deutschen Juristen. Wenn es darüber noch einen 
Zweifel gäbe, so wäre er behoben durch den Anklang, 
den die Gründung des Reichsrechtsausschusses der 
„Deutsch-Oesterreichischen Arbeitsgemeinschaft“ ge
funden hat1). Dieser Ausschuß, der es sich zum Ziele 
setzt, das gesamte Gebiet des Rechts unter dem 
Gesichtspunkt der M öglichkeit einer Re chtsangleichung 
oder doch Rechtsannäherung wissenschaftlich zu 
durchforschen und die Ergebnisse auf dem Gebiete 
der Gesetzgebung, der Rechtsprechung, der Ver
waltung und der L iteratu r zu verwerten, is t unter 
den führenden Geistern Deutschlands auf einen über
raschenden Grad von Sympathie und aktiver T e il
nahme gestoßen. Um praktisch vorwärtszukommen, 
hat er den gewaltigen Kreis seiner Aufgaben in  
Gebiete zerlegt, fü r die er Unterausschüsse, Kom 
missionen und Referate einrichtet. So sind die 
Unterausschüsse fü r Verfassungsrecht und Verwaltung 
unter Prof. D r. N a w ia s k y , München, fü r Gerichts
verfassung, Aus- und Fortbildungs- und Standes
fragen unter Landgerichtsdirektor D r. E rn s t, Berlin, 
fü r bürgerliches, Handels-, Wechsel-, Gewerbe- und 
Verkehrsrecht unter Prof. D r. E g e r, Gießen, für 
Zivilprozeß und F re iw illige Gerichtsbarkeit unter 
Prof. D r. B io m e y e r, Jena, fü r Strafrecht und Straf-
B e rlin  am 4. Jun i und die gemeinsame Tagung deutscher, österreichischer 
und ungarischer Juristen in  Budapest v. 10.—12. Jun i ( L ie b m a n n )  
S. 698. Zur Frage der deutsch.-österreich.-ungarischen Rechtsannäherung 
(M e s z ld n y )  S. 714. Gleiches Verkehrsrecht fü r  Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn! ( M i t t e l s t e in )  S. 761. Rechtsannäherung und 
Gesetzestechnik (K a s tn  e r) S. 947. Zur Frage der Strafrechtsannäherung 
(H o e g e l)  S. 1020. Franz K le in  und die Rechtsannäherung ( L ie b 
m a n n ) S. 1141. — 1917: D ie  Annäherung zwischen Deutschland, 
Oesterreich und Ungarn im  Eisenbahnrecht (v o n  d e r  L e y e n )  S. 74. 
Zusam m entritt der deutschen und Österreich. Juristen im  Deutschen 
Juristentag (H a c h e n b u rg )  S.393. M itte leuropäische Rechtsannäherung. 
G ründung der Rechtsabt. der Oesterreichischen W affenbrüderlichen Ver
e in igung S. 588. Zur m itteleuropäischen Rechts annäherung S. 1010. —  
1919: Rechtseinheit. E in  B e itrag  zum Anschlüsse Deutsch-O ester
reichs an Deutschland (v. E n g e l)  S. 34. Rechtsabt. der Reichsdeutschen 
W affenbrüderlichen Vere in igung S. 70. Deutsch-Oesterreichische A n 
schlußfrage S. 206, 243, 808, 948. — 1920: Begründung des Oester
reichischen Juristenbundes _S. 630. Zu den Entw ürfen der neuen 
Rechtsverträge m it Oesterreich (H o c h e )  S. 745. Bestrebungen der 
Rechts annäherung zwischen Deutschland und D eutsch-O esterreich 
S. 892. — 1921: D ie  deutsch-österreichische Bundesverfassung ( M e r k l )  
S. 23. Oesterreichischer Juristenbund S. 180. Zur Rechtsannäherung 
zwischen Deutschland und Oesterreich (H o c h e )  S. 392. D ie  Rechts
angleichung zwischen Deutschland und Oesterreich ( G le is p a c h )  
S. 574. D ie  I. Tagung der Oesterreich. K rim in a l. Verein igung in  W ien 
(zum dtsch. StrG Entw.) 1921 S. 813 u. 1922 S. 239. — 1922: Oester- 
reichische W oche in  B e rlin  S. 239. E in  österreichischer Gegenentwurf 
zum A llg . T e il des deutschen Strafgesetzentwurfs S. 364. Deutsch
österreichische Rechtsannäherung S. 366. — 1923: Oesterr. R ichter
verein igung S. 732. — 1924: Verein igung von Deutschland u. Oester
re ich (H a c h e n b u rg )_ S . 202. Strafrechtsangleichung (Oesterr. B o t
schafter F ra n k )  S. 485. Rechtsh ilfevertrag m it Oesterreich (E n g e l 
im  B erich t über Rechtsentw icklung in  Oesterreich) S. 490 u. 1925 S. 56. 
D ie  österreich.-deutschen rechtspolitischen Verträge (K ra u tm a n n )  
S. 715. Strafrechtsangl eichung (H a c h e n b u rg )  S. 961. — 1925: Oester
re ichischer Gegenentwurf zum deutschen Strafgesetzentw. (B u m k e )  
S. 22. Zur Strafrechtsangleichung (R a d b ru c h )  S. 1288. Desgl.. 
(R ie h . S c h m id t )  S. 1300. Rechtsangleichung im  gewerbegerichtl. 
Verfahren (E n g e l)  S. 1473. — 1926: Zum deutsch-österreichischen- 
R echtshilfevertrag (B e rg m a n n )  S. 438. Oesterreichisch-deutscher 
V o lksbund (H a c h e n b u rg )  S. 941. Das angebliche Anschlußverbot 
fü r  Oesterreich und der E in tr it t  des Deutschen Reiches in  den V ö lke r
bund ( M e r k l)  S. 1388. Rechtsausschuß der Deutsch-österreichischen 
Arbeitsgem einschaft S. 1736. — 1927: D ie  Anschlußbewegung in
Oesterreich (H a c h e n b u rg )  S. 62. Deutsch-österreichische Rechts
annäherung (Rechtsausschuß der Deutsch-österreichischen A rb e its 
gemeinschaft) S. 74.

Aus der „ D e u ts c h e n  S t r a f r e c h t s - Z e i t u n g “ (am 1. Jan. 1923- 
m it derDJZ.verschmolzen): 1916: Stra frechtsvere inheitlichungin Deutsch
land u. Oesterreich-Ungarn (G 1 e i  s p a c h) S. 107. Deutsch-österreichisch
ungarische Rechtsannäherung S. 171, 246. Zur Vereinheitlichung des 
Strafrechts (V ä m b d ry )  S. 195. Strafrechtseinheit in  Oesterreich- 
Ungarn und im  Deutschen Reich ( K a h l)  S. 275. D ie  Strafrechtspläne 
des neuen österreichischen Justizm inisters D r. K l e i n  S. 482. — 1917: 
Reichsdeutsche W affenbrüderliche Verein igung S. 167. D ie  Rechts
annäherung im  Strafrecht Deutschlands und Oesterreich -  Ungarns 
S. 431. — 1920: Oesterreichischer Juristenbund S. 247. — 1921 : Oester— 
re ichischer Juristenbund S. 117. 1. Tagung der Oesterr. K rim in a l. 
V erein igung (Stellungnahme zum Deutschen StrGEntw.) ( G le is  — 
p a c h )  S. 364.

i)  V g l. S. 74 d. B l.
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Prozeß unter Prof. D r. G e rl and , Jena, fü r Sozial
recht und Arbeitsrecht unter Prof. D r. N ip p e rd e y , 
Köln, fü r Rechtsverkehr, internationales und V ölker
recht un te r Reichsgerichtspräsident D r. S im o n s , 
Leipzig, fü r Sammlung und Sichtung des geltenden 
Rechts unter Reichsminister a. D. D r. K ü lz , Dresden, 
entstanden. Sie sind im  Begriff, nach Durchführung 
ihrer organisatorischen Ausgestaltung an die Einzel- 
arbeit zu gehen, die sich in  engster Fühlung und  
Verbindung m it der Regierung vollziehen w ird.

EHolgreich kann sie nur geleistet werden, wenn 
sie Hand in  Hand m it den österreichischen Juristen 
erfolgt. Deshalb is t der Rechtsausschuß, der von 
der österreichisch-deutschen Arbeitsgemeinschaft ein
gerichtet ist, vereinbarungsgemäß genau so aufgebaut 
'wie der deutsche, und dam it die Brücke fü r gemein
sames W irken geschlagen. Indem österreichische 
und deutsche Bearbeiter unm ittelbar m iteinander in  
Verbindung treten werden, is t die Gewähr dafür ge
geben, daß überall die Gemeinsamkeit des Zieles sich 
auch tatsächlich zur Geltung bringen und durch
setzen w ird . Dazu w ird  es redlicher Mühe und 
zähen W illens bedürfen. Aber w eil es sich hier 
Dicht bloß um eine wissenschaftliche Aufgabe handelt, 
sondern h inter dem kühlenDenken eine heiße nationale 
Empfindung steht, is t m it Sicherheit auf ein positives 
Ergebnis zu rechnen. Es schwebt den Männern des 
Rechts in  Deutschland wie in  Oesterreich als ein 
ersehntes Z iel vor. Wo immer sie Zusammenkommen, 
gelangt das zu beredtem Ausdruck. Es geschah bei 
der letzten Tagung des Preußischen Richtervereins 
und w ird  sicherlich wiederum geschehen auf dem 
österreichischen Richtertag, der demnächst in  W ien 
stattfinden w ird. E r bedeutet die Feier des zwanzig
jährigen Bestandes der R ichtervereinigung, soll aber 
Dicht auf die Richterschaft beschränkt sein, vielm ehr 
auch die m it ih r in  der Berufsarbeit eng verbundenen 
Standesgruppen der Rechtsanwälte, der Staatsanwälte 
und der Notare umfassen. E r w ill sich auch nicht 
auf das Inland beschränken, sondern die Vertreter 
dieser Berufsstände im  Auslande gleichfalls bei sich 
sehen. Deutschland, daß sich den österreichischen 
Juristen gegenüber allerdings niemals als Ausland 
' hlen w ird , nim m t aus vollem  Herzen an ih re r Zu

sammenkunft te il, von der es hofft, daß ih r Verlauf 
mcht bloß den sie veranstaltenden österreichischen 
Juristen, sondern dem gesamten deutschen Recht und 
dem ganzen deutschen Volke zugute kommen w ird.

Die Gesetzgebung Oesterreichs 
im  Jahre 1926.

V om  Handelsgerichtspräsidenten D r. E n g e l,  W ien.

_ Das Jahr 1926 war zwar reich an parlamen- 
unschen Kämpfen, die — hervorgerufen durch stärkere 
etonung des Gegensatzes zwischen den zwei maß

gebenden politischen Parteien und verschärft durch 
NUsenhafte Vorgänge auf w irtschaftlichem  Gebiet — 
m ihrem  Verlaufe sogar zu einem Regierungswechsel 
uhrten, aber dafür arm an gesetzgeberischen Taten, 

keinesfalls vermag es einen Vergleich m it seinem 
°rgänger auszuhalten. W ar doch das Jahr 1925 
urch so umfassende Schöpfungen wie das G o ld -  
i lan zen ge se tz  und die V e r fa s s u n g s - u n d  V e r-  

k a l t u n g s r e fo r m  gekennzeichnet! Schöpfungen, 
^e  sich auch in  der Gesetzgebung des Jahres 1926 

„ urch bemerkbar machten, daß sie mehrfache E r- 
ganzungen erforderten, weshalb sie h ier noch nach- 
ragkch angeführt werden.

Zweck des G o ldb i la nze ng ese tze s  v. 4. Juni 
1925 (184) is t die W iederherstellung der Bilanz
wahrheit. Dieses wünschenswerte Ziel w ird  auch 
erreicht werden, wenigstens is t die Aufstellung der 
Golderöffnungsbilanzen reibungslos vor sich ge
gangen. A n Einwänden wurde allerdings vorgebracht, 
daß das Gesetz trotz den vielen Ergänzungen1) ani 
manchen Unklarheiten leide, wozu namentlich die 
unklaren W ertbegriffe zu zählen seien, die das Gesetz 
aufstellt. D ie Lösung der infolge dieser Lücken ent
standenen Streitfragen könne erst in  der Auseinander
setzung m it den Steuerbehörden erfolgen, was fü r 
den Steuerträger gerade n ich t die erfreulichste A rt 
der Gesetzesauslegung bedeute, um so weniger, als die 
bisherigen Erfahrungen den Wunsch nach einer 
liberaleren Auffassung dieser Behörden erwecken. Wie 
dem auch sei, so muß das Gesetz doch als ein bedeut
samer Schritt, aus den durch die Inflationszeit ge
schaffenen Irrungen in  klare und wahre Verhältnisse 
zu gelangen, begrüßt werden.

Gegen die Bezeichnung der V e r fa s s u n g s 
gesetze v. 30. Ju li 1925 — Bundes-Verfassungs- 
novelle (268) und Uebergangsnovelle (269) — m it 
dem Namen „Verfassungsreform“ hat K e ls e n ,  das 
Haupt unter den Redaktoren der Bundesverfassung, 
v. 1. Okt. 1920, sich m it den W orten gewendet, daß 
eine Reform der Bundesverf. weder beabsichtigt war 
noch erfo lgt ist. „Cartusia nunquam reformata, quia 
nunquam deformata.“ R ichtig  sei, von einem Aus
bau oder, noch besser, von der Vollendung dessen 
zu sprechen, was i. J. 1920 beschlossen wurde. 
W ichtiger als diese Meinungsverschiedenheit über 
die Bezeichnung, die den Verfassungsgesetzen v. 
30. Ju li 1925 gegeben werden soll, is t der Streit 
darüber, ob die die Bundesverf. vollendenden Be
stimmungen im  Zeichen des Zentralismus oder 
Föderalismus stehen. K e lsen  findet, daß durch 
die nunmehrige Inkraftsetzung der Kompetenz
bestimmungen der A rt. 10— 13 und 15 der Verf., 
betr. die Verteilung der Agenden zwischen Bund und 
Ländern, wenigstens auf dem Gebiete der G esetz
gebung  die Verfassung zentralistischer geworden 
is t als früher, und daß bei einem Vergleich der 
gesetzgeberischen Kompetenz des Bundes m it der 
des alten Reichsrates (in  der Monarchie Oesterreich) 
sogar ein gewaltiger Ruck in  der R ichtung des: 
Zentralismus zu beobachten ist. A u f dem Gebiete 
der V o l lz ie h u n g  fre ilich  stehe die Sache anders, 
indem in  vielen Angelegenheiten das Verwaltungs
verfahren jetzt bei der Landesinstanz endet; aber, 
indem Gerichte des Bundes  (der Verwaltungs- und 
Verfassungsgerichtshof) berufen sind, diese Ver
waltungsakte der oberstenLandesbehörden zu kassieren, 
sei- die Zentralisierung der Verwaltung doch verbürgt. 
E r kommt zu dem Schlüsse, daß in  Deutschland die 
Befugnisse des Reiches gegenüber den Bundesstaaten 
v ie l weniger weitreichende sind.

Dagegen melden sich Stimmen, die bei A n 
erkennung der von K e ls e n  festgestellten Kompetenz
erweiterungen zugunsten des Bundes auf dem Gebiete 
der Gesetzgebung darauf hinweisen, daß jetzt so gut 
w ie alle Macht, alle Aemter, alle Regierungsgewalt 
den Ländern in  die Hand gelegt seien und gegen
über dieser schwerwiegenden E inrichtung die k o rri
gierende Tätigkeit der Bundesgerichte nur eine 
schwache Garantie fü r eine zentralistische Verfassung 
und Verwaltung abzugeben vermag. Trotzdem w ird

») Goldbilanzennovelle v. 30. Jun i 1926 (164), fe rner 7 G o ld 
bilanzenverordnungen (230 aus 1925,52, 53,95,190, 227 und 230 aus 1926).
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man Kelsen darin zustimmen müssen, daß die Ver- 
fassungsgesetze v. 30. Ju li 1925 eher eine Verstärkung 
der zentralistischen Ideen betreffen, soweit dies die, 
wie Kelsen zugibt, „ohne innern Grund“ eingeführte 
bundesstaatliche Verf. zuließ.

Was nun die Gesetzgebung des Jahres 1926 
be trifft, so is t zunächst zu nennen das sich als 
B u ndesve r fassungsgese tz  bezeichnende Gesetz 
v. 18. März 1926 (67). Dadurch w ird  die Regierung 
ermächtigt, m it Zustimmung des Hauptausschusses 
des Nationalrates durch VO. die Sätze des autonomen 
Zolltarifes für Waren dauernd oder, zeitweise abzu
ändern, wenn die inländische Erzeugung durch die 
E infuhr ernstlich bedroht oder dies aus handels
politischen Gründen nötig ist. Verlangt jedoch ein 
V ie rte l der M itglieder des Hauptausschusses die. ge
schäftsordnungsmäßige parlamentarische Behandlung 
eines solchen Antrages der Bundesregierung, so is t 
der Antrag als Regierungsvorlage im  Nationalrat 
einzubringen und der geschäftsordnungsmäßigen 
Behandlung zu unterziehen.

Das D ie n s t re c h t  hat mehrere Abänderungen 
erfahren. So durch das Gesetz v. 26. März 1926 (72). 
Bisher galt das Hausgehilfengesetz v. 26. Febr. 1920 
(101) nur fü r Gemeinden m it mehr als 5000 Einw. 
Diese Beschränkung is t jetzt beseitigt. Nach der 
G e w e rb e o rd n u n g s n o v e l le  1926 v. 26. März 1926 
(74) is t der Gewerbeinhaber verpflichtet, den Lehrling 
nach ordnungsmäßiger Beendigung der Lehrzeit 
3 Monate als Gehilfen in  seinem Betriebe zu be
schäftigen. A u f sein Ersuchen kann ihm  der Ge
nossenschaftsausschuß im  Einverständnis m it dem 
Gehilfenausschuß diese Verpflichtung erlassen oder 
die Bew illigung zur Kündigung des Gehilfen vor 
Ablauf der dreimonatlichen Beschäftigungsdauer er
teilen. Doch darf in  diesen Fällen der Gewerbe
inhaber vor Ablauf der 3 Monate keinen neuen 
Lehrling aufnehmen.

Zufolge Gesetz v. 26. März 1926 (71) muß sich 
jede Amme bei Uebernahme des Kindes durch ein 
Zeugnis ausweisen, daß sie m it keiner auf das S till
kind übertragbaren Krankheit behaftet is t und daß sie, 
wenn ih r eigenes K ind  noch n ich t 4 Monate alt ist, 
das S tillk ind  neben dem eigenen Kinde stillen kann. 
Ebenso muß sich, wer ein K ind  einer Amme zum 
S tillen übergibt, bei Uebergabe dieses Kindes m it 
einem Zeugnis ausweisen, daß das S tillk ind  m it 
keiner auf die Amme übertragbaren Krankheit be
haftet ist. Zuwiderhandlungen werden m it Verwaltungs
strafen bedroht.

Von W ichtigkeit is t das V .e rw a l tu n g s -  
e rs p a ru n g s g e s e tz  v. 26. März 1926 (76). Es 
verfügt im  A rt. 1 eine Sperre der Aufnahme in  den 
Bundesdienst, die ohne Zustimmung der Bundes
regierung, die nur auf einen m it dem Bundesminister 
fü r Finanzen gestellten Antrag des zuständigen Bundes
m inisters e rte ilt werden darf, rechtsunwirksam ist. 
Im  A rt. 2 is t angeordnet, daß alle Bundesangestellten 
(m it Ausnahme der R ichter, Hochschulprofessoren, 
Wehrmänner und Unteroffiziere) auch in  einem an
deren Dienstzweig ihres Verwaltungsbereiches oder 
in  dem gleichen oder einem, anderen Dienstzweig 
eines anderen V erwaltungsbereich.es verwendet werden 
können. Diese Verfügung kann jedoch, wenn der 
Bunde sänge stellte binnen 14 Tagen Einwendungen 
erhebt, nur m it Zustimmung des zuständigen Bundes
m inisters getroffen werden. D ie A rt. 1 und 2 gelten 
nur bis 31. Dez. 1927

W ichtig fü r die E n t la s tu n g  der  R ic h te r  is t 
A rt. 6 über die selbständige Tätigkeit der Gerichts
kanzlei. Danach können durch VO. bei bestimmten 
Gerichten Gruppen einfacher, gleichförm ig wieder
kehrender richterlicher Geschäfte der Zwangsvoll
streckung auf bewegliche Sachen Kanzleikräften zur 
selbständigen und selbstverantwortlichen Erledigung 
übertragen werden. Der Richter kann jedoch 
jederzeit die Erledigung solcher Geschäfte an sich 
ziehen. D ie Amtshandlungen dieser Kanzleikräfte 
gelten als Amtshandlungen des Gerichtes. Dem 
Rekurse gegen die Beschlüsse der Kanzleikräfte kann 
der R ichter selbst stattgeben. A u f Grund dieser 
Bestimmung wurden m it VO. des Bundeskanzler
amtes v. 20. Ju li 1926 (218) die dem Exekutions
gerichte W ien obliegenden richterlichen Geschäfte 
der Bew illigung und Durchführung der Zwangsvoll
streckung zur Hereinbringung von Geldforderungen 
auf bewegliche körperliche Sachen und auf Geld
forderungen sowie das Offenbarungseidesverfahren 
gern. § 47 (2) EO. den Kanzleisekretären und Leitern 
der Vollstreckungsgruppen zur selbständigen und 
selbstverantwortlichen Leitung übertragen. (Ueber- 
tragener W irkungskreis der Kanzlei.) Schwierige 
Fälle sind dem R ichter anzuzeigen, der deren E r
ledigung jederzeit an sich ziehen kann. Dem Richter 
bleiben Vorbehalten: 1. die Entscheidung über A u f
schiebungsanträge in  Rechtsstreitigkeiten, die im 
Laufe oder aus Anlaß des Exekutionsverfahrens sich 
ergeben, 2. die Abnahme des Offenbarungseides und 
Verhängung der H aft (§§ 47 und 48 EO.), 3. die 
Bew illigung der Einziehung einer Forderung durch 
einen Kurator (§§ 314 und 315 EO.), 4. die Vorlage 
der Rechtsm ittel an den Gerichtshof. Wenn in  einem 
Schriftsätze Anträge, die in denübertragenenW irkungs- 
kreis der Kanzlei gehören, m it solchen verbunden 
werden, die n ich t in  diesen W irkungskreis fallen, so 
verbleibt es bei der Erledigung durch den R ichter. 
D ie schriftlichen Erledigungen im  übertragenen 
W irkungskreis der Kanzlei werden von dem Kanzlei
organ, die Ausfertigungen m it der Unterfertigungs
stampiglie unter dem Namen des erledigendenKanzlei- 
organes vom Kanzleileiter unterschrieben. Dam it 
wurde ein weiterer begrüßenswerter S chritt auf dem 
Wege zur selbständigen Tätigkeit der Gerichtskanzlei 
und zur Entlastung der R ichter von einfachen Ge
schäften gemacht.

Das Exekutionsrecht wurde noch durch eine 
2. VO. v. 26. März 1926 (61) beeinflußt, indem die 
von der Exekution befreiten Beträge erhöht wurden. 
Diese VO. is t seither durch das Gesetz v. 23. Febr. 
1927 (67) überholt, dessen wichtigste Bestimmung 
(A rt. 1) lautet:

„ Im  übrigen  unterliegen die Bezüge aus D ienst- und 
Arbeitsverhältn issen der E xekution m it der E inschränkung, 
daß dem V erp flich te ten  von  der Gesamtsumme dieser Be
züge fü r das Jahr m indestens 1200 Sch., bei Bezügen über 
1200 Sch. bis einschl. 2400 Sch. vom  Ueberschuß über
dies zwei D r itte l und bei Bezügen über 2400 Sch. bis 
einschl. 4800 Sch. vom  weiteren Ueberschuß überdies die 
H ä lfte  fre ib le iben  muß. D e r Ueberschuß über 4800 Sch. 
un terlieg t der E xeku tion  ohne Beschränkung.“

Beachtung verdient ferner das W ie n e r  K in o -  
gesetz v. 11. Juni 1926 (35). In  Oesterreich ist 
nach dem Beschluß der Provisorischen NatVers. v. 
30. Okt. 1918 (3) und A rt. 149 des Bundes-Ver- 
fassungsges. jede Zensur aufgehoben. Es g ib t demnach 
auch keine Kinozensur. Nach § 7 des Kinoges. 
sind zwar alle zur Vorführung bestimmten Filme
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vorher dem Magistrate vorzuführen, worüber eine 
Bestätigung des Magistrates auszustellen ist. Diese 
Bestätigung, die unterschiedslos e rte ilt werden muß, 
enthält aber keine behördliche Erlaubnis zur V or
führung und schützt den Inhaber n icht vor straf
rechtlicher Verfolgung. Zum Schutze der Jugend 
bestimmt § 8, daß Vorführungen von Film en als 
Zuschauer nur Personen über 16 Jahren beiwohnen 
dürfen. Ueber die ausnahmsweise Zulassung jüngerer 
Personen entscheidet der Magistrat. Für die öffent
liche Vorführung von Film en is t behördliche Be
w illigung erforderlich (Kinokonzession), die zeitlich 
zu beschränken is t und nur ein persönliches Recht 
verleiht. Sie is t auf andere Personen weder unter 
Lebenden noch durch Erbgang übertragbar und 
nicht pfändbar (§ 1). Nach letzterer Bestimmung 
sind also Exekutionen auf Kinounternehmungen im  
Wege der Zwangsverwaltung oder -Verpachtung kaum 
niehr m öglich. Bemerkenswert in  diesem Gesetze 
sind einige kühne Verdeutschungen von Fremdwörtern, 
Wie z. B. „B ildw urfm eister“ fü r „K inooperateur“ .

M it VO. v. 21. Aug. 1926 (255) wurden die 
gesetzlichen Zinsen auf 7 %  (bisher 10) und fü r das 
Gebiet des Handelsges. und der WechselO. auf 9 %  
(bisher 12) herabgesetzt.

Im  A u fw e r tu n g s r e c h t  hat nach langen V er
handlungen ein kleines Teilgebiet eine sehr be
scheidene Lösung durch das L e ib re n tn e rg e s e tz  
v- 20. Dez. 1926 (6/27) gefunden. Danach w ird  
Personen, die. bis 31. Dez. 1918 gegen eine österr. 
' 'ersicherungsanstalt aus einem Lebens- oder Le ib- 
^enten-Versicherungsvertrag Anspruch auf eine auf 
Kronen lautende Leibrente erworben haben, solange 
jb r Jahreseinkommen 3600 Sch., bzw. wenn sie 
körperlich h ilfsbedürftig sind, 5000 Sch. n icht über
steigt, aus dem Leibrentnerfonds (§ 5) eine Aus- 
gleichsrente gewährt. Sie beträgt bei Leibrenten 
unter 800 K r. jäh rlich  mindestens das 3000 fache 
uud sinkt stufenweise bis auf das 500 fache bei Renten 
über 2400 K r. Der Leibrentnerfonds w ird  gebildet 
durch Beiträge jener Lebensversicherungsanstalten,

durch das Gesetz von der Zahlung aufgewerteter 
jenten befreit werden, dann durch Beiträge aller 
osterr. Lebensversicherungsanstalten.

A u f dem Gebiete der Sozialgesetzgebung, auf 
c em Oesterreich seit langem eine führende Stellung 
‘ünnimmt, is t w ieder ein großer Fortschritt zu ver- 
2eiuhnen: das A n g e s te l l t  e n v e rs ic h e ru n g s g e s e tz  
f .: "9. Dez. 1926 (388). Versicherungspflichtig und 
ur die Fälle der K rankheit, der Stellenlosigkeit, 
erufsunfähigkeit, des A lters und Todes sowie fü r 
ie Folgen eines Dienstunfalls versichert sind nach 

p 1 i ene im  Inland unselbständig erwerbstätigen 
j eJs°nen, die bei dem Dienstgeber vorwiegend zur 
vastung kaufmännischer oder höherer, nichtkauf- 
dänischer Dienste oder zu Kanzlei arbeiten an

sestellt sind. Im  Gesetze sind die Beiträge zur 
ersicllerung wie die Leistungen der Versicherungs- 

j  stalten k la r und einfach bestimmt. Beitragsgrund- 
h (? V St der Monatsgehalt m it mindestens 80 Sch. und 
Iieü SteilS 400 Sch- D ie Bemessungsgrundlage is t die 
0(j  1’•ragsgrundlage in  einem bestimmten Zeitpunkt 

er Zeitraum. D ie Renteneinheit is t l ° / 0 der Be- 
p^ptm gsgnm dlage. D ie Vergütung erfo lgt in  allen 
de r1 m Kenteneinheiten. D ie Beiträge werden in  
.. r  Kegel von dem Dienstnehmer und Dienstgeber 

gleichen Teilen getragen.
tm  Anschluß daran sei des N o t a r v e r s ic h e - 

n gsgesetzes v. 28. Okt. 1926 (317) gedacht, wo

nach die Notare und Notariatskandidaten m it ihren 
Familienangehörigen fü r den Fall der Berufsunfähig
ke it, . des A lters, des Todes und die Folgen eines 
Dienstunfalls, die Notariatskandidaten überdies fü r 
die Fälle der K rankheit und der Stellenlosigkeit ver
sichert sind.

A u f dem Gebiete der S tra fg ese tzge b un g  is t 
der Ablauf des Gesetzes ü be r  das v e re in fa c h te  
S t ra fv e r fa h re n  zu verzeichnen. D ie Erneuerung 
des bis Ende 1926 befristeten Gesetzes über das 
vereinfachte Verfahren is t aber n icht aus sachlichen 
Gründen, sondern infolge politischer Gegensätze 
unterblieben, die n ich t nur in  diesem Falle zu einer 
Lähmung der Gesetzgebung geführt haben.

Endlich sei erwähnt, daß sowohl die G e r ic h ts 
g e b ü h re n  wie die G ebü h re n  der R e ch tsa n w ä lte  
und  N o ta re  i. J. 1926 eine Herabsetzung erfuhren 
durch die Gebührennovelle 1926 v. 28. Juli 1926 
(205), die Gerichtsgebührennovelle 1926 v. 13. Sept. 
1926 (272), die Verordnungen des BKzA. v. 2. Aug. 
1926 (221) über Aenderungen des Rechtsanwalts
tarifs und 19. Okt. 1926 (306) über den Notariatstarif.

A u f dem Gebiete des E h e re c h ts  und der 
M ie te n g e se tzg e b u n g ,  dieser mala crux des österr. 
Rechtslebens, is t leider kein Fortschritt zu verzeichnen 
gewesen, obwohl auf beiden Gebieten rasche H ilfe  
nottut. Man kann nur hoffen, daß bereits die nächste 
Zukunft das nachholt, was bisher versäumt wurde. 
Eine Zukunftshoffnung is t auch der S t ra fg e s e tz 
e n tw u r f ,  der uns erwünschte Rechtsangleichung an 
das Deutsche Reich bringen soll. Möge auch diese 
Hoffnung sich bald erfüllen!

Zur 250-Jahr-Feier der Universität zu 
Innsbruck.

V o n  Professor D r. R i t t l e r ,  Innsbruck.

In  den Tagen v. 24. bis 26. Juni 1927 begeht 
die Leopold-Franzens-Universität zu Innsbruck die 
Feier ihres 250 jährigen Bestandes. E in V ierte ljahr
tausend is t dahingegangen, seit Kaiser Leopold I. die 
Stiftungsurkunde ausgefertigt und Papst Innocens X I. 
die kirchliche Bestätigung e rte ilt hat (26. A p ril und 
28. Ju li 1677). F re ilich  war die U niversität tatsäch
lich  schon 1669 begründet worden und seit 1673 
führte sie ein Szepter und ih r eigenes Siegel und 
verlieh akademische Grade. So sagt denn auch 
de Luca in  seiner Geschichte der U niversität zu 
Innsbruck (1782), daß der „U rta g “ unserer Hohen 
Schule eigentlich in  das Jahr 1673 fä llt.

Mannigfach sind die Schicksale, die die Universität 
in  den 250 Jahren erfahren, groß die Wandlungen, 
die sie durchgemacht hat. Zweimal mußte sich die 
Universität auf kurze Zeit eine capitis deminutio ge
fallen lassen. Josef II. drückte sie im  Zuge seiner 
Studienreform zu einemLyzeum herab, aberLeopoldll. 
stellte sie wieder her. Zum zweiten Male wandelte 
König Max von Bayern i. J. 1810 die Universität in  
ein Lyzeum um; hatte er ih r ursprünglich seine be
sondere Fürsorge zugewendet, so entzog er ih r nach 
der Erhebung des T iro le r Volkes anno 1809 seine 
Gunst. Kaiser Franz I. erneuerte jedoch die Stiftung 
seines Ahnherrn Leopold I., und so führt denn die 
A lm a Mater Aenipontana die Namen beider Kaiser 
in  ihrem  T ite l.

In  der Entw icklung der Universität spiegelt sich 
ein Stück deutscher Geistesgeschichte w ider. Bei 
der Gründung — wenige Jahrzehnte nach dem 
30 jährigen K rieg — hatte man Ingolstadt zum V or
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b ild  genommen., insbes. auch was den streng katho
lischen Charakter der Anstalt betraf. Im  Laufe des
18. Jahrhunderts tra t der staatliche Einfluß in  den 
Vordergrund, die kirchlichen Gesichtspunkte wurden 
zurückgedrängt. Josef II. endlich hob fü r Professoren 
und Studenten die Ablegung des Glaubensbekennt
nisses und des Gehorsamseides gegenüber dem Papste 
auf; damit war der U niversität der konfessionelle 
Charakter genommen. In  der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts war ih r wie den anderen öster
reichischen Hochschulen keine andere Aufgabe ge
stellt, als brauchbare Staatsdiener in  den verschiedenen 
D isziplinen heranzubilden. E rst die Ereignisse des 
Jahres 1848 machten sie zur Stätte fre ier Forschung 
und Lehre. D ie Reformen, die dazu führten, sind 
fü r immer m it dem Namen des Unterrichtsm inisters 
Grafen Leo Thun verknüpft. In  dieser L u ft der 
Freiheit is t die Universität seither gediehen und ge
wachsen. D ie A rbeit, die sie in  allen ihren Fakul
täten geleistet, läßt sie ihren deutschen Schwestern 
ebenbürtig erscheinen.

Ueber die Geschicke der Innsbrucker juristischen 
Fakultät berichtete in  der Festgabe fü r den Deutschen 
Juristentag 1904 A lfred von Wretschko, der sich auch 
sonst um die Erforschung der Geschichte der U n i
versität hochverdient gemacht hat. Seinen Aus
führungen und denen . von Probst (Geschichte der 
U niversitä t Innsbruck, 1869) is t zu entnehmen, daß 
die Fakultät bei ih rer Gründung m it 3 Professoren 
des römischen Rechtes besetzt wurde, deren einer 
die Institutionen, der zweite die Pandekten, der 
dritte  den Kodex lehrte. Ihre Namen waren Georg 
W idmon, bis dahin H ofrat und Advokat in  München, 
Georg Dünnsei und Sebastian Mayr, früher Professor 
zu D illingen. Diesen drei Romanisten gesellte sich 
als Kanonist der Jesuit Johann Stotz zu, den man 
aus Ingolstadt berufen hatte. Auch dessen Nach
folger wurden bis 1770 der Gesellschaft Jesu ent
nommen, während die übrigen Professoren durchwegs 
dem Laienstande angehörten. Im  Nebenfach hatten 
die Professoren über Lehnrecht, das jus publicum  
und Zivilprozeßrecht zu lesen. Eine Erweiterung 
ihres W irkungskreises erfuhr die Fakultät, als ih r 
1681 die Hofpfalzgrafenwürde zuteil wurde; kra ft 
dieser hatte sie die Befugnis, Wappenbriefe zu er
teilen, uneheliche K inder zu legitim ieren, Notare zu 
prüfen und zu beeiden (K . Schwarz in  der erwähnten 
Festschrift, 1904). D ie Fakultät genoß einen guten 
Ruf. Mehrere ihrer M itglieder erwarben sich in  der 
wissenschaftlichen W elt einen geachteten Namen, so 
vor allen Georg W idmon, Franz W oller, Johann 
.Christoph von Fröhlich, der einen Kommentar zur 
Carolina veröffentlichte, Thomas Herm anin von 
Reichenfeld, bekannt durch seine Forschungen zum 
tirolischen Statutarrecht, und derJesuitJosephSeybold. 
U nter K a rl V I. erhielt die Fakultät 1733 eine fünfte 
Lehrkanzel fü r Naturrecht und deutsche Reichs
geschichte, gleichzeitig wurde das öffentliche Recht 
zum Hauptfach erklärt. A u f die neue Lehrkanzel 
berief man Paul Riegger aus Freiburg, einen Anhänger 
der W ölfischen Philosophie, der nach 16 jähriger W irk 
samkeit in  Innsbruck unter Maria Theresia an die 
W iener Universität kam und zu hohem Ansehen 
gelangte. Zeigte sich bereits in  dieser Maßnahme 
die Absicht der Regierung, den Bedürfnissen des 
Staates im  Lehrplane der Universität Rechnung zu 
tragen und fü r den U nterrich t im  Rechte der Zeit 
Platz zu schaffen, so .trat die Tendenz ,m it dem F ort

gang des 18. Jahrhunderts immer deutlicher hervor. 
D ie dritte Lehrkanzel fü r römisches Recht wurde 
1748 eingezogen, dafür schenkte man der Pflege 
des Strafrechtes und des zivilgerichtlichen Verfahrens 
erhöhte Aufmerksamkeit. D ie Vertretung dieser 
Fächer erhielt 1768 Johsef Leonhard von Banniza 
anvertraut, ein als Schriftsteller und Kenner der 
österreichischen Gesetzgebung berühmter Gelehrter. 
Ferner schuf man 1769 einen Lehrstuhl fü r politische 
Wissenschaften, der m it Johann H einrich Wüstenfeld 
und nach dessen Abgang m it Ignatz de Luca, dem 
ersten H istoriographen der Universität, besetzt wurde. 
Auch die Ideen der Aufklärung fanden im  Laufe 
des 18. Jahrhunderts Eingang in  die Fakultät. Von 
1770 an lehrten nur mehr weltliche Professoren das 
Kanonische Recht. Johann Pehem und der be
deutende Franz Jellenz waren unbedingte Anhänger 
des Josephinischen Kirchenregiments. Zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts erhielten die österreichischen 
Juristenf akultäten einen neuen Lehrplan vorgeschrieben, 
den der Redaktor des österreichischen a. BGB. Franz 
von Zeiller ausgearbeitet hatte. E r lag ganz in  der 
R ichtung der Entw icklung, die sich schon unter 
Josef II. angebahnt hatte. A ls vornehmste Aufgabe 
der Fakultät galt es, die jungen Juristen in  die 
Kenntnis der neuen großen Kodifikationen auf dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechts und des Strafrechtes 
einzuführen und sie fü r die Praxis zu schulen; die 
wissenschaftliche A rbe it tra t dahinter zurück. Kaiser 
Franz wollte n icht Gelehrte heranbilden lassen, sondern 
nur tüchtige, brauchbare Beamte. D ie Professoren 
hatten sich streng an die vorgeschriebenen Lehr
bücher zu halten und standen unter der Aufsicht 
eines von der Regierung ernannten Fakultätsdirektors. 
Erst das Sturm jahr 1848 und die Thunschen Reformen 
befreiten die Juristenfakultäten aus ihren Fesseln. D ie 
Hochschulen wurden m it dem kostbaren Gut der 
Lehr- und Lem freihe it begabt, die Schranken, die 
sie von den deutschen Schwesteruniversitäten trennten, 
fielen, ja, die österreichische Regierung war e ifrig  darauf 
bedacht, Gelehrte aus dem übrigen Deutschland fü r 
Oesterreich zu gewinnen, um dem echten akademischen 
Geist h ier Eingang zu schaffen. Schon im  Herbst 
1849 kam der hervorragende Kanonist und Germanist 
Georg Philipps aus München und nach seinem Weg
gang von ebendort sein Nachfolger Em st Freiherr 
von Moy de Sons. 1852 gelang es der Regierung, 
Julius F icker aus Bonn nach Innsbruck zu ziehen, 
der unserer Hohen Schule bis zu seinem Tode (1902) 
die Treue h ie lt und sie zum M ittelpunkt seiner noch 
heute blühenden historischen Schule machte. In  den 
folgenden Jahren kamen dann noch Friedrich Maaßen 
fü r römisches Recht und E m il K leinschrod fü r Z iv il
prozeßrecht. D ie Innsbrucker Fakultät blühte auf. 
Bald waren auch tüchtige österreichische Kräfte an 
ih r tä tig  und mehrten ihren Ruf und ih r Ansehen. 
Eine Fülle glänzender und berühmter Namen tr itt 
uns entgegen, wenn w ir die Jahrzehnte, die seither 
vergangen sind, an unserem Geist vorüberziehen 
lassen. Ich  nenne die Romanisten Valentin Punt- 
schart, Paul Krüger, Ivo P faff und Em st Hruza, die 
Kanonisten K arl Groß, F riedrich Thanner und Johann 
N issl, die Germanisten V al de Lievre und Otto 
von Zallinger, die Z ivilisten Peter Harum, Josef Krainz, 
Leopold Pfaff, Em st Demelius, M oritz Wellspacher, 
Ludw ig Schiffner und A nton Koban, die Krim inalisten 
August Geyer, Emanuel U llm ann, H einrich Lammasch 
und Ferdinand Lentner, den Prozessualisten V ik to r
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Waldner, die Staatsrechtler Edmund Bernatzik und 
Theodor von Dänischer, den W irtschaftshistoriker 
K arl Theodor von Inama, die Nationalökonomen 
Eugen von Böhm-Bawerk, V ik to r Mataja und Franz 
Freiherrn von Myrbach, den Statistiker Vinzenz John 
und den Verwaltungsrechtslehrer Ferdinand Schmid.

Auch ehrt die Fakultät die Zahl der Berufungen, 
hie ihren M itgliedern zuteil geworden sind. So 
"wirken gegenwärtig noch an anderen Universitäten 
Ernst Freiherr von Schwind, Gustav Walker, Friedrich 
won Woess in  W ien, H einrich Singer und Ludw ig 
Wahrmund in  Prag, Paul Puntschart in  Graz, F ritz 
Schulz in  Bonn, W ilhelm  G erloff in  Frankfurt und 
Paul Koschaker in  Leipzig.

D ie Zahl der Hörer der Universität wie der 
Fakultät wächst seit den letzten Jahren ständig trotz 
her Ungunst der w irtschaftlichen Verhältnisse und 
dem schmerzlichen Verlust von Südtirol. Waren 
noch vor 4 Jahren bei dem Einzug in  das neue 
Kollegiengebäude bloß 1467 Studenten im m atrikuliert, 
darunter 338 Juristen, so lauten die Z iffern fü r dieses 
Sommersemester 2000 und 550. Das macht der Zu
strom aus dem Deutschen Reich, der zu unserer 
Freude n ich t bloß anhält, sondern anwächst. D ie 
überwiegende M ehrheit der reichsdeutschen Hörer 
betreibt das Studium der Staats Wissenschaften, es 
kommen aber auch viele Juristen, und w ir sind darauf 
bedacht, ihren Bedürfnissen Rechnung zu tragen, 
b i Innsbruck w ird  n icht ■, bloß über österreichisches, 
sondern auch über deutsches bürgerliches, Straf-, 
Prozeß-, Staats- und Verfassungsrecht gelesen.

Den lebendigen Zusammenhang m it dem Reiche 
zu pflegen, ihn immer fester und inniger zu gestalten 
lst das lebhafte Bestreben unserer Hohen Schule. 
Ohne ihre österreichische Eigenart zu verleugnen 
und ohne zu vergessen, was sie dem Staate schuldet, 
her sie hält, sucht sie doch den Anschluß an das 
gesamtdeutsche Geistesleben. Innsbruck is t und 
"Will immerdar bleiben eine Pflegestätte d eu tsche r  
Wissenschaft!

ßer Ver wal tun gsri e h ter und seine Unab
hängigkeit.

V om  Senatspräsidenten im  Reichsversicherungsamt 
F. F u is t i n g ,  B erlin .

„Es is t n ich t dam it abgetan, daß der Berufs- 
nchter sich immer nur auf A rt. 102 RVerf. beruft 
und sagt: Ich bin unabhängig und dam it basta!“ 
Fheses vom neuen Chef der Preuß. Justiz früher 
gesprochene W ort wendet sich gegen Einseitigkeiten 
und wehrt dam it die Gefahr der Verflachung zum 
ochlagwort ab, die zu bannen der Berufsrichter selbst 
das größte Interesse hat. In  diesem Sinne wollen 
nuch die folgenden Ausführungen verstanden sein.

Für den Verwaltungsrichter hat die richterliche 
Unabhängigkeit einen anderen Inha lt als fü r den 
ordentlichen R ichter; nur einem sehr begrenzten 
Kreise von Verwaltungsrichtern, z. B. den M itgliedern 
ues Reichsfinanzhofs, des Bundesamts fü r das Heim at
wesen, des preuß. OVG. is t die volle richterliche 
Unabhängigkeit m it den Garantien der Unabsetzbar
s t  und der, abgesehen von Sonderfällen, nur fre i
w illigen Versetzbarkeit gesetzlich gewährleistet. Der 
Kichter, welcher der materiellen Sicherheiten fü r sein 
Am t entbehrt, welche die Unabhängigkeit kenn- 
z®1uknen, is t trotz A rt. 102 RVerf. nur bedingt un
abhängig.^ Daß dem überwiegenden Teile der .Ver
waltungsrichter die Stützen der Unabhängigkeit fehlen,

beruht z. T. darauf, daß die Vertreter der Staats
gewalt auf dem in  Rede stehenden Gebiete, wo die 
vom Verwaltungsgericht geübte Rechtskontrolle. staat
liche Hoheitsakte oder mindestens staatliche Interessen 
besonders o ft und unm ittelbar berührt, n icht nur die 
Idee des sog. „Justizstaats“ ablehnen, sondern über
haupt den Garantien der Unabhängigkeit ablehnend 
gegenüberstehen, zum andern darauf, daß der Begriff 
der Verwaltungsrechtsprechung flüssig und daher 
auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit n ich t leicht zu 
umgrenzen ist. D ie Begriffe Verwaltungsgerichts
barkeit und Verwaltungsrichter sind hier im  weitesten, 
ihnen nach Reichs- und Landesrecht zukommenden 
Sinne gemeint, Verwaltungsgerichtsbarkeit etwa in  
dem über die Bornhaksche Begriffsbestimmung1) 
noch hinausgehenden Sinne einer von Staatsorganen 
in  richterlicher Unabhängigkeit und prozessualen 
Formen vom Rechtsstandpunkt aus gegenüber Ver
waltungshandlungen der Behörden oder anderer 
öffentlich-rechtlicher Organe geübten Aufsicht. Be
sonders is t an die Verwaltungsgerichte des § 13 GVG. 
zu denken, wie z. B. an das Reichs versicherungs- 
amt und Reichsversorgungsgericht m it den nachge- 
ordneten Spruchinstanzen, die Finanzgerichte u. a. 
Auch das nach der Rechtsprechung des R G .2) als 
Verwaltungs- Sondergericht zu erachtende Reichs
w irtschaftsgericht, dessen ständigen M itgliedern die 
Unabsetzbarkeit in  gewissen Umfange gesetzlich ge
sichert is t3), is t zu erwähnen.

Bei der großen Verschiedenheit der Aufgaben, 
E inrichtung und Ausgestaltung der Verwaltungs
gerichte kann es n icht Aufgabe dieser Abhandlung 
sein, nachzuprüfen, wo und wie die Garantien der 
richterlichen Unabhängigkeit den verschiedenen Arten 
von Verwaltungsgerichten zu gewähren sein möchten. 
W ie w ertvo ll diese Garantien fü r die Rechtsprechupg 
sind, hat S t r u tz 4) bez. der Finanzgerichte über
zeugend dargelegt.

H ier handelt es sich nur darum, die richterliche 
Unabhängigkeit fü r den Verwaltungsrichter in  dem 
bescheidenen Umfang ihrer verfassungsmäßigen Ge
staltung, ohne Rücksicht auf die Garantien, also mehr 
nach ihrem  ideellen Gehalt zu erörtern, m it dem jede 
Rechtsprechung steht und fä llt. Für alle R ichter g ilt 
A rt. 102 RVerf., wonach die R ichter imabhängig und 
nur dem Gesetz unterworfen sind, unabhängig also 
gegenüber dein Vorgesetzten und dem Parlament. 
Daß A rt. 102 auch fü r die Verwaltungsrichter g ilt, 
wurde, bei der Beratung widerspruchslos festgestellt 
und is t anerkanntes Recht. Schon aus der Trennung 
der streitentscheidenden Tätigkeit in  Verwaltungs
sachen von der Verwaltung geht hervor, daß dieser 
ein Einfluß auf jene n ich t zusteht. Wenn auch der 
Gesetzgeber, bewußt n ich t so w eit ging, die Ver
waltung unter die Rechtskontrolle der ordentl. Ge
richte zu stellen, so hat er doch die Trennung von 
Rechtsprechung und Verwaltung in  A rt. 107 ge
sichert. Der Verwaltungsbeamte handelt eben nach 
politischen oder anderen auch unter Fortgeltung 
desselben Gesetzes wandelbaren Gesichtspunkten, 
während der Verwaltungsrichter der geltenden Rechts
norm  zum Siege verhelfen muß, auch wenn sie n icht 
zu dem vom Verwaltungs Standpunkt auŝ  erwünschten 
Ziele führt. D ie Verwaltung is t subjektiv, die Recht
sprechung muß objektiv sein.

*) Preuß. Staatsrecht Bd. I I  S. 449.

3) § f ’ v o :  ü W 1<dasS'K W G . v. 21. M a i 1920 -  R G B l. S. 1167.
4) D ie  Verbesserung des Rechtsschutzes in  Steuersachen,

Deutsche Steuer-Ztg. 1927, S. 8.
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Steht sonach fest, daß das A m t des Verwaltungs
richters die Unabhängigkeit fü r sich in  Anspruch 
nehmen muß, sind aber die Garantien dieser Unab
hängigkeit längst n icht allen Verwaltungsrichtern in  
gleichem Maße wie dem ordentl. R ichter gegeben, 
so fo lg t daraus, daß der Verwaltungsrichter Anlaß 
hat, alles, was auch nur den Anschein einer Be
einflussung in  sich trägt, von sich abzuwehren. 
Gerade wegen der n icht in  gleichem Maße wie bei 
der ordentl. Gerichtsbarkeit gegebenen Sicherheiten 
erhält der Anschein einer Beeinflussung v ie l leichter 
Nahrung als beim ordentl. R ichter. Der Richter 
hascht n icht nach dem Beifall der Menge, aber des 
Vertrauens der Allgem einheit kann er n icht entbehren. 
Deshalb is t es wesentlich, vonseiten des Gerichts 
selbst alles fernzuhalten, was das unbeeinflußte Zu
standekommen des Richterspruchs in  Zweifel ziehen 
lassen könnte. Wenn, wie es vorgekommen ist, ein 
Verwaltungsgericht die Ablehnung einer auf Staats
kosten vorzunehmenden Beweisaufnahme (einer Be
obachtung des Klägers im  Krankenhause) auf das 
Fehlen ausreichender staatlicher M itte l stützt, so läßt 
dies erkennen, daß die Stimme des Fiskus diejenige 
des richterlichen Gewissens übertönte, indem die 
Aufsichtsbehörde m it ihrem auf Einschränkung der 
Beweiskosten ausgeübten D ruck bei der Entscheidung 
Pate gestanden hat. D ie Tatsache, daß' sogar beim 
RVGer. zeitweilig die beschlossenen Beweisaufnahmen 
h insichtlich der entstehenden Kosten vor der Durch
führung kontro llie rt wurden und mangels etatsmäßiger 
M itte l ruhen mußten, spricht deutlich genug. Eben
so is t die unbeeinflußte Zusammensetzung des Gerichts 
eines der grundlegenden Erfordernisse fü r das Ver
trauen zur Unabhängigkeit. Oberstes Gebot ist, daß 
die Zusammensetzung eines Gerichts jeweils fü r ge
wisse Zeit vorausbestimmt sein muß und eine 
Aenderung dieser Zusammensetzung nie im  H inb lick 
auf eine bestimmte Streitsache erfolgen darf, w eil 
der Satz, daß niemand seinem gesetzlichen R ichter 
entzogen werden darf, voraussetzt, daß jedermann 
einen gesetzlichen, n icht aber einen durch W illkü r 
bestellten R ichter hat. Daß dieser Gedanke sich 
auch in  der Verwaltungsgerichtsbarkeit durchgesetzt 
hat, darf man behaupten. Indessen sind diejenigen 
Vorschriften ihm  n icht ungefährlich, die fü r die Zu
sammensetzung des Richterkollegiums n ich t eine 
bestimmte Geschlossenheit nach Zahl und A rt der 
M itglieder aufweisen. Es g ib t doch noch Bestim
mungen, z. B. § 1781 Abs. 4 RVO., wo zugelassen 
ist, daß zu den Entsch. des Beschlußsenats außer 
den ordentl. M itgliedern noch weitere M itglieder des 
R VA. (Landesversicherungsamts), die m it der Be
arbeitung der Sache betraut sind, zugezogen werden 
können. Dabei ist sicher n icht an Sachbearbeiter 
gedacht, die erst im  H inb lick auf eine zu treffende 
Entsch. m it der Bearbeitung; betraut werden, sondern 
an solche, die, wie etwa die M itberichterstatter des 
Verwaltungsreferats, bei ihrer Vertrautheit auf dem 
Arbeitsgebiete als besonders erfahren gelten und 
deshalb zur Mitentscheidung in  dem so verstärkten 
Senate berufen werden können. Andernfalls könnte 
er fü r eine bestimmte Sache beliebig verstärkt und 
so die Zusammensetzung beeinflußt werden. Auch 
in  der engeren Auslegung, wie sie h ier gegeben w ird, 
is t die V orschrift keine erfreuliche Blüte am Baume 
der richterlichen Unabhängigkeit, und je mehr sie in  
der Praxis ausgemerzt w ird , um so besser is t es. 
Am  besten aber wäre es, wenn der Gesetzgeber ih r

das' schwache Lebenslicht gänzlich ausblasen würde. 
D ie Berührung zwischen Rechtsprechung und Ver
waltung is t in  den Instanzen der Sozialversicherung 
ohnehin so weitgehend durchgeführt, daß es ihrer 
Vertiefung durch eine der unbeeinflußten Zusammen
setzung des Beschlußsenats gefährliche V orschrift 
n icht bedarf. Es kann auch hier auf S t ru tz  (a. a. 0 .) 
verwiesen werden.

W ie die Verwaltungsgerichte bemüht sein müssen, 
jeden Verdacht eines beeinflußten Richterspruchs von 
sich zu weisen, so is t es ein Gebot der Staatsklugheit, 
daß auch die obersten Verwaltungsbehörden sich vor 
E ingriffen oder Beeinflussungsversuchen gegenüber 
der Rechtsprechung hüten. Jeder solcher Versuch 
w ird  — mag er E rfo lg  haben oder n icht — stets 
das Ansehen des Gerichts m indern, das dadurch dem 
Argwohn ausgesetzt w ird, einer Beeinflussung n icht 
unzugänglich zu sein; n icht selten aber w ird  auch 
das Ansehen der Verwaltungsbehörde darunter leiden. 
A u f lange Sicht betrachtet w ird  keinem der beiden 
Staatsorgane und dem höheren Staatsinteresse damit 
gedient. Wie kommt es, daß n icht nur aus Fach
kreisen1) Vorwürfe gegen die Ausschaltung der ordentl. 
Rechtspflege erhoben werden und daß nicht nur aus 
den M itgliederkreisen verschiedener Verwaltungs
gerichte, und zwar aus verschiedenen Ressorts, der 
Wunsch laut w ird, dem Reichsjustizm inisterium  unter
stellt zu werden, sondern daß auch in  beteiligten 
Laienkreisen, wie z. B. von Kriegsbeschädigten-Or- 
ganisationen hinsichtlich des Reichsversorgungs
gerichts, dieser Ruf wie der nach Sicherung der 
Unabhängigkeit n icht verstummen w ill?  Warum erhob 
sich in  der Fachpresse der ja leider fruchtlos ver
hallte Sturm gegen die gleichzeitige Unterstellung der 
Arbeitsgerichte unter Justiz- und Sozialm inisterien?

Bei den erst nach dem Kriege entstandenen V er
waltungsgerichten, die in  ihrem  M itgliederkreise n icht 
fest geschlossen sind, n ich t über lange -Tradition ver
fügen, und m it auf Zeit einberufenen H ilfsrichtern  
arbeiten, is t der Versuch einer Einflußnahme auf die 
Rechtsprechung oder auch nur der Anschein davon 
besonders vom Uebel. Es mag sein, daß eine dem 
unm ittelbaren Staatsinteresse zuwiderlaufende gericht
liche Entscheidung schwerer als manche verfehlte 
Verwaltungsmaßnahme hinzunehmen ist, w eil eine 
letztinstanzliche gerichtliche Entsch. nur unter be
sonderen, ausnahmsweise gegebenen Voraussetzungen 
zu beseitigen und gewöhnlich auch fü r gleichartige 
Fälle maßgebend ist, während eine als verfehlt er
kannte Verwaltungsmaßnahme o ft ohne nachhaltige 
Einbuße der Staatsautorität rückgängig gemacht 
werden kann. Deshalb muß der R ichter sich auch 
die m ittelbaren Rückwirkungen seiner Entsch. vor 
Augen halten. Aber wenn Entscheidungen ergehen, 
die dem Staatsinteresse n ich t dienlich erscheinen, 
möge man der W orte des Plinius zum Trajansbilcl 
gedenken: „Is t es n ich t dein vorzüglicher Ruhm, daß 
der Fiskus o ft seine Prozesse verliert?“

Auch die Gesetzgebungsmaschine is t n icht über
stürzt in  Gang zu setzen. Nachdem in  der Nach
kriegszeit die Räder dieser Maschine in  eine Gangart 
versetzt waren, die Hören und Sehen vergehen ließ, 
sind auch heute noch Regierung wie Parlament nur 
zu leicht zu Aenderungen geneigt, deren E rfo lg  
nur F lickw erk ist, das sich in  das Ganze n ich t o r
ganisch einpaßt. Gerade dadurch werden der Recht-

i)  V g l. H e i l  b e rg s  K r i t ik  z. Entw . eines Arbeitsgerichtsgesetzes
in  JW . 1926 S. 2793.
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sprechung Schwierigkeiten bereitet, aus denen sie 
n ich t heraus kann, ohne Kompromisse zu schließen, 
■die vor den Grundsätzen unbefangener Gesetzes
auslegung und unabhängiger Rechtsprechung nicht 
bestehen können, oder Entscheidungen zu treffen, 
die zwar dem entsprechen, was im  Gesetz zum Aus
druck gekommen ist, aber im  Ergebnis unbefriedigend 
'wirken. H ierfür aber das Gericht verantwortlich zu 
machen, is t ungerechtfertigt; das Gesetz is t bindend. 
N atürlich soll damit n icht einer starren Buchstaben
jurisprudenz das W ort geredet sein. Gerade im  
Zeichen des Parlamentarismus sind solche kleinen 
Aenderungen gefährlich. D er Parlamentarismus erfü llt 
zwar die „Führer vorübergehend, solange sie regieren, 
m it Staatsräson, aber es hält n icht vor, und die ein
gesogene L u ft der Staatsräson entweicht unter der 
Angst vor der Wählerschaft nur zu rasch w ieder“ 1).

Eine besondere K lippe fü r die Rechtsprechung 
stellen die aus dem Reichstag unm ittelbar hervor
gegangenen Initiativgesetze dar, die o ft m it nur zu 
großer E ile durchgepeitscht werden und bei denen 
•die Feile des Fachreferenten des zuständigen 
Regierungsressorts n icht hinreichend arbeiten kann. 
Namentlich g ilt dies, wenn es sich um Aenderungen 
handelt, die sozusagen ab irato, etwa als Rückschlag 
der durch die Presse erregten Massenstimmung gegen 
gerichtliche Entscheidungen vorgenommen werden.

A u f der anderen Seite wäre es erwünscht, daß 
auch das Parlament an Gesetzentwürfe der Regierung, 
die der Rechtsprechung durch Gesetzesänderung 
andere Bahnen weisen wollen, m it größerem Bedacht 
herangeht, da die in  den Begründungen der Gesetz
entwürfe geübte K ritik  keineswegs immer einer 
strengen Prüfung standhält2).

Zuzugeben is t allerdings, daß die gesetzgebenden 
Faktoren n ich t fre i sind; sie müssen m it Partei
rücksichten, finanziellen Hemmungen, psychologischen 
Stimmungen weiter Kreise, m it der Presse usw. rechnen 
rmd können m it objektiv begründeten Vorschlägen 
nicht immer durchdringen. Dies sind Verhältnisse, 
m it denen im  parlamentarischen Regime gerechnet 
Werden muß. Man darf aber n icht verlangen, daß 
die Rechtsprechung sich von solchen Erwägungen, 
die im  Gesetz keine Stütze finden, leiten läßt. Eine 
Entsch., die sich vom Boden des Gesetzes lösen 
mid nur der augenblicklichen Volksstimm ung oder 
der jeweiligen Regierungsauffassung Rechnung tragen 
Würde, würde n icht Recht, sondern Unrecht sprechen 
rmd dem Grundsatz: „Gleiches Recht fü r a lle !“ zu
widerlaufen; denn wie soll man m it einer Recht
sprechung, die dem Gesetz entgegen ist, allen gleich- 
mäßig gerecht werden!

Aus dem Wesen der gerichtlichen Entscheidung, 
aus der A rt, wie sie, unter dem Schutz und der 
Sicherheit geheimer Beratung und meist im Zu
sammenwirken des Kollegiums, zustande kommt, 
m lgt, daß das Gericht sich m it einer K ritik  seiner 
Entsch. n icht auseinandersetzen kann. D ie Entsch. 
lst in  der W elt; sie is t unabänderlich, wenigstens die 
mchtskräftige, und wenn sie n ich t rechtskräftig ist, 
^  n icht die Instanz, welche sie erlassen hat, zur 
Abänderung befugt. Eine richterliche Entsch. muß 
auch das Anathema hinnehmen. Auch das is t eine 
Begleiterscheinung der richterlichen Unabhängigkeit. 
Es stände dem R ichter schlecht an, sich wegen 
fj^ ner Entsch. rechtfertigen zu wollen, n icht etwa,
g M e in e c k e , Idee der Staatsräson in  der neueren Geschichte,

2) V g l. E n tw u rf der 4. N ove lle  zum RVG.

w eil eine richterliche Entsch. über K ritik  erhaben ist, 
sondern w eil sie der Ausdruck des richterlichen Ge
wissens ist, in  dem er nur sich selbst und einem 
höheren R ichter verantwortlich ist. Pectus facit 
judicem ! Wo Entgleisungen in  gerichtlichen Entsch. 
Vorkommen, w ird  die K ritik  dann um so erfolg
reicher und auch beim R ichter selbst um so w irk 
samer sein, je mehr sie sich von demagogischer 
E inseitigkeit fernhäit.

A lle  diese Hinweise dienen dem Zwecke, dar
zulegen, daß auch die Verwaltungsrichter, denen das 
Gesetz ihre richterliche Unabhängigkeit, abgesehen 
von den verfassungsmäßigen Sicherheiten, n icht fest 
umgrenzt und gesichert hat, und gerade sie, berufen 
sind, ihre Unabhängigkeit zu wahren, und daß von 
ihrer wie von anderer Seite grundsätzlich alles ver
mieden werden muß, was auf Beeinflussung oder 
Abhängigkeit des Richters deuten könnte. Letzten 
Endes is t die Unabhängigkeit des Richters in  seinem 
Gewissen begründet; sie is t seine Ehre. „N u r die 
Majestät des Gesetzes steht über dem R ichter; keine 
andere staatliche A u to ritä t kann ihm  etwas anhaben, 
von keiner darf er sich unm ittelbar oder m ittelbar 
beeinflussen lassen1).“

W e l t w e e h s e l r e e h t .
V o n  Justizrat D r. W i lh e lm  B e r n s te in ,  B erlin .

Das w irtschaftliche Komitee des Völkerbundes 
hat sich m it der Fortführung der Bestrebungen zur 
Vereinheitlichung des Wechselrechts befaßt, so daß 
m it einer erneuten Konferenz zur Schaffung eines 
Weltwechselrechts zu rechnen ist. Es verlohnt sich, 
rechtzeitig die Diskussion wieder in  Fluß zu bringen. 
Zu diesem Behufe mag eine kurze Uebersicht der 
in  der letzten Haager Konferenz 1912 festgesetzten 
Leitsätze eines einheitlichen Wechselrechts unter 
Nachprüfung ihrer Zweckmäßigkeit am Platze sein.

Das Ziel der einheitlichen Regelung is t dahin 
zu stecken: D er Wechsel muß im  Interesse der Ver
kehrssicherheit weiter sich als eine vom Grund
geschäft losgelöste, jede einzelne Wechselerklärung 
selbständig erfassende Formschuld darstellen, gegen 
die Einreden aus der Person eines Vormanns gegen
über einem gutgläubigen Inhaber auszuschließen sind. 
D ie möglichste Vereinfachung des Wechsels wie des 
Protestes is t anzustreben, um N ichtigkeiten vorzu
beugen. Schon i. J. 1900 habe ich den Versuch 
einer so gearteten WO. unternommen2). D ie Haager 
Beschlüsse, soweit sie zu einem Einheitsrecht ge
langen, entsprechen überwiegend diesen Vorschlägen.

1. D ie W e c h s e l fä h ig k e i t  des Inländers ist 
n icht mehr besonders geregelt, und dam it fü r die 
Bedürfnisse des Wechselverkehrs zu Recht zum Aus
druck gebracht, daß jeder Geschäftsfähige auch 
wechselfähig ist. D ie W echselfähigkeit des Ausländers 
bemißt sich nach dem Gesetz seines Heimatstäates, 
jedoch nach dem etwa günstigeren Inlandsrecht, wenn 
die W echselverbindlichkeit im  lnlande eingegangen ist.

D ie Hauptregel erfreut sich allgemeiner Geltung; 
die Ausnahme is t im  Interesse der Sicherheit in 
ländischen Wechselverkehrs geboten.

2. F o r m e r fo rd e rn is s e  des W echsels sind 
die Bezeichnung als Wechsel im  lext, die Zahlungs
anweisung bzw. das eigene Zahlungsversprechen, die

')  M a r x ,  R ich te r und Justizverwaltung in  „Recht, V erwaltung 
und P o lit ik  im  neuen Deutschland“ , herausgegeben von Bozi und

2) D ie  Revision der W O . B e rlin  1900, Verlag  O tto Liebmann.
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Angabe der Verfallzeit, des Zahlungsortes, die Namens
bezeichnung des Bezogenen und Wechselnehmers, 
Ausstellungsdatum und Ausstellerunterschrift. Zur 
Vermeidung zweckwidriger N ichtigkeit is t verordnet, 
daß ein Wechsel ohne Angabe der Verfallzeit als 
Sichtwechsel, und ein Wechsel ohne Angabe des 
Ausstellungsortes als an dem O rt ausgestellt g ilt, 
der bei dem Namen des Ausstellers angegeben ist. 
Diese Regelung fo lg t n icht ganz der diesseitigen 
Anregung möglichster Vereinfachung. Inhaberwechsel 
sind zuzulassen, und es wäre ein Wechsel ohne A n 
gabe des Nehmers dem mutmaßlichen W illen gemäß 
als Inhaberwechsel zu behandeln. D ie leichtere Begeh
barkeit des Inhaberpapiers is t gerade fü r den Wechsel 
als umlaufendes Handelspapier förderlich. Mißstände 
sind, wie der Inhaberscheck beweist,nicht zubefürchten.

Der Wechsel an eigene Order und der vom 
Aussteller auf sich selbst gezogene Wechsel sind 
beibehalten, letzterer ohne Einschränkung auf D istanz
wechsel. D er Wechsel kann bei einem D ritten  am 
W ohnorte des Bezogenen oder an einem anderen 
Orte zahlbar gestellt werden (Domizilwechsel). Diese 
dem Parteiw illen entsprechende Gleichstellung des 
bloßen Zahlstellenwechsels und des eigentlichen 
Domizilwechsels m it der W irkung, daß in  b e iden  
Fällen der D ritte  als Zahler anzusprechen ist, war in  
Uebereinstimmung m it diesseitiger Befürwortung 
schon seit 1. Okt. 1908 im  Reich geltendes Recht.

Für den Sonderfall der S icht- und Nachsicht
wechsel is t einem angeblichen Bedürfnis zufolge ein 
wechselmäßiges Zinsversprechen zugelassen.

3. D ie  W e c h s e la u s s te l lu n g  hat die Neuerung 
erfahren, daß der Aussteller die Haftung fü r die 
A n n a h m e  des Wechsels ausschließen kann. E in 
Vermerk des Ausstellers über den Ausschluß der 
Haftung fü r die Z a h lu n g  g ilt — anders als beim 
Indossanten — als n icht geschrieben. Mein Vorschlag 
war der weitere dahin, daß der Aussteller die Haftung 
fü r die Zahlung ausschließen kann, w eil ein Grund 
fü r eine diesbezügliche Verschiedenheit in  der Be
handlung des Ausstellers und des Indossanten nicht 
einleuchtet.

4. D as In d o s s a m e n t  is t nach Form  und 
W irkung unverändert geblieben. Es muß auf dem 
Wechsel oder dessen Anhang stehen und vom In 
dossanten unterschrieben sein, braucht den Indossatar 
n icht zu bezeichnen und kann auf der Rückseite des 
Wechsels in  form loser Namenszeichnung erscheinen. 
Es überträgt alle Rechte aus dem Wechsel und 
macht mangels entgegenstehenden Vermerks für 
A n n a h m e  und Z a h lu n g  haftbar'. Doch legt das 
neue Recht dem Nachindossam ent allgemein, also 
im  Gegensatz zum bestehenden Recht auch dem 
eines unprotestiert gebliebenen Wechsels nur die 
W irkung gemeiner Abtretung bei. Diese Vereinheit
lichung w ird  als Vereinfachung anzunehmen sein.

5. D ie  W echse lannahm e  geschieht nur durch 
eine e n tsp re ch e n d e  Erklärung, im  Gegensatz zur 
DW O., also n ich t durch eine anderweite Erklärung des 
Bezogenen auf dem Wechsel. D ie bloße U nterschrift 
des Bezogenen auf der Vorderseite g ilt als A n n a h m e. 
Aussteller und Indossant, also nicht w ie bisher bloß 
der Aussteller beim Domizilwechsel, können die V or
lage zur Annahme v o rs c h re ib e n ,  w eil an als
baldiger Vorlage zur Annahme d u rc h g ä n g ig  ein 
Interesse bestehen kann. Umgekehrt kann der Aus
steller Vorlage zur Annahme ve rb ie te n .  D ie 
Schuldner eines Lieferanten sind häufig dam it ein

verstanden, daß dieser auf sie einen am Fälligkeits
tage zahlbaren Wechsel zieht, empfinden aber das 
Ansinnen vorgängiger akzeptmäßiger Bindung als 
Belästigung. Der Bezogene kann, entgegen dem 
heutigen Recht, verlangen, daß ihm  der Wechsel am 
Tage nach der ersten Vorlegung nochmals zur A n 
nahme präsentiert w ird. Dem Bezogenen solcher
gestalt eine Bedenkfrist einräumen, heißt indes, neben 
der Um ständlichkeit dem Gläubiger das Zahlm ittel 
fü r die gleiche F rist vorenthalten.

D ie einmal geschehene Annahme kann nach 
heutigem Recht selbst vor Aushändigung des Wechsels 
n icht wieder zurückgenommen werden. Diesseits is t 
aus den Preußischen Archiven der Nachweis geführt, 
daß diese dem A LR . nachgebildete V orschrift nur 
Folge der irrigen Anschauung war, der Vertrag 
vollende sich zwischen Zieher und Annehmer schon 
m it der N iederschrift der Annahme, n icht erst 
m it Begebung. D ie V orschrift hatte rechte Ver
w irrung gestiftet, indem man sie zur Theorie ver
wertete, der Wechsel sei keine Vertragsurkunde, 
sondern ein e in s e i t ig  m it der N iederschrift ge
schaffenes W ertstück. D ie volle Beseitigung der 
Systemwidrigkeit war von m ir in  Vorschlag gebracht. 
Einen Rest hat man indes dahin belassen, daß im  
Falle Rückziehung der Annahme vor Wechselaushän
digung der Annehmer alsdann wechselmäßig haftet, 
wenn er vor Streichung seine Annahme schriftlich  
angezeigt hat.

6. D ie  W e c h s e lb ü rg s c h a f t  (Aval) bedarf im  
Gegensatz zum Schweigen der DWO. der besonderen 
Regelung. Sie geschieht nach den Haager Beschlüssen 
auf dem Wechsel oder dessen Anhang und kann in  
bloßer U nterschrift auf der Vorderseite erscheinen. 
Im  Zweifel g ilt sie zugunsten des Ausstellers; weshalb 
die bloße M itunterschrift eines Indossaments n ich t 
als Wechselbürgschaft fü r den In d o s s a n te n  gelten 
soll, wie dies dem vermutungsweisen W illen ent
spricht, is t n icht ersichtlich.

D ie Wechselbürgschaft verpflichtet wechselmäßig 
nach Maßgabe der Hauptschuld. Uebereinstimmend 
m it den diesseitigen Vorschlägen hat sie fü r den 
einlösenden Wechselbürgen zwecks Erleichterung der 
Abw icklung die W irkung erhalten, daß sie ein 
w ech se lm äß ige s  Rückgriffsrecht gegen den Wechsel
zeichner, fü r den sie geleistet ist, sowie dessen V o r
männer gewährt.

7. D ie  V e r fa l l z e i te n  des W echsels  sind die 
bisher zugelassenen: bestimmter Tag, bestimmte Zeit 
nach Ausstellung, Sicht, bestimmte Zeit nach Sicht. 
D ie fü r Wechsel auf bestimmte Zeit nach Sicht 
bislang festgesetzte Vorlegungsfrist von 2 Jahren is t 
im  H inb lick  auf das nahe Geldbedürfnis, dem sie 
dienen, auf 6 Monate verkürzt.

8. D e r A u s w e is  als W e c h s e lg lä u b ig e r is t ,  
wie nach heutigem Recht, durch eine zusammen
hängende, auf den Wechselinhaber auslaufende Kette 
von Indossamenten gegeben. W er ohne grobe Fahr
lässigkeit dem äußerlich als Gläubiger Ausgewiesenen 
bei V erfa ll zahlt, w ird  von der Schuld befreit. D er 
als Wechselgläubiger Ausgewiesene is t nur im  Fall 
bösgläubigen oder grob fahrlässigen Erwerbs zur 
Herausgabe verpflichtet. A lles bewährte Vorschriften 
im  Interesse sicheren Wechselerwerbs.

9. D e r R ü c k g r i f f  gegen  A u s s te l le r  und  
In d o s s a n te n  hat V o r la g e  des W echse ls  oder 
— nach scheckrechtlichem Vorbilde — E inlieferung 
in  eine Abrechnungsstelle und P ro te s t  z u r  Voraus-
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Setzung. D er Zahlungsprotest muß am Zahltage oder 
den beiden ersten Werktagen danach erhoben werden. 
Für alle Fälle der Wechselnot: mangelnde Zahlung, 
Verweigerung der Annahme, Unsicherheit des A n 
nehmers, is t nach Haager Recht nur eine einzige 
-Art des Rückgriffs gegeben, R ückgriff auf Z ah lung . 
Folgerichtig is t die Neuerung für die Zeit vor V erfa ll 
keineswegs. Der Gläubiger erhält beiR ückgriff mangels 
Annahme oder Unsicherheit des Annehmers vor
zeitige Zahlung, worauf er keinen Anspruch hatte. 
R ichtiger wäre es, wenn man bloß dem R ückgriffs
schuldner das Recht einräumt, die Sicherstellung 
durch Zahlung abzuwenden.

a) Der Protesterlaß is t beibehalten. Der Protest- 
erlaß des Ausstellers soll in  Zukunft gegenüber allen 
W echselverpflichteten w irken und diese vor den Kosten 
des trotzdem erhobenen Protestes schützen. Der 
Protesterlaß des Indossanten soll w ie bisher nur 
d iesem  gegenüber w irken und nicht vor den Kosten 
trotzdem erhobenen Protestes bewahren. Auch im  
diesseitigen Entw urf war als folgerecht befürwortet, 
daß der Aussteller als Former der W echselpflicht 
das Recht hat, den Protest in  Ansehung des Wechsels 
überhaupt auszuschließen. Zu bedauern is t es, daß 
Ereignisse höherer Gewalt, soweit sie n icht rein 
Persönlicher Natur sind, nach Haager Recht die 
Vorlage- und Protestfrist hinausrücken sollen und 
Fei längerer Dauer als 30 Tage von Vorlage bzw. 
Protest überhaupt entbinden. Der Verlust des Wechsel
rechts im  Falle unterlassenen Protestes is t doch keine 
Strafe fü r die Nachlässigkeit des Inhabers, sondern 
Folge des Ausfalls der fü r die Regreßpflicht geltenden 
Bedingung. Dazu kommt, daß bei der Natur wechsel
mäßiger Verpflichtung deren Voraussetzungen aus 
der Urkunde selbst erhellen müssen. Für Fälle 
^gem einer Behinderung muß wie bisher ein Notgesetz 
gelegentliche A bhilfe  schaffen.

b) N o t i f i k a t i o n .  Beibehalten is t die P flich t 
des Inhabers, bei einer bis zur Höhe der Wechsel- 
Summe gehenden Schadensersatzpflicht seinen unm ittel
baren Vormann und den Aussteller von dem Notleiden 
des Wechsels zu benachrichtigen, und die P flich t des 
mdossanten, diese Notanzeige an seinen Vormann 
■Weiterzugeben. D ie zu weitgehende, übrigens unprak
tisch gebliebene Straffolge mangelnder Benachrichti
gung, daß der Anspruch auf Zinsen und Kosten 
verlorengeht, is t beseitigt.

c) D ie  m a te r ie l le  U n a b h ä n g ig k e i t  de r  
e in z e ln e n  W e c h s e le rk lä ru n g e n  v o n e in a n d e r  
sow ie  d ie  G e sa m th a f t  s ä m t l ic h e r  W e ch se l
s c h u ld n e r  und das Recht des Gläubigers, beliebige 
Wechselschuldner herauszugreifen, auch die getroffene 
Wahl zu ändern (Sprungrecht und Wandlungsrecht) 
Slnd übernommen und die Rückgriffsschuld wie bisher 
dahin geregelt, daß die Wechselsumme bzw. die bei 
Einlösung des Wechsels bezahlte Summe nebst Zinsen, 
die Kosten von Protest und Notanzeige und eine

rovision zu entrichten ist. N ur is t der Verzugs- 
Zinssatz von 6%  auf 5% , der Provisionssatz von 
, '3 auf */e herabgesetzt. Bei R ückgriff vor V erfa ll 
kommen Zwischenzinsen in  Abzug.
. 10. D e r E h r e n e in t r i t t  e ines D r i t t e n  zur

Abwendung der Wechselnot geschieht durch Ehren
annahme oder Ehrenzahlung. Wenn der Wechsel 
Zu Ehren angenommen is t oder in  ihm  Personen 
angegeben sind, die im  N otfa ll zahlen sollen, so 
muß der Z a h lu n g s n o t  leidende Wechsel spätestens 
aru Tage nach Ablauf der Hauptprotestfrist bei all

diesen Stellen vorgelegt und gegebenenfalls mangels 
Ehrenzahlung protestiert werden, w idrigenfalls der
jenige, der die Notadresse angegeben hat oder zu 
dessen Ehren der Wechsel angenommen is t und die 
Nachmänner fre i werden. Der Inhaber darf die 
Ehrenannahme der Notadresse ablehnen, w eil er 
ja nach Haager Recht bei Annahmenot sofort den 
R ückgriff auf Zahlung hat.

11. D ie  V e r jä h ru n g  läuft nach Haager Recht 
gegen den Annehmer, wie bisher, in  3 Jahren ab; 
die Ansprüche des Inhabers gegen die Rückgriffs
schuldner verjähren in  einem Jahr, die des ein
lösenden Indossanten in  6 Monaten. Mein Vorschlag: 
„D ie  Ansprüche aus einem Wechsel verjähren in  
einem Jahr“ , hätte vor dieser unnötigen Verschieden
artigkeit namentlich den Vorzug der Einfachheit. 
D ie Gründe fü r die Unterbrechung und Hemmung 
der Verjährung können und müssen demzufolge ein
heitlich festgelegt werden.

12. W e ch se le in re de n  können grundsätzlich aus 
der Person des Vormanns nicht hergeleitet werden. 
Diese Einschränkung ist, wie K a r l  W ie la n d  m it 
Recht hervorhebt, die Seele des Wechselrechts. Nur 
so kann der Wechsel seinen Hauptzweck erfüllen, 
ein vollgültiges Zahlm ittel und ein vertrauenswürdiges 
K reditm itte l zu sein. Wer indes den Wechsel erw irbt, 
obschon er weiß, daß dem Wechselschuldner E in
redetatsachen zur Seite stehen, hat insoweit auf Schutz 
keinen Anspruch. Diesem Unredlichen gegenüber 
is t umgekehrt der Wechselschuldner schutzwürdig. Es 
is t somit ein Grundfehler des Haager Rechts, daß es 
Einreden aus den Beziehungen zu einem früheren 
Inhaber nur zuläßt, wenn der Wechselübertragung 
a rg l is t ig e s  E in v e rs tä n d n is  zugrunde liegt, und 
n icht schon, wenn der Erwerber die Einredetatsachen 
beim Wechselerwerb gekannt hat. Zur Abschneidung 
von verw ickelten Streitfragen müßte hervorgehoben 
werden, daß, wer im  eigenen Namen nur fremdes 
Wechselrecht geltend macht (der sog. stille  Inkasso
mandatar), Einwände aus der Person seines Vormanns 
(des Inkassomandanten) sich gefallen lassen muß. Der 
Wechselinhaber is t h ier in  W ahrheit nur Vertreter des 
Vormannes. A lles in  allem käme man alsdann zu 
meinem Vorschläge dahin: „Einwendungen aus der 
Person eines Vormannes können dem wechselmäßigen 
Inhaber nur entgegengesetzt werden, wenn er sie bei 
Wechselerwerb gekannt hat, oder wenn er den Wechsel 
fü r Rechnung dieses Vormannes geltend macht.“

13. D e r P ro te s t  is t — von den Vorschriften 
über die Protestbeamten abgesehen — zwischen
staatlicher Regelung zugängig und dam it bedürftig. 
Der E in tritt der Rückgriffsschuld muß einer einfachen 
Nachprüfung so zugängig sein, wie die W irksam keit 
des Wechsels selbst. D er von m ir dem 1. Deutschen 
Notartage von 1902 unterbreitete Vorschlag, den 
Protest auf den Wechsel selbst zu setzen, setzte sich 
1908 im  Reich gesetzlich durch und hat erhebliche 
Erleichterung gezeitigt. Leider haben meine weiteren 
Vereinfachungsvorschläge noch keinen Erfolg gehabt. 
Zum Protest und der dam it verbundenen Einforderung 
der Wechselleistung müßte auf Grund bloßer Wechsel
inhaberschaft der erste Nehmer und jeder Indossatar 
fü r ermächtigt gelten, n icht bloß, wie jetzt, der als 
Wechselgläubiger Ausgewiesene. Man würde da
durch, ohne irgendwelchen Interessen Abbruch zu 
tun, mancherlei N ichtigkeiten Vorbeugen, die jetzt 
aus dem Mangel des Rechts zum Proteste hergeleitet 
werden. D er Inhalt des Protestes könnte sich au!
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die Angabe über fruchtlose Aufforderung, das N icht- 
antreffen oder die N ichterm ittlung des wegen der 
Leistung Angegangenen, O rt und Tag der Protest
handlung, U nterschrift und Amtsstempel des Protest
beamten beschränken. Der Name des Auftraggebers 
wäre bei der von m ir vorgeschlagenen erweiterten 
Protestberechtigung zu entbehren. D ie Berichtigung 
des Protestes is t meiner Anregung gemäß im  Reichs
recht fü r zulässig erklärt, jedoch m it der durch kein 
schutzberechtigtes Interesse gerechtfertigten und dem
gemäß zu beseitigenden Einschränkung, nur bis zur 
Aushändigung der Urkunde. E inheitliche Protest
stunden wären festzusetzen, doch im  Gegensatz zum 
Reichsrecht m it der Maßgabe, daß sie fü r die P r o te s t 
h a n d lu n g  selbst eingehalten werden m üssen, da 
andernfalls gehörige Einforderung und damit bei 
mangelnder Leistung ein Protestgrund n icht vorlag. 
Auch die P ro te s tb e u rk u n d u n g  auf Tagesstunden 
einzuschränken, wäre unnötige Belastung.

14. D e r B e re ic h e ru n g s a n s p ru c h  is t im  
Gegensatz zur Haager Konferenz einheitlich und 
zwar dem Reichsrecht entsprechend dahin aufzubauen, 
daß nach Erlöschen des Wechselanspruchs infolge 
Verjährung oder Protestversäumnisses Aussteller und 
Annehmer dem Wechselinhaber insoweit verpflichtet 
bleiben, als sie sich m it dessen Schaden bereichern 
würden. Beizustimmen is t der Befristung des A n 
spruchs auf 3 Jahre. Es w ird  dam it ohne unbillige 
Beeinträchtigung des Gläubigers dem Bereicherungs
schuldner ein Schutz gegen fristlose Verfolgung gegeben.

15. D as A u fg e b o t  e ines abhanden  g e 
k o m m e n e n  ode r  v e rn ic h te te n  W echse ls  kann 
und muß demzufolge im  Einheitsrecht geregelt werden. 
H ierbei is t die W irkung des Aufgebots festzustellen, 
und zwar dahin, daß d e r H a u p ts c h u ld n e r  v o r  
Kraftloserklärung S ic h e rh e i t  und n ach  K raftlos
erklärung Z a h lu n g  zu leisten hat.

D ie Betrachtung der Haager einheitlichenW echsel- 
ordnung ergibt, daß bei allen erheblichen F ort
schritten einer Nachkonferenz noch vielerlei Nach
besserung übrig bleibt.

Juristische Rundschau.
E n g la n d  ha t d ie o f f i z ie l l e n  B e z ie h u n g e n  

zu R uß land  abgebrochen . In  London befand sich 
die Vertretung der allrussischen Genossenschaft(Arcos) 
und die russische Handelsvertretung. Beiden wurde vor
geworfen, daß sie unter der Decke des besonderen 
diplomatischen Schutzes Spionage und kommunistische 
Propaganda trieben. Dies führte zu einer Haus
suchung. Sie förderte anscheinend schwerbelastendes 
M aterial zutage. D ie Folge war die Ausweisung 
dieser beiden Repräsentanten des russischen W irt
schaftslebens. Auch die diplomatischen Beziehungen 
wurden w ieder abgebrochen. Ob dies politisch klug 
war, hat led ig lich  die englische Regierung zu ver
antworten und das englische Parlament zu unter
suchen. A lle  Diskussionen über die w irklichen 
Beweggründe, und noch mehr alle Prophezeihungen 
über die Folgen dieses Vorgehens sind müßig. 
E in  früheres Staatsm itglied der Opposition hat im  
Parlament e rklärt: „Gelogen, gestohlen und spioniert 
w ird  überall in  der D iplom atie.“ Es liege kein 
Grund vor, warum die Russen es anders machen 
sollen. Es w ird  also eine stillschweigend geduldete 
Uebung unter den zivilisierten Völkern behauptet. 
Man hat darauf erw idert, daß dies m öglich sei. 
A lle in  dies geschehe doch n ich t unter diplomatischem

Schutze und unter diplom atischer Weisung. Es is t 
also erlaubt, wenn das Aeußere gewahrt w ird, un
erlaubt, wenn die Spionage offenkundig stattfindet. 
Hübsch is t auch die Erzählung, wie es der englischen 
Polizei gelungen sei, den W iderstand des Innen
ministers gegen die Durchsuchung bei der Arcos 
zu überwinden. Man habe ihm  die im  K eller der 
Arcos hergestellte Photographie eines der englischen 
Regierung gestohlenen Dokumentes vorgelegt. Man 
sieht, daß auch die englische Polizei als Gegen
maßnahme m it ähnlichen M itteln arbeitet w ie die 
Russen. Handelte es sich um einen zivilrechtlichen 
Vorgang, so würde die Uebung als gegen die guten 
Sitten verstoßend fü r unbeachtlich erklärt werden. 
Schade, daß im  Verkehr unter den Völkern immer 
noch eine Rechtsmoral herrscht wie in  der prim itiven 
Zeit des Verkehrslebens.

Bei der Beratung der Durchführungsgesetze zum 
A rt. 165 der RVerf. im  Verfassungsausschuß des 
Reichswirtschaftsrates spielte die Frage über die 
A u s g e s ta l tu n g  des U n te rb a u e s  de r  W i r t 
sc h a f ts v e r fa s s u n g ,  der W ir ts c h a f t s k a m m e rn ,  
eine erhebliche Rolle. D ie Arbeitnehmer forderten 
deren paritätischen Ausbau. Sie waren enttäuscht, 
als dann nachher die Regierung dem Verfassungs
ausschuß nur den Entw. des Gesetzes über den 
endgültigen Reichs w irtschaftsrat vorlegte. Sie stimmten 
schließlich zu, dam it wenigstens dieses W irtschafts
parlament erhalten bliebe. Zugleich sprach der Ver
fassungsausschuß in  einer Entschließung die E r
wartung aus, daß die Regierung m öglichst bald die 
Ausgestaltung der W irtschaftskammern in  die Hand 
nehme. D er Reichsarbeitsm inister hat nunmehr 
gleichzeitig dem Reichstag und dem Reichsw irt
schaftsrat den Entw. eines B e r u fs a u s b i ld u n g s 
gesetzes vorgelegt. Bis je tzt gab es in  Deutsch
land keine umfassende gesetzliche Regelung der 
Berufsausbildung in  einzelnen Betrieben. N ur das 
Handwerk hatte frühzeitig sich dam it beschäftigt. 
Nunmehr w ird  der Versuch gemacht, in  einheitlicher 
Weise diese ganze Materie gesetzlich zu regeln. 
Dabei is t der Grundsatz der berufsständischen Selbst
verwaltung und die Beaufsichtigung des Lehrlings
wesens in  den Vordergrund gestellt. Hieraus ergab 
sich aber zugleich auch wieder die Notwendigkeit, 
zu der paritätischen Ausgestaltung der Berufsyer- 
tretungen Stellung zu nehmen. Diesen lieg t die D urch
führung des Gesetzes ob. Auch soweit die Verwal
tungsbehörden Anordnungen erlassen, is t den Berufs
vertretungen Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 
A ls gesetzliche Berufsvertretungen bestehen die 
Handwerkskammern und die Handels- und Industrie
kammern. A lle in  diese sollen die ihnen gesetzlich 
übertragenen Rechte n ich t durch die seither in  
W irksam keit befindlichen Organe ausüben. H ie rfü r 
werden besondere Ausschüsse geschaffen. Sie be
stehen aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern in  
gleicher Zahl und m it gleichem Stimmrecht. D ie 
ersteren werden von den gesetzlichen Berufs
vertretungen vorgeschlagen, die Arbeitnehmer durch 
deren w irtschaftliche Vereinigungen. Berufen werden 
sie durch die oberen Verwaltungsbehörden. Man 
sieht also den ersten Ansatz zu der von den 
Arbeitnehmern angestrebten gemeinsamen Tätigkeit. 
Man erkennt aber auch, daß das im  Verfassungs
ausschuß des Reichswirtschaftsrates vorgeschlagene 
Kompromiß wohl begründet war. D ie A rbe it
nehmer forderten bei den Handels- und Industrie-
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kammern w ie bei den Handwerkskammern vollständige 
Aufnahme in  die Kammern selbst. Dagegen haben 
sich die Handelskammern ablehnend verhalten. A ls 
Ausweg erschien die Bildung gemeinsam zu be
setzender Ausschüsse. D ie Schw ierigkeit lag nur 
darin, daß neben den Handelskammern als Unter- 
ßekmervertretung keine gleichartigen Arbeiterkam - 
mern bestanden. D er Entw. des Berufsausbildungs
gesetzes zeigt, daß man die Ausschüsse auch ohne 
solche eigenenArbeiterkammern ins Leben rufen kann.

D ie badische Regierung hat dem Landtag denEnt- 
'Wurf zu einem Gesetz zur R e fo rm  des L a n d ta g s -  
W ah lrech ts  vorgelegt. D ie badische Verfassung 
kaut, w ie alle derzeit in  Deutschland geltenden, auf 
dem Verhältniswahlrecht auf. A u f je 10000 Stimmen, 
die eine Partei in  einem W ahlkreise erhält, entfällt 
em Abgeordneter. D ie Reststimmen werden durch 
das ganze Land zusammengezählt. W ieder sind 
10 000 Stimmen zu einem Mandate genügend. A n 
dem Grundgedanken w ill auch das Reformgesetz 
nichts ändern. Der Proporz b leibt. N ur schlägt 
der Entw urf eine Vermehrung der Zahl der Wahlkreise 
Y°n  7 auf 22 vor. Das besagt, daß er sie wesentlich 
Verkleinert. Dadurchsoll ein engerer Kontakt zwischen 
dmiW ählern und den Abgeordneten hergestellt werden. 
L ie  Landesliste verschwindet. Dadurch erhält die 
Wählerschaft w ieder einen verstärkten Einfluß auf die 
Zusammensetzung des Landtags. Dieser berät derzeit 
die Reformpläne. Im  Prinzip w ird  er ihnen zu
stimmen müssen, mögen auch im  einzelnen Abände- 
rungen erfolgen. Zu stark is t in  W ählerkreisen die 
Abneigung gegen das jetzt herrschende System ge
worden. Gerade im  kleinen Land kann man leicht 
beobachten, w ie das U rte il über das W ahlverfahren 
^Qd dementsprechend auch über die Gewählten lautet. 
-Wan behauptet, daß, seit dieses herrscht, keine hervor
ragenden Köpfe sich mehr im  Landtag finden. Das 
?*ag zu hart sein. Es entspringt aber der ganzen 
Stimmung. Man kennt „seinen“ Abgeordneten nicht 
paehr. E r w ird  von der Parteileitung aufgezwungen. 
Insoweit w ird  also jedenfalls die Neuordnung auch im  
■Lande begrüßt werden. Ob sich dadurch alle Be
schwerden über das Verhältniswahlsystem m ildern 
lassen? D ie Freude an diesem is t heute bedeutend 
gesunken. Den Mißstand, daß sich außerordentlich 
schwer feste Mehrheiten bilden lassen, daß alle 

arteien zu Koalitionen genötigt sind, w ird  auch die 
ßeue W ahlordnung n ich t beseitigen. V ie lle icht be

achten die Parteien selbst dies aber gar n ich t als 
em Uebel.
, In  Berlin hat sich eine Ortsgruppe des V e r-  

.andes der  S ta a te n lo s e n  gebildet. D am it be- 
gmnt diese Organisation, die im  vergangenen Herbst 
j,ns Leben gerufen wurde, sich zu betätigen. M itglied 

es Verbandes kann jeder Staatenlose werden, ohne 
nterschied der früheren Staatsangehörigkeit. In  den 
erschiedenen Ländern sollen sich die Ortsgruppen 

Zu Landesverbänden zusammenschließen. Diese wieder 
f u Örtern Weltverband. A ls Z iel w ird  die Gewähr
leistiung der persönlichen Freiheit und das Recht desA -  ö  ± > ^ x a v x x x x ^ x x ^ x x  U J L IU  U d h  i V U U I

- menthaltes in  jedem Lande, daneben aber 
r l®lck terung des Erwerbes

eine
—„  —».,------- der Staatsangehörigkeit

1 die Ausstellung internationaler Pässe bezeichnet, 
as Los der Staatenlosen war während des Krieges 

q  noch nach demselben sicher kein beneidenswertes. 
A fade. in  den Zeiten, in  denen die Staaten Europas 

jj- . wütend bekämpften und auch die n ich t in  den 
Lineingezogenen ihre Tore schlossen, war der 

atenlose schutzlos jeder Verwaltungsw illkür preis

gegeben. E r hatte keine Heimat und durfte sie n icht 
erwerben. Ausweisungen und, wo sie n icht erfolgten, 
Schwierigkeiten aller A rt drohten ihm  ständig. Es 
is t begreiflich, daß sich auch die Staatenlosen dem 
heute herrschenden Gesetz des Zusammenschlusses 
unterwerfen. Der Verband is t immer stärker als der 
einzelne. Dieser gewinnt dadurch die Vertretung 
arbeitsw illiger Köpfe und Hände. Ob aber das Ziel, 
das sich diese stecken, erreichbar ist, muß b illig  
bezweifelt werden. Man kann einem Staatenlosen 
nicht mehr Rechte geben als einem Staatenfremden. 
Beiden is t gemeinsam, daß sie dem Lande ihres 
Aufenthalts n icht angehören. Sie haben auch keine 
Pflichten diesem gegenüber. Anders lieg t die Frage 
nach der Erleichterung des Erwerbes der Staats
zugehörigkeit. Sie kann aber nur durch internationale 
Vereinbarungen gelöst werden. Wenn hier der Ver
band der Staatenlosen in  allen Ländern, in  denen 
er Orts- und Reichsgruppen bildet, Einfluß gewinnt, 
so kann er helfen, den Boden fü r die Verständigung 
in  Europa zu ebnen.

V or dem Kreisgericht in  Polnisch-Teschen wurde 
ein Prozeß des ehemaligen österreichischen F e ld 
m a rs c h a l ls  E rz h e rz o g s  F r ie d r i c h  und zweier 
weiterer Kläger gegen den p o ln is c h e n  S taa t 
entschieden. D ie Kläger verlangen die Rückgabe 
ihrer von Polen auf Grund des Friedensvertrages von 
St. Germain durch den polnischen Staat liquidierten 
Güter. Sie legten dessen A rtike l 208 ein
schränkend aus. Sie stützten sich auf den französischen 
Text. Danach sei es zweifellos, daß nur das V er
mögen der Herrscherfam ilie zur L iquidation stehe. 
Sie selbst seien aber nur im  siebenten Grade m it 
dem ehemaligen österreichischen regierenden Hause 
verwandt. D er beklagte Fiskus zog die englische 
Fassung des Friedensvertrages heran. Danach sei 
das Recht des Einzugs der Güter gegen alle Ange
hörigen des Hauses Habsburg gegeben. D ie geistigen 
Urbeber des Friedensvertrages seien auch neben 
W ilson die englischen Staatsmänner gewesen. Daher 
sei deren Sprechweise maßgebend. Das Gericht hat 
die Klage der Erzherzoge abgewiesen. N ur die A llod ia l- 
güter wurden den Klägern herausgegeben. Es geht 
also offenbar von der Meinung aus, daß die Lehens
und Fideikom mißgüter dem Herrscherhäuse selbst 
gehören und daher ein gemeinsames Schicksal zu 
tragen hätten. Sie bilden die Hauptmasse des S tre it
gegenstandes. D ie Begründung des U rte ils lieg t 
n ich t vor. Noch weniger w ird  der Rechtsstreit m it 
dem U rte il des Kreisgerichts beendet sein. Daß 
aber polnische Gerichte sich schwer entschließen 
werden, dem Verlangen der Angehörigen des ehe
maligen österreichischen Kaiserhauses nachzugeben, 
w ird  man begreifen. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob man sich fü r den französischen oder den englischen 
Text des Friedensvertrages entscheiden w ird. Man 
kann den einen wie den anderen in  dem Sinne aus
legen, wie er dem einen oder dem andern praktisch 
brauchbar erscheint.

Der Industrie- und Handelskammerverband 
Niedersachsen-Kassel hat einen Ausschuß zur Prüfung 
der Frage eingesetzt, „ob sich die reg e lm äß ige  
V e ra n s ta l tu n g  w i r t s c h a f t l i c h e r  und  s taa ts 
b ü r g e r l i c h e r  F o r tb i ld u n g s k u rs e  in  den dem 
V e rbände  ang esch lo sse ne n  H a n d e ls k a m m e r 
b e z i r k e n  e m p f ie h l t “ . D er Ausschuß hat die 
Frage dringend bejaht. Man w ill ein wechsel
seitiges Verständnis zwischen W irtschaft, Recht und 
Verwaltung erzielen. Verkehr und Rechtsprechung
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müssen einander nahegebracht werden. Bei den 
Fortbildungskursen soll m it den Berufsvertretungen 
der Juristen, der Richter und Anwälte Fühlung 
genommen werden. Durch die Zusammenarbeit der 
W irtschaftsvertreter m it diesen allein rechnet man 
schon auf eine annähernde Verständigung. Man kann 
solche Bestrebungen nur herzlich begrüßen. Recht 
und W irtschaft müssen ihre gegenseitige Bedingt
heit verstehen. Das ganze Verkehrsrecht is t geord
nete W irtschaft. Sie is t zwar das Primäre. Das 
Recht Gießt aus ih r. Andererseits w ird  auch die 
W irtschaft durch das Recht beeinflußt. Der Gesetz
geber und R ichter kann sie fördern und hindern, 
weise und unvorsichtig handeln. Je unm ittelbarer 
die Fühlung m it der W irtschaft ist, desto mehr werden 
beide Teile Nutzen ziehen. D ie Hoffnung fre ilich , 
die in  dem Berichte des Ausschusses ausgesprochen 
wurde, daß man auf diesem Wege an der Beseitigung 
der sogenannten „Vertrauenskrise“ m itarbeite, dürfte 
n icht in  Erfü llung gehen. Sie wurzelt n ich t in  
w irtschaftlichen Mißverständnissen, sondern in  der 
politischen Einstellung der R ichter. H ier spielt sich 
ein Kam pf zwischen Vergangenheit und Gegen
w art ab. E r kann sich nur allm ählich durch E in 
kehr der Ruhe und Besonnenheit ausgleichen.

Der Ehrengerichtshof fü r Rechtsanwälte hat sich 
m it der Frage der B e re c h t ig u n g  des R e c h ts 
a nw a lts  beschäftigt, im  beruflichen Verkehr d ie  
f rü h e re  A m ts b e z e ic h n u n g  und die ihm  aus neben
beruflicher Tätigkeit zustehende Bezeichnung und 
T ite l zu führen. E r hat sie verneint. In  der be
ruflichen Tätigkeit soll der Rechtsanwalt sich nur 
als solcher oder m it einem T ite l bezeichnen, den 
er als solcher erhält und führt. Denn diese weise 
unm ittelbar auf den Stand und dessen Ausübung hin. 
A lle  anderen T ite l haben m it der Ausübung der 
Anwaltschaft nichts zu tun. Sie weisen die A ll
gemeinheit darauf hin, daß er n icht nur Rechtsanwalt 
ist, sondern früher noch eine andere Stelle ein
genommen hat oder sie jetzt einnimmt. Das aber 
erwecke den Eindruck, daß man sich an der Stellung 
als Rechtsanwalt n icht genügen lassen wolle und 
daß man durch jene Hervorhebung sich zu erhöhen 
beabsichtige. Dabei hat der Ehrengerichtshof sich 
auf die Auffassung in  Anwaltskreisen gestützt. Nun 
is t es zweifellos rich tig , daß eine Bezugnahme des 
Rechtsanwalts auf eine frühere Tätigkeit als un
verträglich m it der kollegialen P flich t erscheinen mag. 
D er Anwaltsstand is t gegen den unlauteren W ett
bewerb sehr empfindlich. E r verwehrt es seinen 
M itgliedern m it Recht, sich durch H inweis auf die 
frühere Stellung als R ichter, Verwaltungsbeamter und 
dergl. eine besondere Auszeichnung zu geben. Die 
Frage is t nur, ob nicht der Ehrengerichtshof in  seinen 
Ausführungen zu weit geht, indem er schlechthin die 
aus jedem früheren Berufe oder derzeitigen Neben
berufe fließende Bezeichnung fü r unstatthaft erklärt. 
D ie Tätigkeit als Professor an einer Hochschule ver
trägt sich sehr w ohl m it dem Berufe des Rechts
anwalts. In  Deutschland allerdings is t diese Ver
bindung seltener. In  den romanischen Ländern is t 
sie üblich. M it der Standespflicht scheint es n icht 
unverträglich, wenn diese Verbindung der beiden 
zusammenhängenden Berufe der O effentlichkeit be
kannt w ird. D er Ehrengerichtshof hat die Erwähnung 
des Notars neben dem Rechtsanwalt als durchaus 
zulässig erklärt. Das gleiche dürfte aber auch fü r 
den Professor gelten.

Rechtsanwalt D r. H a c h e n b u rg ,  Mannheim.

V e r m i s c h t e s .
Z u r  S t r a f r e c h t s r e f o r m .  Dem  Reichstag ist 

nun der E n tw u rf eines Allgemeinen deutschen S tra f
gesetzbuches zugegangen1). E r besteht aus:

1. dem Entw . selbst m it 413 Paragraphen,
2. der Begründung m it 205 Seiten,
3. dem A nhang : Gegenüberstellungen der Paragraphen 

des geltenden StrGB. und des Entw urfs  eines A llg . deutschen 
StrGB.

A ls  A n la g e n  sind be igefügt:
I .  „D ie  Behandlung w ich tiger Fragen der Strafrechts

re fo rm  in  der ausländischen Gesetzgebung.“
I I .  „D ie  E n tw ick lung  der K rim in a litä t im  Deutschen 

Reiche seit 1882, bearbeitet im  Statistischen Reichsamt.“
Aus der Vorbem erkung zu der Anlage I  is t zu ent

nehmen, daß sich in  der Mehrzahl der Kulturstaaten in  den 
letzten Jahrzehnten das Bedürfn is nach einer Erneuerung 
des Strafrechts füh lbar gemacht hat. In  der Schweiz und 
in  Schweden w ird  w ie  bei uns und in  Oesterreich seit 
langem eine gründliche R efo rm  des Strafrechts angestrebt, 
in  Ita lie n  w ird  an einem neuen Strafrechte gearbeitet, in  
Dänemark und in  der Tschechoslowakei und in  anderen 
europäischen und außereuropäischen Ländern sind neue 
Strafgesetze geschaffen oder geplant. U m  die großen 
R ich tlin ien  der ausländischen R eform arbeiten zu verfo lgen 
und fü r uns nutzbar zu machen, is t im  Anschlüsse an das 
auf Veranlassung des Reichsjustizamtes herausgegebene 
große W e rk : „Verg le ichende D arste llung des deutschen 
und ausländischen Strafrechts“ 2) eine rechtsvergleichende 
U ebersicht über die Behandlung der gleichen Fragen im  
ausländischen Rechte beigefügt worden. Z u r Gewinnung 
einer Grundlage fü r  eine solche Uebersicht wurde ein 
Fragebogen an zahlreiche ausländische Regierungen ve r
sandt. D ie  A n tw orten  der Regierungen und die sonstigen 
Unterlagen w urden unter eigener w issenschaftlicher V e r
antw ortung von  P ro f. D r. H e g le r ,  Tübingen, P ro f. 
D r. K o h lr a u s c h ,  B erlin , und P ro f. D r. M i t t e r m a ie r ,  
Gießen, verarbeitet. In  der U ebersicht über die ausländische 
Gesetzgebung befinden sich fast sämtliche europäischen 
und außereuropäischen Staaten. Bearbeitet sind:

Fragen des In ternationalen Strafrechts ( H e g le r ) .
D ie  Strafen und die Maßregeln der Sicherung und 

Besserung gegenüber Erwachsenen ( M i t t e r m a ie r ) .
D ie  bedingte V eru rte ilung  (der bedingte Straferlaß) 

( M i t t e r m a ie r ) .
Fragen des Strafmaßes ( M i t t e r m a ie r ) .
Behandlung der Gewerbsmäßigkeit ( M i t t e r m a ie r ) .
D ie  Behandlung des Rückfalls ( M i t t e r m a ie r ) .
D ie  A b tre ibung  ( M i t t e r m a ie r ) .
D ie  Frage der ärztlichen E in g riffe  ( M i t t e r m a ie r ) .
D e r Zw eikam pf (K o h lr a u s c h ) .
D ie  Behandlung der Unzucht zwischen Männern 

( M i t t e r m a ie r ) .
D ie  Behandlung des Ehebruchs ( M i t t e r m a ie r ) .
Fragen des Ehrenschutzes (K o h lra u s c h ) .
D ie  Behandlung von  Bette l und Landstreicherei 

( M i t t e r m a ie r ) .
D ie  F ragen : Feindliche Handlungen gegen ausländische 

Staaten, Strafbestimmungen gegen Sabotage, gegen den 
V e rtrie b  von  betäubenden M itte ln , die P ro f. D r. H e g le r  
übernommen hatte, mußten wegen dessen E rkrankung 
zurückgestellt werden.

Diese umfangreichen Uebersichten m it 134 Seiten 
dürfen als eine besonders w ertvo lle  Ergänzung jenes großen 
amtlichen Strafrechtswerkes angesehen w erden2).

Ebenso is t nunm ehr die Begründung zum am tlichen  
E n tw u rf eines Strafvollzugsgesetzes, ve rö ffen tlich t auf 
A nordnung  des Reichsjustizm inisterium s, erschienen, nach
dem bereits der 1. T e il:  E n tw u rf (1 M .) frühe r pub liz ie rt

1) Auch im  Buchhandel erschienen (Heymanns Verlag, Berlin ), M . I I .
2) Vergle ichende D arste llung  des Deutschen und Ausländischen 

tra f rechts, herausgegeben auf A n r e g u n g  des  R e ic h s ju s t iz a m ts  
on den Professoren des Strafrechts v o n  B i r k m e y e r ,  v a n  C a lk e r ,  
o n  F r a n k ,  v o n  H ip p e l ,  K a h l ,  v o n  L i l i e n t h a l ,  v o n  L i s z t  
nd W a c h ,  erschienen 1905—1908, 16 Bande m it insgesamt 800U 
leiten. V g l. d ie  dem diesmaligen H efte  beigefügte A nkündigung, 
las W e rk  steht den Abonnenten der D JZ . zu  V o r z u g s p r e is e n  
u r V erfügung (Verlag O tto Liebm ann, V erlag  der Deutschen 
uristen.Zeitung, B erlin .)
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War- Auch die Begründung im  Umfange von 95 Seiten 
(2,50 M .) is t nunmehr im  V erlag  m ehrerer ju ristischer 
Verleger erschienen.

Die Jahrhundertfeier der Grazer U niversität
wurde am 14. u. 15. M ai fe ie rlich  begangen. A m  14. abends 
wurden die Festlichkeiten m it einem Empfang beim  Landes
hauptmann eingeleitet. A m  15. M ai fand ein Gottesdienst 
lnt Dom  statt, an dem sich der Festakt in  der A u la  der 
U niversität anschloß. Zu Ehren der Festgäste wurde zu 
M ittag ein Festbankett veranstaltet. A m  Abend wurden 
ttht einer Festvorste llung im  Opernhaus die Feierlichkeiten 
geschlossen. E inen besonderen Glanz erh ie lt die Feier 
durch das Erscheinen des Bundespräsidenten D r. H a in is c h  
und der großen Zahl von Gästen. Außer den Spitzen der 
Behörden, den V ertre te rn  der Kunst, Industrie  usw. seien 
hervorgehoben die Rektoren der U niversitäten Bonn, Bres- 
Mu, Erlangen, Gießen, Halle , Ham burg, Innsbruck, Jena, 
Leipzig, München und W ien, der Technischen Hochschulen 
Uraz und W ien , der montanistischen Hochschule in  Leoben, 
der W iener Welthandelshochschule, der V e rtre te r der 
Universitäten Bern, G reifswald und Prag und der Akademie 
der W issenschaften in  W ien . D e r e indrucksvollste T e il 
der Feier w ar die Festversammlung in  der Aula, die m it 
der Begrüßung der Festgäste durch den R ektor der jube- 
Berenden U n ivers itä t H o fra t D r. K ö c k  eingeleitet wurde. 
Die Festrede h ie lt in  vo llendeter F orm  P ro f. D r. K a s e r . 
L i lich tvo llen  Ausführungen gab er einen U eberb lick 
aber die geschichtliche E ntw ick lung  der U nivers itä t. E r 
schilderte ih ren  W erdegang von  dem Tage an, an dem 
s*e als Machtorgan des Jesuitenordens ins Leben gerufen 
Wurde. Mannigfache W andlungen hatte die U n ivers itä t im  
Laufe der Jahrhunderte durchzumachen. A n fäng lich  nu r 
aas zwei Fakultäten, der theologischen und ph ilosoph i
schen, bestehend, wurde ih r  erst im  Jahre 1773 bei A u f
hebung des Jesuitenordens und Uebemahme der Ansta lt 
ln  den Staatsbetrieb eine rechtswissenschaftliche Fakultät 
^g e g lie d e rt. E rst v ie l später kam die medizinische 
Fakultät hinzu. Im  josefin ischen Ze ita lte r erfo lgte eine 
Unterbrechung in  der bisher so günstig begonnenen E n t
w icklung. K a iser Josef verwandelte die Grazer A lm a mater 
ln  ein Lyzeum  (1782). D ie  Fakultäten blieben zwar be
stehen, aber z. B . die Juristen durften n ich t m ehr zu 
Lek to ren  p rom ovie rt werden. A lle  Bemühungen des 
Landes und der Stadt, der U n ive rs itä t zu ih rem  alten 
Llanze zu verhelfen, b lieben ergebnislos, bis endlich am 

'• A p r il 1827 Kaiser Franz die Neugründung der U n i-  
Versitä t verfügte. D ie  alte Universitas Carolina erh ie lt 
öun den Namen Carolina Francisca, der ih r  bis heute ve r- 

. B. Auch das Recht zur P rom otion  von  Juristen wurde 
Wieder erneuert. Sonst b lieb  alles beim  alten. D ie  

evolution von 1848 brachte die heißersehnte L e h r- und 
ernfreiheit. Zu jener Z e it e rh ie lt auch die juristische 
akultät ih re  heutige Gestalt. A ber noch gab es vie le 
cnw ierigkeiten zu überw inden. Nam entlich der Platzmangel 
“W bei der zunehmenden Zahl der Studierenden kaum 
ej l r  erträglich. A llm äh lich  wurde auch dem abgeholfen, 
. ain  4. Jun i 1895 legte K a iser Franz Josef den Schluß- 

ein zur neuen U n ivers itä t. Hatte sie sich tro tz  N ütz lich- 
und Sparsamkeitsfanatismus zu einer modernen H och- 

chule entw ickeln können, so verdankt sie dies n ich t zuletzt 
ein Opferm ut und der hingebungsvollen A rb e it von Lehre r 
nd Schüler. Hervorragende Männer der Wissenschaft 
a. n an ih r  gew irkt. Aus der großen Zahl der Juristen 

-eien n u r hervorgehoben Namen w ie  Groß, Gum plow itz, 
g emlechner, S trohal usw., die der Rechtswissenschaft stets 

Ehre gereichen werden. Schwerer als irgendeine 
j?  erE,ei chische Schule wurde die Grazer U n ive rs itä t durch 
ai.e fo lg e n  des W eltkrieges betroffen. Das kle in  und 

rn gewordene Oesterreich hat es n ich t le icht, das über- 
dp111® '6116 Erbe entsprechend zu verw alten und es kommen- 

n Oe schlechtem verm ehrt zu hinterlassen.
Fe , ^ acL der m it stürmischem B e ifa ll aufgenommenen 
dieS n de Beglückwünschte Bundespräsident D r. H a in is c h  

U niversität zu ih rem  Tubeltag und ebenso mehrere 
te s tgäste. J

Anläß lich der Jahrhundertfe ier verlieh  die U n ivers itä t 
u. a. das Ehrendoktorat der Staatswissenschaften dem 
Bundespräsidenten D r. H a in is c h  und Präsidenten des 
Deutschen Reiches v o n  H in d e n b u r g ,  das Ehrendoktorat 
der Rechte dem Präsidenten der österreichischen Akademie 
der W issenschaften H ofra t, P ro f. D r. R e d l ic h ,  W ien, und 
Geh. RegRat, P ro f. D r. W i lc k e n ,  B erlin . Ferner über
reichte der U nterrich tsm in ister mehreren Professoren hohe 
Auszeichnungen. A n  der juristischen Fakultät erh ie lt H o fra t 
D r. P u n ts c h a r t  das große Ehrenzeichen fü r Verdienste 
um die R epublik Oesterreich.

H ofra t, Professor D r. A . L e n z ,  Graz.

Der Preußische Richterverein zum M ahraun- 
Prozeß. M it dem U rte il im  Beleidigungsprozeß M a h ra u n  
(Jungdeutscher O rden) gegen v. S o d e n s te rn ,  v. W ä c h te r  
und v. J e n a  (Nationalverband Deutscher O ffiz ie re), das in  
der O effentlichkeit großes Aufsehen erregt hat, hat sich 
der Preußische R ichtervere in beschäftigt, wenngleich der 
erkennende R ichter, der frühere M arine-Oberkriegsgerichtsrat 
T r e f t z ,  weder zu den ordentlichen R ichtern zählt, v ie lm ehr 
auf G rund des H ilfsrichtergesetzes n u r zur zeitweiligen 
W ahrnehm ung rich te rliche r Geschäfte herangezogen ist, 
noch als M itg lied  dem R ichtervere in  angehört.

D ie  von  dem preuß. R ichtervere in eingesetzte K o m 
m ission zur Nachprüfung rich te rliche r Entgleisungen (V ors .: 
Geh. JR., L G D ir . O p p le r ,  B e rlin ) hat sofort nach Bekannt
werden des U rteils die zur A u fk lä rung  des Sachverhalts 
erforderlichen Schritte unternommen. Auch im  weiteren 
Vorstand des R ichtervereins, der nach P fingsten in  K ön igs
berg i. Pr. zur Sitzung Zusammentritt, w ird  die Angelegen
he it e rö rte rt werden. E ine endgültige Stellungnahme des 
R ichtervereins w ird  erst fo lgen können, nachdem die Be
ru fung  abgeschlossen ist. Sollte das U rte il, w ie es nach 
seiner m ündlichen Begründung der F a ll zu sein scheint, 
aus politischen, statt aus juristischen Gedankengängen her
geleitet sein, so wäre das scharf zu m ißb illigen . D e r R ichter 
muß sich, was der preuß. R ichtervere in  stets betont hat, 
auf dem R ichterstuhl von  politischen und sonstigen, neben 
der Sache liegenden Gedankengängen v ö llig  freim achen; 
er darf unter keinen Umständen weder die Entscheidung 
zum politischen Selbstzweck verwenden, noch seine eigene 
politische E inste llung  als fü r  die Entscheidung maßgeblich 
erachten, noch auch nu r seine politische M einung im  U rte il 
zu erkennen geben.

Landgerich tsd irekto r D r. P r a c h t ,  B erlin .

Die Akademie für internationales Recht im Haag
erteilte im  Jahre 1926 158 Unterrichtsstunden durch 24 her
vorragende Kenner des Völkerrechts aus 13 verschiedenen 
Staaten vo r 429 H örern  aus 36 Staaten. Das Program m  
fü r 1927 (4. Ju li bis 27. August) enthält fo lgende V o r 
lesungen: 1. Vortragsre ihe v. 4.— 30. J u li:  Développement 
h istorique du d ro it in ternational (P ro f. T r e l le s ,  V a llado lid ) ; 
Principes du d ro it in ternationa l public (Professor K r a u s ,  
K ön igsberg ); Principes du d ro it in ternational privé  (Prof. 
N ib o y e t ,  Straßburg; Matières spéciales de d ro it in te r
national p rivé  (P ro f. u. ehern. M in is te r S t r e i t ,  A then ); 
D ro it  adm inistratif in ternationa l (F r l. W a m b a u g h ) ; D ro it 
commercial et économique in te rna tiona l (P ro f. L e b é e , 
P a ris ); D ro it  financier in ternationa l (P ro f. S e l ig m a n ,  
C olum bia); D ro it  pénal in ternationa l (P ro f, de B o  e c k , 
Bordeaux); Organisation in ternationale (ehern. M in is ter 
E f r e m o f f  und P ro f. V a r ie z ,  G ent); Jurisprudence in te r
nationale (P ro f. B a k e r ,  L o n d o n ); D ro it de la guerre et 
de la neutralité (P ro f. J o n k h e e r  v a n  E y s in g a ,  Leyden). 
—• 2. Vortragsre ihe vom  1.— 27. August: Développement 
h istorique du d ro it in ternationa l (P ro f. L e  F u r ,  Paris); 
Principes du d ro it in ternationa l public (P rof. V e r d ro s s ,  
W ie n ) ; Principes du d ro it international p rivé  (P rof. 
F le is c h m a n n ,  H a lle ); Matières spéciales de d ro it in te r
national p rivé  (P ro f, und ehern. M in is te r D ie n a ,  P avia); 
D ro it adm in is tra tif in ternational (P ro f. B r o n d i ,  T u r in ) ,  
D ro it  commercial et économique in ternational (S te in )  ; D ro it 
financier in ternationa l ( S ir  J o h n  F is c h e r  W i l l i a m s ) ;  
D ro it pénal in ternational (P ro f. B o u r q u in ,  B rüsse l); O r
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ganisation internationale (M in D ire k to r a. D . H e y l ig e r s  
u. P ro f. S c h ü c k in g ,  K ie l) ;  Jurisprudence internationale 
(P ro f. R a p p a rd ,  G enf;) D ro it  de la  guerre et de la neu
tra lité  (Advokat W h i t t  o n , Paris).

Der Bundestag des Reichsbundes der höheren 
Beamten. Aus allen Gauen des Reiches hatten sich Hunderte 
von höheren Beamten zum diesjährigen Bundestag in  
B a y r e u th  zusammengefunden. D er Geist der Großen, die 
h ie r lebten und w irk ten, ve rp flich te t: die Verhandlungen 
des Reichsbundes trugen dem im m er Rechnung, wenn 
auch die Besoldungsfrage —  der N o t gehorchend, n ich t 
dem eignen T riebe —  diesmal besonders stark im  V o rd e r
gründe stand.

In  der Festsitzung v. 29. Mai, die durch Darbietungen 
aus den W erken  R ichard und S iegfried W agners stimmungs
v o ll umrahmt wurde, begrüßte der 1. Vorsitzende, Reichs- 
m in is ter a. D . D r. S c h o lz  die Gäste und führte  aus, daß 
die Beamtenschaft dringend eine befriedigende Lösung der 
Frage ih re r Existenzgrundlagen, e in e  R e fo r m  d e r  B e 
s o ld u n g s o r d n u n g ,  n ic h t  e in e  Z w is c h e n lö s u n g  
erwarte. M it  B e fried igung könnten die Beamten feststellen, 
daß die führenden K re ise der W irtscha ft sich zu der E r
kenntnis durchgerungen hätten, daß die Beamten n ich t eine 
unproduktive Belastung der W irtschaft seien, sondern daß 
sie erst die Grundlagen schüfen, auf denen eine blühende 
W irtscha ft sich entfalten könne. W irtschaft und Beamten
schaft sollten Zusammengehen unter der Losung „Schutz 
der Qualitätsarbeit“ . A n  einer in tegren und unbestechlichen 
Beamtenschaft habe die W irtscha ft selbst das größte In te r
esse. V ie lfach seien die Interessen der Kriegsbeschädigten 
und Kriegsgeschädigten, der In fla tionsop fe r und der A rbe its
losen m it den Beamten verquickt, indem  man die Ansprüche 
der einen m it denen der anderen zusammenwerfe. Dem 
gegenüber müsse m it Nachdruck betont werden, daß —  so 
sehr die Beamten jenen K re isen alles Gute und eine aus
kömm liche Lebenshaltung gönnten —  die Grundlagen fü r 
die Le istungen des Staates an die genannten Kreise und 
fü r die Leistungen an die Beamtenschaft durchaus ve r
schieden seien. In  dem einen F a ll handle es sich um 
W ohlfahrtspflege, in  dem anderen um Le is tung  und Gegen
leistung. W as das V erhä ltn is  der höheren Beamten zur 
übrigen Beamtenschaft anlange, so sei der Reichsbund 
jederzeit bereit, m it diesen die gemeinsamen Interessen der 
deutschen Beamtenschaft zu vertreten und sich m it jedem, 
der guten W ille n s  sei, zu einer Arbeitsgem einschaft zu
sammenzufinden. D ie  höheren Beamten verlangten aber 
auch, daß die übrigen Beamten Verständnis fü r  ih re  be
sondere Stellung hätten. Schon wegen der Aufstiegs- und 
Uebergangsmöglichkeiten habe die gesamte Beamtenschaft 
ein Interesse daran, daß ih re  oberen T e ile  auskömmlich 
besoldet würden. So sollten alle Beamten geschlossen zu 
Felde ziehen gegen die Vere lendung der Beamtenschaft, 
die näher drohte, als v ie lle ich t mancher denke.

M in is te ria ld irek to r vom  R FM . D r. W e v e r  erkannte 
an, daß der Staat dafür sorgen müsse, seine Beamten im  
Rahmen des M öglichen so zu bezahlen, daß sie leben 
könnten. E inen gerechten Ausgleich zu finden, werde die 
Aufgabe des Jahres 1927 sein.

O berstudiendirektor D r. B o l le  sprach über „d ie  
w irtschaftliche und ku lture lle  Lage der höheren Beamten“ . 
E ind rucksvo ll hob er hervor, daß die w irtschaftliche 
Sicherung die unerläßliche Voraussetzung fü r  die U nversehrt
he it und Le is tungsfäh igke it der Beamtenschaft sei. Jahre
lang  sei die Notlage der Beamtenschaft von  den berufensten 
Stellen anerkannt, aber im m er w ieder sei sie vertröste t 
w orden. Jetzt dürften die Hoffnungen der Beamtenschaft 
n ich t noch einmal zuschanden w erden: die Besoldungs
re fo rm  müsse noch im  Laufe dieses Sommers zum A b 
schlüsse gebracht werden, wenn n ich t V erzw e iflung  die 
Beamten erfassen solle. W enn  die höhere Beamtenschaft 
auch Verständnis dafür habe, daß in  Zeiten schwerster 
w irtschaftlicher N o t zunächst das physiologische Existenz
m in im um  a lle r gesichert werden mußte, so müsse sie je tzt 
m it Entschiedenheit darauf hinweisen, daß heute w ieder 
V o rb ild u n g  und Le is tung  stärker bewertet werden müßten.

Seit 1860 seien die Gehälter der höheren Beamten h in te r 
der E n tw ick lung  des durchschnittlichen Volkseinkom mens 
zurückgeblieben. Seit 1924 seien Tariferhöhungen um 
30 °/0 eingetreten, ih re  Besoldung stehen geblieben. W ie  
groß die w irtschaftliche Notlage der höheren Beamtenschaft 
sei, ergebe sich aus einer Um frage bei 11000 M itg liedern . 
H iernach betrügen fü r den K o p f die monatlichen T ilgungs
beträge fü r Darlehen 25, die Abzahlungsbeträge 29 M . 
D ie Wohnungsgeldzuschüsse blieben erheblich h in te r den 
gezahlten M ieten zurück. D ie  Schulden, die die Beamten 
gemacht hätten, beliefen sich auf rd. 2 M illionen  M . A n  
amtlichen und privaten Unterstützungen kämen auf den 
K o p f der höheren Beamten m onatlich 300 M . Daß daher 
die Zahl der K in d e r einen erschreckenden Rückgang zeige, 
sei selbstverständlich. D ie  Fam ilie  des höheren Beamten 
habe durchschnittlich nu r 1,4 K inde r. Es bedeute einen 
ungeheuren Verlust, wenn gerade die Kre ise keinen 
Nachwuchs hätten, die durch Vererbung und T ra d itio n  die 
T räger der K u ltu r  seien. Auch die Tatsache, daß ein 
D r itte l a ller Haushaltungen der höheren Beamten keine 
häusliche H ilfe  m ehr halten könne, sei bedenklich.

D ie  Besoldungsreform  müsse darauf ausgehen, daß an 
Stelle des n u r physio logisch bedingten Existenzm inim um s 
der durch K u ltu rfak to ren  erweiterte Existenzanspruch ve r
w irk lic h t werden könne. Sie müsse daher d re i Bedingungen 
e rfü llen : 1. eine entsprechende Verzinsung des fü r die 
V orbe re itung  ausgelegten Kapita ls an Zeit, Geld und A rb e it;
2. die M ög lichke it zur Führung  einer der erlangten B ildu n g  
und den Standesverhältnissen entsprechenden Lebensweise ;
3. die Gewähr einer m it den gewohnten Lebensverhält
nissen in  E ink lang  stehenden Zukunft.

M it dem preuß. F inanzm inister erhebe die höhere 
Beamtenschaft zum mindesten die Forderung des Friedens
realgehalts. W e ite r fordere sie im  Geiste der E inhe itlich 
ke it und im  Bewußtsein der Zusam mengehörigkeit nach 
V o rb ildung , Ausb ildung  und T ä tigke it fü r alle Beamten m it 
vo lle r akademischer V o rb ild u n g  die Zusammenfassung in  
einer Gruppe und bei Anerkennung des Grundsatzes der 
Beförderungsstellen nach dem sachlichen Bedürfn is doch 
fü r  alle ein M in im um  von  Beförderungsstellen. End
lich  dürften durch die Besoldungsreform  weder die Pen
sionäre noch die A nw ärte r in  ih ren  Bezügen schlechter 
gestellt werden.

Bei der Neuwahl des Vorstandes wurde der verdiente
1. V ors., R e ichsm inister a. D . D r. Scholz, unter jubelndem  
B e ifa ll e instim m ig w iedergewählt.

D ie  Bevö lkerung Bayreuths hatte alles getan, um  den 
Gästen den A ufenthalt so gem ütlich als m öglich  zu machen. 
So dürfen Te ilnehm er und Gäste m it vo lle r B e fried igung  
auf die Bayreuther Tage zurückblicken. D e r Reichsbund 
aber w ird  neuen Ansporn  und neue K ra ft schöpfen, die 
Belange der höheren Beamten m it Festigke it und W ürde  
w ahrzunehm en!

M in is teria lra t S e e l,  B e rlin -W ilm e rsd o rf.

Münchener Tagung für gewerblichen Rechts
schutz. D e r Deutsche V ere in  fü r  den Schutz des Gewerb
lichen Eigentums h ie lt in  München v. 26.— 29. M ai 1927 
zum ersten Male seit dem K riege  eine größere Tagung ab. 
Das reichhaltige Program m, O rt und Z e it der Tagung 
ließen schon eine rege B ete iligung  erwarten, doch übertra f 
der K re is  der Teilnehm er die E rw artungen w e it. K e in  
W unde r w ar das. B ieten doch die in  den Ausschüssen 
des Vere ins so rg fä ltig  durchberatenen Vorschläge des 
Reichsjustizm inisterium s zur Anpassung a ller gewerblichen 
Rechtsschutzgesetze an die Haager Fassung des Pariser 
Unionsvertrages (N ov. 1925) h inre ichend Anlaß, sich m it 
den grundlegenden Fragen des gewerblichen Rechtsschutzes 
und der neueren E n tw ick lung  der Rechtsprechung auf a llen 
Gebieten des Patent-, M uster- und Zeichenwesens gründ
lich  auseinanderzusetzen. W ie  sehr das auch in  München 
verstanden wurde, zeigte sich schon am Begrüßungsabend, 
den die Stadt München den Festteilnehmern im  großen 
Rathaussaal darbot. Nach einer ebenso herzlichen w ie ve r
ständnisvollen Ansprache des Bürgerm eisters begrüßten 
namens der U n ive rs itä t Geh. Rat, P ro f. D r. R ie t z le r  und
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namens der Technischen Hochschule Geh. Rat, P ro f. D r. 
T an  C a lk e r  die Anwesenden unter H inw e is  auf die wissen
schaftliche und w irtschaftliche Bedeutung der Beratungen.

N ich t w eniger stark zeigte sich das Interesse bei den 
Ausschußsitzungen, zu deren Beginn die Reichs- und Landes- 
hehörden den A rbe iten  des Vere ins ih re  Sympathie be
kundeten. Außer dem Reichsjustizm inisterium , vertreten 
durch M in is teria lra t D r. K la u e r ,  hatten zahlreiche bayerische 
M in isterien, die preußische, sächsische und württembergische 
Regierung V e rtre te r entsandt, während das Reichspatentamt 
und das K g l. Schwedische Patentamt durch ih re  Präsidenten 
ER. v . S p e c h t und D r. B jö r k lu n d  vertreten waren. Das 
größte Interesse erregte die Sitzung des P a te n ta u s 
s c h u s s e s  unter Le itu ng  des Vereinsvorsitzenden, Patent
anwalt M in tz .  H ie r  hatte P ro f. D r. I s a y  die B erich t
erstattung übernommen und wußte sie durch seine über
ragende Beherrschung des Stoffes und die K la rh e it seiner 
Darlegungen von vornhere in  auf die wissenschaftliche Höhe 
an heben, ohne jemals den praktischen Zweck der bevor
stehenden Gesetzesreform außer acht zu lassen. Das W esen 
der Patentverletzung k la rer zu erfassen, ih re  Folgen  zweck
mäßiger auszugestalten, is t eine der Hauptaufgaben, neben 
der die Verbesserung des patentamtlichen Verfahrens eine 
kaum w en iger bedeutende R o lle  spielt. Das umfangreiche 
Program m  bo t Gelegenheit zu einer F ü lle  interessanter E r
örterungen, wurde aber in  den wesentlichen Punkten nach 
den Vorschlägen des engeren Ausschusses geb illig t.

A m  Nachm ittag fo lg te  die Sitzung des G e s c h m a c k s 
m u s te ra u s s c h u s s e s  u n te rL e itu n g v o n  Kam mergerichtsrat 
D r. P in z g e r ,  bei der Patentanwalt M in tz  den Berich t 
erstattete, nachdem Landesgewerberat H e id e n ,  der Vors, 
des bayer. Kunstgewerbevereins, die Teilnehm er begrüßt 
Ratte. Das geltende Gesetz von  1876 muß nach Abschluß 
des neuen in ternationalen Musterabkommens vom  Nov. 
1925 diesem angepaßt werden. Außerdem erscheint eine 
gründliche D urcharbeitung dieser lange vernachlässigten 
Materie e rforderlich . D ie  erstgenannte Frage macht w enig  
Schw ierigkeiten; dagegen gehen die Verbesserungswünsche 
des Ausschusses insofern  über die Vorschläge des Reichs- 
R*stizm im sterium s hinaus, als eine M odern is ierung zwecks 
Schutz der M uster gegen jede unlautere Benutzung D r itte r  
durch zahlreiche Aenderungsvorschläge erstrebt w ird .

A m  Sonnabend fanden die V orträge  von  P ro f. D r. I s a y ,  
Deh. Rat D r. K a s t l  und SenPräs. D r. L o b e  statt. P ro f.

say  sprach über „d ie  F unktion  der Patente im  W ir t -  
Schaftskam pf“ . Ausgehend von der Entstehung des Patent- 
re* t s  in  England auf der Grundlage des Ind iv idualism us 
schilderte er die moderne E ntw ick lung  und die Bedeutung 
des Patentwesens unter der H errschaft der w irtschaftlichen 

onzentration in  den Trusts, um  m it einem A usb lick  auf 
T1® durch das Karte llw esen geschaffene neue Situation zu 
chließen. Geheimrat K a s t l  behandelte „d ie  Bedeutung 

f er ^Warenzeichen in  der W e ltw irtsch a ft“ , die Garantie- 
unktion der F ab rik - und Handelsmarken im  in ternationalen 
erkehr stark betonend. Schließlich schilderte Präs. L  o b e 

r le, 4 usw irkung des kommenden StrGB. auf die straf
rechtliche Behandlung der Verle tzung gewerblicher Schutz
echte. D ie  Vorträge werden voraussichtlich in  der Vere ins- 
euschrift abgedruckt oder selbständig ve rö ffen tlich t werden.

D ie  ernste A rb e it w ar F re itag  Abend durch ein Fest
e n  unterbrochen. A m  Sonnabend fo lg ten  eine Besichti- 

bayerischen Handwerksausstellung und auf G rund 
B i er E in ladung der Löw enbrauere i ein äußerst gem ütlicher 

5abend. D en Abschluß der glänzend verlaufenen Tagung 
dete ein A usflug  nach dem W endelstein.

Kam m ergerichtsrat D r . P in z g e r ,  B e rlin .

Krin? ' 6 ,Deutsche Dandesgruppe der Internationalen  
immahstisehen Vereinigung hä lt ih re  diesjährige 

A tn - r ?  ™ K a r ls r u h e  (Baden) am 12. und 13. Sept. ab. 
sch ■ Sept' w ird  die F ra Se behandelt w erden: F o r t -  
t i  u n d  R ü c k s c h r i t t e  in  d e n  k r im in a lp o l i -
e n t 6n ® e s t im m u n g e n  de s  n e u e s te n  S t r a fg e s e tz -  
UndW U r^ s; Referenten sind P ro f. D r. K o h lr a u s c h ,  B e rlin , 
Entw611*' 1Cllt6r ° der R ecb tsanwalt- 13. Sept. w ird  der

eines S t r a f  V o l lz u g s  ge s e t z e s besprochen werden. I

Referenten sind: Geh. JR., P ro f. D r. L ie p m a n n ,  Ham 
burg, und JR. b. Strafvollzugsamt D r. G e n tz ,  K ie l.

Deutscher Juristentag. D ie  Ständige D eputation 
des Deutschen Juristentages hat in  ih re r P fingsttagung be
schlossen, d e n  n ä c h s te n  D e u ts c h e n  J u r is te n ta g  im  
S e p te m b e r  1 9 2 8  in  S a lz b u rg  s ta t t f in d e n  zu la s s e n . 
D am it w ird  n ich t n u r einer bereits seit geraumer Z e it vo r
liegenden E in ladung der städtischen Behörden, sondern auch 
einem dringenden, schon vo r der W ah l K ö lns fü r  die Tagung 
von  1926 ausgesprochenen Wunsche der österreichischen 
M itg liede r des Juristentages Folge geleistet. F ü r spätere 
Juristentage konnten naturgemäß feste und bindende Be
schlüsse h insich tlich  der Tagungsorte n ich t gefaßt werden. 
A llgem ein  aber wurde dem Wunsche Ausdruck gegeben, daß 
fü r  den der Salzburger Tagung folgenden Juristentag, wenn 
irgend  m öglich, Kön igsberg  i. Pr. als Tagungsort gewählt 
werden möge. E ine endgültige Feststellung der in  Salzburg 
in  Gutachten und Referaten zu erörternden Rechtsstoffe 
konnte auf so lange Ze it hinaus ebenfalls n ich t erfolgen. A ber 
das is t bereits sicher, daß das Program m  eine F ü lle  be
deutsamer und aktueller Fragen aus allen Rechtsgebieten 
umfassen w ird .

Rechtsfürsorge für M inderbem itte lte  als T e il
aufgabe einer Rationalisierung der Rechtspflege. In
H am burg hat das W ohlfahrtsam t unter M itw irku n g  der 
Justizverwaltung eine Oeffentliche Rechtsauskunft- und Güte
stelle errichtet, an der 34 V o llju r is te n  (meist R ich te r) und 
26 Justizobersekretäre nebenamtlich m itarbeiten. D ie  Stelle, 
die 1926 über 74000m al in  Anspruch genommen wurde, 
hat das P riv ile g  aus § 495 a Abs. 1 Z iff.  1 ZPO., so daß 
do rt gestellte Schlichtungsanträge die V erjährung  unter
brechen und vollstreckbare Verg le iche geschlossen werden 
können. D ie  Frequenz an solchen G ü te s a c h e n  is t m it 7200 
fast die gleiche, w ie die des H am burger Kaufm anns- und 
Gewerbegerichts. A u f Veranlassung des Ham burg. „V e re ins  
der F reunde“  sprach am 25. M ai 1927 der B e rline r RA. 
D r. G r z im e k ,  M. d. L ., über jenes Thema, nachdem er 
schon als Berichterstatter des Justizausschusses in  seiner 
Rede zum Justizetat am 5. M ai 1927 die Ham burger E in 
rich tung  als v o rb ild lich  auch fü r  Preußen h ingeste llt hatte.

E r rügteden „e n g ro s “ -Betrieb unserer Prozeßpflege und 
verlangte, daß durch ra tione lle  D urchorganis ierung des je tzt 
die Gerichte überschwemmenden Arbeitsstoffes, der durch
aus n ich t übera ll die E rled igung  durch einen Rechtsstreit 
verlange, der Seltenheitswert des R ichters und seiner U rte ile  
erhöht werde. H ie r fü r  sei auch das Vorhandensein erst
klassiger Rechtsauskunftstellen w ich tig . Auch die A n 
gelegenheiten der armen Leute müßten sachverständig v o r
bereitet werden, sonst würden Gerichte und Arm enanwälte 
unnötig  belastet, und die eintretenden Rechtsverluste fie len 
auf die Fürsorgeverbände, d. h. auf die Steuerzahler zurück. 
W enn dabei R ichter und Justizamtmänner m it den F ü r
sorgeleuten Zusammenarbeiten und in  vo lkstüm licher W eise 
die Gegenstände ihres A rbeitsgebiets auch „v o n  der an
deren Seite“ sehen könnten und auch das P ub likum  den 
Prozeßrichter als Berater und H e lfe r kennen lernte, so sei 
das ein Gewinn fü r die Rechtspflege. Auch der dabei er
zielte Nebenverdienst fü r  die Justizbeamten sei bei den 
kümmerlichen Gehältern zu begrüßen. Solche Rechts
auskunftstellen müßten das G ütepriv ileg  (§ 495 a ZPO .) 
haben, damit die Angelegenheiten auch w irk lich  endgültig  
durch einen vo llstreckbaren V erg le ich  aus der W e lt ge
schafft würden.

D ie  Anw älte  hätten von solcher Organisation n ich t 
nu r keinen Schaden, sondern Nutzen, indem  ihnen aus dem 
w eiten Gebiet des jetzt ungedeckten Rechtspflegebedürfnisses 
„gu te “ Armensachen zugeführt und ihre Bearbeitung er
le ichtert, unnötige erspart und die Bagatellsachen des w ir t 
schaftlich le istungsunfähigen Publikum s weggearbeitet 
würden. Es müsse nu r darauf geachtet werden, daß n ie 
mand beraten würde, dem Bezahlung des Anw alts zugemutet 
werden könne, damit der fast einzige freie Beruf, der sich 
noch erhalten hat, n ich t geschädigt würde. Gerade deshalb 
solle die Anwaltschaft m itarbeiten.
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Schließlich empfahl R edner, solche Auskunftstellen 
n ich t nu r in  V erb indung m it den Fürsorgestellen, sondern 
auch bei den Gerichten einzurichten; er verw ies auf die 
W ürttem bergischen Friedensrichter. N u r dürfe die Sache 
n ich t bürokratisch werden und neue „S te llen “  zur Folge 
haben.

Personalien. Beim  Reichsgericht wurden ernannt: 
zum Senatspräsidenten: RG R. D r. F l  ad ; zu Reichsgerichts
räten: Reichsanwalt D r. K e ß le r  und der hessische O LG R . 
D r. G ü n g e r ic h ,  D arm stadt; zum Reichsanwalt: der 
beim  Reichsjustizm inisterium  beschäftigt gewesene O LG R . 
D r. N a g e l,  Düsseldorf. V o n  den im  Ruhestand lebenden 
M itg liede rn  des RG. sind versto rben : die Reichsgerichtsräte 
P e t r y ,  Düsseldorf, S u n th e im ,  Le ipzig , und D r. L a h u s e n , 
Bremen. —  A m  12. Jun i feierte der ehern. V izekanzler, 
W irk l.  Geh. Rat v o n  P a y e r ,  Stuttgart, seinen 80. Geburts
tag. Aus der Rechtsanwaltschaft hervorgegangen, hat er 
sich als hochgeachteter V e rte id iger bewährt und sich frü h 
ze itig  m it parlamentarischen Aufgaben beschäftigt. E r  war 
dann von  1894— 1912 M itg l., von 1895— 1912 Präs, der 
W iirttem b . Abg.-Kam m er und m it kurzen Unterbrechungen 
von  1877 bis 1917 M itg l. des Reichstags. Seine parla
mentarische W irksam ke it und sein diplomatisches Geschick 
veranlaßte seinen Aufstieg  zum Vizekanzler i. J. 1917 im  
K ab ine tt des Grafen v. H e rtlin g . Dem Jub ila r, der sich 
trotz seines hohen A lte rs v ö llig e r  Gesundheit erfreut, darf 
fü r  sein W irke n  um  das Reich und um die Rechtspflege 
auch an dieser Stelle aufrich tiger Dank gesagt werden. —  
Geh. JR., P ro f. D r. B e r n h ö f t ,  Rostock, der nach seiner 
45jährigen W irksam ke it an" der dortigen U n iv . i. J. 1922 in  
den Ruhestand trat, w ird  am 25. Jun i 75 Jahre alt. Sein 
Name is t eng verknüp ft m it zahlreichen W erken  auf den 
Gebieten des bürgerlichen Rechts und der allgemeinen 
Rechtskunde. E r is t M itbegründer der Ze itsch rift fü r  ve r
gleichende Rechtswissenschaft. —  Aus Anlaß seines 75. Ge
burtstages am 13. M ai 1927 wurde Geh. JR. D r. theol. h. c. 
E lz e ,  Halle, vom  Vorstand des Deutschen Notarvereins, 
dessen Vorsitzender er ist, zum E hrenm itg lied  ernannt. —  

|  Geh. JR., R A . D r. S c h w e r in g ,  Münster, langjähriges 
M itg lied  der Justizprüfungskomm ission und hochgeachteter 

j  Anw a lt, is t verstorben.

K rim in a l-A rc h iv .
Bearbeiter: R egierungsd irektor D r. H a g e m a n n ,  

Polize ipräsid ium  B erlin .

D ie  Auslegung der W affenbesltzVO . v. 13. Jan. 1919 
(R G B l. S. 31), die entgegen manchmal geäußerten Behaup
tungen auch heute noch rechtliche G eltung hat, begegnet 
vie lfach Schwierigkeiten. Insbes. sind neuerdings w ieder 
Z w e ife l hervorgetreten, ob Teschings, F lobertbüchsen usw. 
un ter diese Bestimmung fallen. Das is t zu bejahen. (U rt. 
des K G . v . 22. Febr. 1926, RG. i.  Strafs. v. 4. Jun i 1926, 
Bd. 60 S. 266.) A u f die offiziösen Ausführungen im  pr. 
M in B l. i .V .  S. 1253/25 sei besonders hingewiesen.

In  le tzter Ze it sind in  Tageszeitungen A rtik e l m it 
sensationellen Ueberschriften w ie : „Ende der D akty lo 
skopie“ oder „ Is t  die Daktyloskopie in  G efahr“ , aufgetaucht, 
die geeignet sein könnten, das P ub likum  irrezuführen und 
das Vertrauen der R ichter, Geschworenen und Schöffen 
in  die Bew eiskraft der Lehre von  den F ingerabdrücken 
zu erschüttern. Zunächst tauchte die Behauptung über 
eine aufsehenerregende A ehnlichke it des Londoner Z w illin g s 
paares G. und L .  E l l i s  auf, bei denen n ich t n u r eine bis ins 
kleinste gehende äußerliche Aehnlichkeit, sondern auch eine 
vö llig e  Iden titä t der Fingerabdrücke festgestellt sein sollte. 
A u f Nachfrage wurde von  amtlicher Stelle geantwortet, 
daß die Presse bei der Berichterstattung über diese A n 
gelegenheit irre führende und falsche Angaben ve rö ffen tlich t 
habe. D ie  Londoner Po lize i habe sich selbst F ingerabdrücke 
des Zw illingspaares beschafft und be i der Nachprüfung fest
gestellt, daß die charakteristischen Merkmale der P ap illa r
lin ie n  absolut verschieden seien. —- Noch sensationeller 
w irk te  die nun unm itte lbar fo lgende Pressenachricht, wonach

es einem Pariser A rz t gelungen sein sollte, bei mehreren 
Personen die H aut der F ingerspitzen auf operativem W ege 
zu entfernen und durch andere Hautteile  zu ersetzen, w o
bei hervorgehoben wurde, daß einem Nachwachsen der 
ursprünglichen Haut durch Einlegen einer Paraffinschicht 
vorgebeugt sei. Nach amtlicher Auskunft stammt diese 
Nachricht aus einer in  Am erika erscheinenden Zeitschrift 
„F in g e r P rin t and Identifica tion  Magazin“ , in  der ein 
angebliches Experim ent eines französischen C hirurgen ve r
ö ffentlich t wurde. Diese N otiz is t nach amtlicher Auskunft 
von  einem gewissen N etley Lukas, einem mehrfach v o r
bestraften Verbrecher, der sich durch Verö ffen tlichung 
sensationeller Zeitungsartike l einen höchst zweifelhaften 
Lebensunterhalt verd ient, re ich lich  entstellt in  der eng
lischen Zeitung „Sunday News“  wiedergegeben. Ob tat
sächlich in  Paris medizinische Versuche dieser A r t  v o r
genommen sind, is t unbekannt. Selbst wenn aber 
Veränderungen der F ingerspitzenhaut m öglich  sein sollten, 
könnte ein solches Verfahren in  seiner W irku n g  auf die 
K r im in a lis tik  nu r von  ganz geringer Bedeutung sein, da 
durch einen solchen operativen E in g r if f  n ich t auch die 
übrigen H ilfsm itte l des krim ina lpo lize ilichen  Erkennungs
dienstes lahmgelegt würden und fe rner Spuren der v o r
genommenen Operation unbedingt deutlich am F inge r
abdruck zu erkennen sein müßten. Außerdem würden sich 
auch n u r ganz vere inzelt Verbrecher eine so kostspielige 
und n ich t ungefährliche O peration leisten können, deren 
W iederho lungsm öglichke it zudem sehr begrenzt ist. Is t 
aber zu ersehen, daß eine Transplantation vorgenommen 
wurde, so würde diese Person schon dadurch zu erkennen 
geben, daß sie n ich t diejenige ist, fü r die sie sich ausgibt, 
und h ierdurch erst recht den A rgw ohn  der Behörde er
wecken und diese zu besonderen Vorkehrungen veranlassen. 
H ieraus e rg ib t sich, daß selbst bei e iner Anerkennung der 
theoretischen M ög lichke it e iner solchen Operation diese selbst 
in  ih rem  Erfo lge  praktisch ganz w ertlos ist. E in  interessantes 
und w ichtiges Zeichen fü r die bedauerliche W irk u n g  solcher 
Zeitungsnachrichten is t übrigens der Umstand, daß auch 
medizinische Zeitschriften sich bereits m it der Angelegen
he it beschäftigt haben. Le ide r bringen  sie keine wissen
schaftlichen Erörterungen über die theoretische und prak
tische M ög lichke it des angeblichen Verfahrens ; sie wenden 
sich nu r vom  standesgerichtlichen Gesichtspunkte aus gegen 
solche Maßnahmen eines Mediziners und erörtern die Frage, 
ob ihnen tro tz  bestehender K u rie rfre ih e it n ich t aus a ll
gemeinen Gründen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit e in Ende bere ite t werden könne.

K ü rz lich  fand in  B erlin  eine gutbesuchte Heil
pädagogische W oche statt. Den A uftakt b ildete ein tie f
schürfender V o rtra g  des bekannten Psychologen E d u a rd  
S p r a n g e r ,  der W esen und Z iele der H eilpädagogik um 
schrieb. Ih re  Bedeutung auch fü r  die K rim in o lo g ie  be
darf ke iner Erläuterung, am wenigsten fü r diejenigen, die sich 
über die Bedeutung einer v o rb e u g e n d e n  V e r b r e c h e n s 
b e k ä m p fu n g  und der Rolle , die sie in  zunehmendem 
Maße kü n ftig  spielen w ird , k la r sind. U nm itte lbaren Zu 
sammenhang m it der Strafrechtspflege stellte ein V o rtrag  
über „H ilfsschu lfürsorge vo rG e rich t“ dar, der d ieN otw endig - 
ke it und M öglichkeiten auseinandersetzte, dem m it dem 
G ericht in  Berührung kommenden H ilfschu lk inde  oder ehe
m aligen H ilfsschü lem  eine gerechte Beurte ilung zu sichern. 
Le id e r hatte gerade zu Beginn der Heilpädagogischen 
W oche eine Ausste llung ih re  P fo rten  geschlossen, die in  
ih rem  reichen M ateria l des Sehenswerten auch fü r  den 
K rim ino logen  übergenug bo t: die A u s s te l lu n g  f ü r  E r b 
k u n d e  u n d  E u g e n ik ,  die von  der Deutschen Gesell
schaft fü r  Rassenhygiene veranstaltet war. Kaum  irgendwo 
konnte einem die Ohnmacht des jetzigen Strafvollzuges 
und die N otw end igke it eines m it a llen M itte ln  zu führenden 
Kampfes gegen die M inderw ertigke it so k la r werden w ie dort.

S p r e e h s a a l .
Zur Frage der Abänderung des Aufw ertungs

gesetzes. V o n  dem durch die „Juristische Arbeitsgem ein
schaft fü r  Gesetzgebungsfragen“ ausgearbeiteten Gesetz
entwürfe (D JZ . 1927, 257) is t in  den von  der Reichsregierung

A
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dem Reichstag vorgelegten E n tw u rf eines Gesetzes über 
die Verzinsung aufgewerteter H ypotheken und ihre  U m 
wandlungen Grundschulden (vg l. W u n d e r l ic h ,  D JZ. 1927, 
583) n u r ein k le iner T e il aufgenommen worden. D er 
Zweck des Vorschlages zu § 4, durch den in  einfachster 
W eise die A u fw ertung  der H ypothek von  der A u fw ertung  
der persönlichen Forderung unabhängig gemacht werden 
sollte, w ird  in  der Hauptsache durch umständliche V o r
schriften erreicht, durch welche dem G läubiger das Recht 
gegeben w ird , die H ypothek in  eine Grundschuld umzu
wandeln. V o n  den Vorschlägen zu § 20 über die E r
le ichterung der W iedere in tragung gelöschter Hypotheken 
w ird  n u r dem einen Vorschläge, daß die W iedere intragung 
zulässig sein soll, wenn der E rw erber die H ypothek durch 
Vere inbarung m it seinem Rechtsvorgänger übernommen 
hatte, im  § 14 Rechnung getragen. D ie  Beratungen des 
Rechtsausschusses des Reichstags sind noch n ich t abge
schlossen, b isher sind aber keine Beschlüsse gefaßt, die die 
Absicht erkennen lassen, wesentlich über die Vorschläge 
des Regierungsentwurfs hinauszugehen. M it Rücksicht 
h ierauf hat die Juristische Arbeitsgem einschaft Veranlassung 
genommen, darüber zu beraten, auf welche Teile  ihres 
Entwurfs besonderes Gewicht zu legen sei, wenn eine 
Berücksichtigung der Gesamtheit ih re r Vorschläge n ich t zu 
erreichen sei. Es ergab sich h ierbe i E inverständnis darüber, 
daß als besonders w ich tig  zu bezeichnen seien:

1. D ie  Streichung des § 10 Abs. 3 des AufwGes.,
2. D ie  vo lle  Aufrechterhaltung des § 20 des Entw urfs 

der Arbeitsgemeinschaft über die W iedere in tragung ge
löschter H ypotheken, insbes. des Abs. 3 Z iff.  3, der sich 
Praktisch an das bereits geltende Recht insofern anschließt, 
dis schon je tzt der E rw erber des Grundstücks in  weitem  
Umfange nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
Persönlich ve rp flich te t ist, einen Beitrag zur Au fw ertung  
zu leisten.

3. D ie  Aufrechterhaltung des § 24 des E ntw urfs  der 
Juristischen Arbeitsgemeinschaft betreffend eine E rw eiterung 
der R ückw irkung auf Zahlungen v o r dem 15. Jun i 1922 
zur Verm eidung besonderer Härten.

Bei der Auswahl dieser Punkte is t der Gesichtspunkt 
le itend gewesen, daß es w eniger darauf ankomme, das 
Gesetz in  juristisch-technischer H ins ich t zu verbessern, 
als durch die Aufnahme von V orsch riften  von  erheblicher 
praktischer Bedeutung den W ünschen w e ite r Volkskreise 
entgegenzukommen und h ierdurch die Erre ichung des Zieles 
zu fördern, daß endlich in  der Aufw Frage Beruhigung 
e in tr itt und die gesetzliche Regelung als eine endgültige 
ungesehen w ird .

In  den Beratungen der „Juristischen Arbeitsgem ein- 
Schaft wurden die größten Bedenken gegenüber der E r- 
^ach tigungsvo rsch rift in  § 17 des Regierungsentwurfs 
geäußert. Es wurde geltend gemacht, daß eine derartige 

rniächtigung, vo llends wenn sie ohne B efris tung und in  
er gegenwärtigen F orm  e rte ilt werde, jede Rechtssicherheit 

^ t e l n  und im  unvereinbaren Gegensatz zu der Tendenz 
shen würde, die A u fw ertung  je tz t endgültig  und ab

schließend zu regeln.
W irk l.  Geh. Rat D r. M ü g e l,  B erlin .

Is t ärztliche Schwangerschaftsunterbrechung auf 
' " 'und -m edizinischer Ind ikation“ strafbar?  Daß ein
A rz t> der eine Schwangerschaft zur Rettung der Schwangeren 

Eehens- und Leibesgefahr unterbrich t, den ä u ß e re n  
atbestand der A b tre ibung  i. S. des § 218 Abs. 2 StrGB.n. J?

I  rVc Ye rw irk lich t, auch wenn er gemäß „m edizin ischer 
nd ika tion“ handelt, kann n ich t zweife lhaft sein. B is zum 
nkrafttre ten des StrGB. w ar aber die Rechtslehre darüber 

wesentlichen einig, daß der A rz t solchen Falles aus dem 
esichtspunkte des Notstandes straflos sei. Nach E in - 

54 ^ es StrGB. erhoben sich im  H in b lic k  auf §§ 52, 
si tit Bedenken gegen die Anw endbarke it dieses Ge-

U p ^ b te s , insbes. zugunsten von Aerzten, die n ich t als 
su ö.r *Se der Schwangeren in  Betracht kommen. Man 
daß f  j ed°ch dauernd diesem Bedenken zu begegnen, ohne 
« . f reiBch b isher —  beim  Fehlen einer das T un  des
Arztes unter den bezeichneten Voraussetzungen ausdrück

lichen straflos stellenden gesetzlichen V o rsch rift —  eine 
allerseits befriedigende Lösung gefunden worden ist. Neuer
dings is t das RG. w iederum  in  die Lage gekommen, zu 
der in  der Ueberschrift umschriebenen Frage S tellung zu 
nehmen, und die vom  RG. nunmehr entwickelte Auffassung 
darf um so m ehr Gewicht beanspruchen, als ih r  Ergebnis sich 
im  wesentlichen m it den im  Jahre 1917 von der preußischen 
wissenschaftlichen Deputation fü r  das Medizinalwesen auf
gestellten Leitsätzen deckt, wonach eine Schwangerschafts
unterbrechung —  unter Ab lehnung ih re r Zulässigkeit aus 
sozialen oder rassehygienischen (eugenischen) Gründen —  
n u r dann fü r angezeigt erachtet w ird , wenn bei der 
Schwangeren in fo lge  einer bereits bestehenden E rkrankung 
eine als unverm eidlich erwiesene schwerste Gefahr fü r 
Leben oder Gesundheit vorhanden ist, die durch kein an
deres M itte l als durch die U nterbrechung der Schwanger
schaft abgewendet werden kann. Es handelte sich um 
einen A rzt, der durch einen anderen A rz t bei e iner außer
ehelich Schwangeren, die sich wegen ihres Zustandes m it 
Selbstmordgedanken trug, die Unterbrechung der Schwanger
schaft herbeigeführt hat. D ie  Darlegungen des zum A b 
druck in  der amtlichen Sammlung bestimmten, überaus 
umfangreichen reichsgerichtlichen U rte ils  1 D . 105/26 vom
11. März 1927 mögen bei ih re r außerordentlichen Bedeutung 
n ich t nu r fü r  den Aerztestand, sondern darüber hinaus fü r 
das gesamte deutsche V o lk  h ie r alsbald wenigstens aus
zugsweise wiedergegeben werden. Das RG. fü h rt aus:

„A ußer der Tatbestandsmäßigkeit gehört . . . zum 
B e g riff des Verbrechens die R e c h t s w id r ig k e i t ,  und zwar 
auch dann, wenn dieses M erkm al in  der gesetzlichen V e r
brechensform  n ich t ausdrücklich erwähnt is t (verg l. u. a.RG. i. 
Strafs. Bd. 2 S. 377) . . . “ (D ie  Sachlage e rfordert h ie r insbes. 
eine P rü fung  der R echtsw idrigkeit der Schwangerschaftsunter
brechung.) „U n te r welchen Voraussetzungen Handlungen, 
die den äußeren Tatbestand einer S traftat erfü llen, als n ich t 
rech tsw id rig  zu erachten sind, is t n ic h t  n u r  aus d em  
S t r a f r e c h t ,  s o n d e rn  aus d em  G a n z e n  d e r  R e c h ts 
o rd n u n g  zu e n tn e h m e n . . . D ie  Rechtssätze, aus denen 
sich die Gründe fü r  die Rechtmäßigkeit oder —  negativ 
ausgedrückt —  fü r  den Ausschluß der R echtsw idrigkeit 
(R echtfertigungsgründe, Unrechtausschließungsgründe) er
geben, können dem g e s e tz te n  o d e r  u n g e s e tz te n  
R e c h t  angehören. Sie können insbes. im  W ege der A u s 
le g u n g  unter Berücksichtigung des Zwecks und des gegen
seitigen Verhältnisses der geschriebenen N orm en erm itte lt 
werden. . . .

1. H ins ich tlich  des im  § 54 StrGB. geregelten Falles 
des Notstands . . .  is t es im  S chrifttum  bestritten, ob er 
als persönlicher Strafausschließungsgrund, Entschuld igungs
grund oder Rechtfertigungsgrund zu erachten ist. Das RG. 
hat in  ständiger Rechtsprechung angenommen, daß es sich 
jedenfalls n ich t um einen persönlichen Strafausschließungs
grund handle (vg l. RG. i. Strafs. Bd. 57 S. 268 . .). D ie 
Frage, ob ein Entschuld igungsgrund oder ein die objektive 
R echtsw idrigke it ausschließender Rechtfertigungsgrund an
zunehmen sei, wurde teilweise unentschieden gelassen . . . 
zum T e il aber . . . is t k la r erkennbar gemacht, daß der 
Notstand des § 54 S trG B. n u r als E n t s c h u ld ig u n g s 
g ru n d  erachtet w ird . D em  schließt sich der erk. Senat 
an . . . In  der Entsch. RG. i.  Strafs. Bd. 57 S. 268 hat 
das RG. w e ite r den Satz ausgesprochen, der Notstand sei 
„e in  schuldbefreiender Umstand, der der Handlung des 
Täters die Eigenschaft e iner Straftat n im m t und demgemäß 
a u ch  d ie  T e i ln e h m e r  n ic h t  s c h u ld h a f t  h a n d e ln  
lä ß t “  . . . D e r erk. Senat is t dieser Entsch. beigetreten 
(RG . i.  Strafs. Bd. 60 S. 88 (89). D e r 3. Strafsen. hat 
nun aber in  dem U rt. I I I .  512/25 v. 25. Jan. 1926 (JW . 
1926 S. 1989) den angeführten Satz auf einen F a ll an
gewendet, in  welchem ein A rz t bei e iner im  Leibesnotstand 
be find lichen  Schwangeren, die n ich t zu seinen Angehörigen 
zählte, eine Schwangerschaftsunterbrechung vorgenom men
hatte. H ie r in  verm ag der erk. Senat . . . dem 3. Strafsen. 
n ich t zu fo lgen  . . “ (V o n  anderen Gründen abgesehen, 
ergebe die Fassung des § 54 StrGB. unm itte lbar, daß d e r  
n ic h t  zu  d e n  A n g e h ö r ig e n  zählende D ritte  durch diese 
V o rsch rift im  Falle des § 218 Abs. 2 StrGB n. F . v o r 
Strafe n ich t geschützt werde.)
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„2 . D ie  V o r s c h r i f t  des § 54  S trG B .,  d ie  f ü r  
e in e n  b e s t im m te n  K r e is  v o n  H a n d lu n g e n  e in e n  
E n ts c h u ld ig u n g s g r u n d  s c h a f f t ,  s c h l ie ß t  n u n  a b e r  
n ic h t  a u s , daß a u f G ru n d  e in e s  d a n e b e n  b e s te h e n 
d e n  g e s c h r ie b e n e n  o d e r  u n g e s c h r ie b e n e n  R e c h ts 
s a tz e s  b e i g e w is s e n  N o ts ta n d s h a n d lu n g e n  —  a u c h  
b e i s o lc h e n ,  d ie  u n te r  § 54  S trG B . f a l le n  —  d ie  
R e c h t s w id r ig k e i t  a u s g e s c h lo s s e n  is t .  Daß dieser 
Gedankengang auch der b isherigen reichsgerichtlichen Recht
sprechung n ich t frem d ist, e rg ib t sich aus der Entsch. des erk. 
Senats in  RG. i. Strafs. Bd. 23 S. 116, in  der zum Ausdruck 
kommt, daß —  je nach dem W ertverhä ltn is  des durch die 
Notstandshandlung geschützten und des durch sie verletzten 
Rechtsguts —  die Notstandshandlung sich bald als rechts
w id r ig e r A n g riff, bald als rechtmäßiger A k t darstellen und 
demgemäß eine Gegenwehr ih r  gegenüber bald zulässig, 
ba ld unzulässig sein kann.

3. a) G e s c h r ie b e n e  R e c h ts s ä tz e ,  die h ie r in  
Betracht kommen könnten, sind n ich t vorhanden. D ie  e in 
schlägigen Notrechte des bü rgerl. Rechts betreffen nu r 
N otangriffe  auf Sachen, b ) V o n  den in  der W issenschaft 
untemommenenVersuchen, die ärztlich angezeigte Schwanger
schaftsunterbrechung zu rechtfertigen, is t die Annahme eines 
ä r z t l i c h e n  B e r u f s r e c h t s  im  Schrifttum  aufgegeben 
worden. Das RG. hat das Vorhandensein eines solchen 
Berufsrechts in  der Entsch. RG. i.  Strafs. Bd. 25 S. 375 
fü r die ärztlichen E ing riffe  zu Heilzwecken überhaupt und 
in  der Entsch. RG E. v. 8. M ai 1925, I .  120/25, fü r  die 
ärztlich angezeigte Schwangerschaftsunterbrechung im  Be
sonderen verneint. c) ,A uch  der Gesichtspunkt der E in 
w i l l i g u n g ,  der in  der Entsch. RG. i.  Strafs. Bd. 25 S. 375 
zur R echtfertigung ärztlicher E in g riffe  verw erte t worden 
ist, re icht f ü r  s ic h  a l le in  zur Rechtfertigung der vom  
A rz t ausgeführten Schwangerschaftsunterbrechung n ich t aus, 
w e il letztere n ich t nu r einen E in g r iff  in  den K ö rp e r der 
Schwangeren, sondern auch einen E in g r if f  in  das Leben 
der Le ibesfrucht enthält, über welches die Schwangere 
n ich t in  gle icher W eise verfügen kann w ie  über ihre 
eigene körperliche Unversehrtheit. Abzulehnen is t insbes. 
der Gedankengang, daß d ie im N otstandbefind liche  Schwangere 
auf G rund des § 54 StrGB. ihrerseits die Leibesfrucht 
straflos tö ten dürfe, daß sie daher auch einem anderen die 
Befugnis müsse erte ilen können, diese H andlung be i ih r  
vorzunehm en; denn da §54 StrGB. nu r einen Entschuldigungs
grund, keinen Rechtfertigungsgrund schafft, die Handlung 
der Schwangeren selbst also, soweit n ich t e in anderweiter 
Rechtfertigungsgrund e ingre ift, rech tsw id rig  b le ib t, so kann 
die E in w illig u n g  der ihrerseits rech tsw id rig  handelnden 
Schwangeren die H ilfe le is tung  deh n ich t in  Notstand be find
lichen D ritten  n ich t der R echtsw idrigke it entkleiden. Es 
muß also zunächst nach einem G rund gesucht werden, der 
die Notstandshandlung der Schwangeren selbst n ich t nu r 
entschuldigt, sondern als n ich t rech tsw id rig  erscheinen läßt. 
E rs t wenn ein solcher R e c h t f e r t ig u n g s g r u n d  f ü r  d ie  
S c h w a n g e re  s e lb s t  gefunden ist, kann man ih re r E in 
w illig u n g  eine Bedeutung fü r  die rechtliche Zulässigkeit 
des E in g riffs  des D ritte n  einräumen. . . d) D e r Satz, daß 
E in g riffe  in  rechtlich  geschützte Interessen, welche sich 
als ein a n g e m e s s e n e s  M i t t e l  z u r  E r r e i c h u n g  e in e s  
s ta a t l ic h  a n e rk a n n te n  Z w e c k s  darstellen, n ich t rechts
w id r ig  seien •—  Z w e c k th e o r ie  — , hat in  der W issen
schaft v ie lfach Zustim m ung gefunden und lie g t zweifellos 
verschiedenen Bestim mungen des geltenden Rechts zugrunde. 
M it Recht is t aber auch darauf hingewiesen w orden, daß 
dieser Grundsatz von  allgemeiner Anerkennung noch w e it 
en tfern t is t. B e i der W e ite  der Fassung läßt sich n icht 
übersehen, ob n ich t seine Anwendung in  der Praxis zu 
bedenklichen F o lgen  führen würde, die n ich t als dem Rechte 
gemäß erachtet werden könnten, e) Nahezu allgemeine 
Anerkennung hat dagegen der folgende, aus jenem Rechts
gedanken abgeleitete, aber wesentlich enger gefaßte G rund
satz gefunden: In Lebe n s la g e n ,  in  w e lc h e n  e in e  d e n  
ä u ß e re n  T a tb e s ta n d  e in e r  V e r b r e c h e n s fo r m  e r 
f ü l le n d e  H a n d lu n g  das e in z ig e  M i t t e l  is t ,  u m  e in  
R e c h ts g u t  zu  s c h ü tz e n  o d e r  e in e  v o m  R e c h t  a u f 
e r le g te  o d e r  a n e rk a n n te  P f l i c h t  zu  e r f ü l le n ,  is t  
d ie  F ra g e ,  o b  d ie  H a n d lu n g  r e c h tm ä ß ig  o d e r  u n 

v e r b o te n  o d e r  r e c h t s w id r ig  i s t ,  an  d e r  H a n d  d e s  
dem  g e lte n d e n  R e c h t  zu e n tn e h m e n d e n  W e r t -  
v e r h ä l tn is s e s  d e r  im . W id e r s t r e i t  s te h e n d e n  
R e c h ts g ü te r  o d e r  P f l i c h t e n  zu e n ts c h e id e n  —  
G ru n d s a tz  d e r  G ü te r -  u n d  P f l ic h te n a b w ä g u n g .  
F ü r den Fa ll des W id e r s t r e i t s  v o n  P f l i c h t e n  —  des 
P f l ic h te n n o ts ta n d e s  —  hat sich das RG. schon w ieder
ho lt zu dem Grundsatz bekannt, daß die höhere P flic h t 
auf Kosten der m inder hohen zu erfü llen  und die N ich t
e rfü llung  der letzteren n ich t rech tsw id rig  is t (RG . i. Strafs. 
Bd. 20 S. 190 [191 f f . ] ;  Bd. 36 S. 78 [8 0 f f . ] ;  Bd. 56 S. 168 
[170 f f . ] ; Bd. 59 S. 404 [4 0 7 ]; Bd. 60 S. 295; RG. i. Z iv ils . 
Bd. 53 S. 315 [317]. V g l. auch R M ilG . Bd. 17 S. 41). 
A ber auch fü r den F a ll des W id e r s t r e i t s  v o n  R e c h ts 
g ü te r n  —  des G u ts n o ts ta n d s  —  hat das RG. bere its 
anerkannt, daß dann, wenn ein Ausgle ich n ich t anders 
m öglich  ist, als durch V ern ich tung  oder Schädigung des 
einen der beiden Rechtsgüter, das geringerwertige dem 
höherwertigen weichen muß, der E in g r if f  in  das geringer
w ertige  also n ich t rech tsw id rig  is t (RG- i.  Strafs. Bd. 23 
S. 116; Bd. 37 S. 150).

4. D e r Grundsatz der Güterabwägung fü h rt auch zu 
einer befriedigenden Lösung der Frage, ob und un ter 
welchen Voraussetzungen die ärztlich angezeigte Schwanger
schaftsunterbrechung rechtlich zulässig ist. A llgem eine  
Voraussetzung fü r  seine Anw endung is t das Vorhandensein 
eines w irk lichen  G u ts n o ts ta n d e s  in  dem oben bestimmten 
Sinn. Es muß also e in e  g e g e n w ä r t ig e ,  a u f  a n d e re  
W e is e  n ic h t  zu  b e s e it ig e n d e  G e fa h r  f ü r  d ie  
S c h w a n g e re  vorhanden sein. Das V o rliegen  dieser 
Voraussetzung bedarf e iner b e s o n d e rs  s t r e n g e n  
P r ü fu n g  an  d e r  H a n d  d e r  R e g e ln  d e r  ä r z t l i c h e n  
W is s e n s c h a f t ,  zu d e r  e in  N ic h t a r z t  z u m e is t  n ic h t  
in  d e r  L a g e  s e in  w ir d .  U n te r gegenwärtiger Gefahr 
is t ein Zustand zu verstehen, der erfahrungsgemäß bei 
natürlicher W e ite ren tw ick lung  den E in tr it t  der Schädigung 
als sicher bevorstehend erscheinen läßt, wenn n ich t da
gegen eingeschritten w ird  . . .  Be i der G ü te ra b w ä g u n g  
is t von  den W ertungen auszugehen, die in  den zum Schutze 
der Rechtsgüter erlassenen S t r a fd r o h u n g e n  des g e l te n 
d e n  R e c h ts  ih ren  allgemeinen Ausdruck gefunden haben. 
Aus dem V erg le ich  der §§ 211 ff. StrGB., sowie der §§ 224, 
225 StrGB. m it § 218' S trGB. a. und n. F . kann ohne 
weiteres entnommen werden, daß r e g e lm ä ß ig  s o w o h l 
d e r  V e r lu s t  des L e b e n s  a ls  a u c h  e in e  im  S in n  d e s  
§ 2 2 4  S trG B . s c h w e re  G e s u n d h e its s c h ä d ig u n g  de s  
f e r t i g e n  M e n s c h e n  h ö h e r  zu b e w e r te n  i s t ,  a ls  d e r  
V e r lu s t  des L e b e n s  d e r  L e ib e s f r u c h t .  Im  einzelnen 
F a ll kann fre ilich  eine h ie rvon  abweichende Entscheidung 
geboten sein. Zw eife lha ft is t, ob das im  § 54 StrGB. 
enthaltene E r f o r d e r n is  d e r  U n v e r s c h u ld e t h e i t  d e s  
N o ts ta n d s  auch eine Voraussetzung fü r den auf der 
Güterabwägung beruhenden Ausschluß der R echtsw idrigke it 
b ilde t. D e r erk. Senat hat dies f ü r  das g e lte n d e  R e c h t  
v e r n e in t ,  w e il dieses n ich t nu r be im  Rechtfertigungsgrund 
der N o tw ehr (§ 53 StrGB., § 227 B G B .), sondern auch in  
den V orsch riften , in  denen es den Notstand unter H eran
ziehung der Güterabwägung als Rechtfertigungsgrund aus
drücklich anerkannt hat (§§ 228, 904 BG B .), von  der U n 
verschuldetheit der N otw ehr- bzw. Notstandslage absieht. 
Soweit die Notstandsverletzung n ich t bloß als entschuldigt, 
sondern in  Anwendung des Grundsatzes der Güterabwägung 
als n ich t rech tsw id rig  zu erachten ist, g i l t  d e r  A u s 
s c h lu ß  d e r  R e c h t s w id r ig k e i t  n ic h t  n u r  f ü r  d ie  
V o r n a h m e  d u rc h  d ie  S c h w a n g e re  s e lb s t ,  s o n d e rn  
a u c h  f ü r  d ie  V o r n a h m e  d u r c h  e in e n  z u r  B e 
u r t e i lu n g  d e r  V o r a u s s e tz u n g e n  f ä h ig e n  D r i t t e n .  
E ine n o tw e n d ig e  B e d in g u n g  h ie rfü r is t aber d ie  
w i r k l i c h e  o d e r  m u tm a ß lic h e  E in w i l l i g u n g  d e r  
S c h w a n g e re n . D ies e rg ib t sich schon aus der Entsch. 
in  R G . i.  Strafs. Bd. 25 S. 375, da die Schwangerschafts
unterbrechung auch einen E in g r if f  in  den K ö rp e r der 
Schwangeren en thä lt; überdies muß der Schwangeren auch 
in  ih re r Eigenschaft als werdender M utte r das Recht Vor
behalten b leiben, aus Gewissensbedenken die T ö tung  der 
Le ibesfrucht zu verbieten. D ie  G leichstellung des m ut
maßlichen m it dem w irk lichen  W ille n  der Schwangeren
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entspricht dem im  § 667 BGB. zum Ausdruck kommenden 
■Hechts ge danken. D ie  ärztlich angezeigte Schwangerschafts
unterbrechung is t hiernach bei Vornahm e durch die 
Schwangere selbst und im  Falle  der w irk lichen  oder m ut
maßlichen E in w illig u n g  der Schwangeren auch bei V o r 
nahme durch einen zur Beurteilung der Sachlage befähigten 
D ritte n  n ich t rechtsw idrig , wenn sie das einzige M itte l ist, 
nm  die Schwangere aus einer gegenwärtigen Gefahr des 
Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung i. S. des 
's 224 zu befreien. Dieses Ergebnis . . besagt led ig lich , 
naß die Schwangere und der A rzt, die nach diesen G rund
sätzen verfahren, n ic h t  g e g e n  d ie  R e c h ts o rd n u n g  
verstoßen und deshalb n ic h t  s t r a fb a r  sind. D ie  Frage 
der s ittlichen Zulässigkeit w ird  h ierdurch n ich t berührt . . . “ 

Soweit die Darlegungen des R G .; sie erscheinen ge
eignet, die in  Aussicht genommene Regelung des künftigen 
StrGB. zu rechtfertigen, wonach eine vom  A rz t aus m edi
zin ischer Ind ika tion  vorgenommene U nterbrechung der 
Schwangerschaft n ich t als A b tre ibung strafbar sein so ll 
vDJZ. 1927 S. 630 rechts oben).

Reichsgerichtsrat a. D . C o n ra d ,  Le ipzig ,

Sprachenrecht der Ausländer in der Tschecho
slowakei. Das Oberste Verw altungsgericht in  P rag hat 
vnederholt entschieden, daß das Sprachenges. zu° den 
D agem  des im  § 2  Abs. 2 des Sprachenges. v. Jahre 1920 
gewährten Minoritätensprachenrechtes n ich t n u r die Staats
angehörigen, sondern alle Personen ohne Unterschied der 
Staatsangehörigkeit zählt, sofern sie sich der Sprache jener 
nationalen M inderheit, die in  dem Gerichtsbezirke m it 2 0 %  
der E inw ohner vertreten ist, als ih re r Sprache bedienen. 
z n diesem Schluß is t das G ericht auf G rund der Aus
legung des im  Sprachengesetz gebrauchten Ausdruckes 
»Angehörige der Sprache der M inderhe it“ gelangt.

Diese Textie rung  beruht n ich t bloß auf einem Z u fa ll; 
sie wurde vom  Verfassungsausschuß gewählt, um zum A us
drücke zu bringen, daß dieses Recht n ich t auf Staatsbürger, 

ie der betr. sprachlichen M inderhe it angehören, beschränkt 
v rerde, sondern daß es jedermann zustehen solle, der die 

Prache dieser M inderhe it als seine Sprache spricht.
Trotzdem  nach dem Ges. die Entsch. der sprachenrechtl. 

rage als Adm inistrativsache bezeichnet wurde, w om it die 
uständigkeit des O bVerw G er. in  allen Sprachenfragen 
s oberste Instanz gegeben ist, wurde die von  diesem in  

g en seinen Entscheidungen festgehaltene Auslegung des 
Prachenges. über das Sprachenrecht der Ausländer w ieder- 

’ ?ogar von  höheren Gerichten und dem Justizm inisterium  
gnonert, obw ohl es n ich t angeht, daß gerade Justizstellen 

z  6 -ritsch, der Behörde, die vom  Ges. als oberste Instanz 
Rutsch, berufen wurde, mißachten und im  gegenteiligen 

Enf116, ^ s c h e id e n . Man kann n ich t einwenden, daß jede 
e ilt  j  deS 0bVerwrG er- nu r fü r einen bestimmten F a ll 
a ia m cht a llgemeine Gesetzeskraft habe. V ie lm ehr muß 
F 0 üresen Entsch., wenn sie sich über eine grundsätzliche 
g  ge w iederho lt und im m er im  gleichen Sinne aus- 
r ei ?rocben haben, eine über den einzelnen F a ll hinaus- 
Punh • Bedeutun& zugestehen. Es erscheint vom  Stand- 
h e h ö / Iner gere£elten Rechtspflege unerträglich, daß Justiz- 
Insta n lm m er w ieder die Parteien zwingen, den langen 

anzenweg bis zum V e rw G erH o f zu beschreiten, trotzdem 
wissen, daß der V e rw G erH o f gegen sie entscheiden w ird .

sicht “ k  dle SPrachenVO - v - J ahre 1926 hat dessen A n 
ein» “ hejnommen und bestätigt, daß unter den „A ngehörigen  
s te h  natlonalen M inderhe it“  a u c h  A u s lä n d e r  =zu  v e r 
ein Re \ S in d ’ und in  i enen Fällen, in  denen ein In länder 
E e ic ß a  aUf Gebranch der deutschen Sprache hat, auch 

j r s d e u ts c h e  oder D e u ts c h ö s te r r e ic h e r  es haben.
g e b ra i/p ?  _fUch Art> 16 der s PracbenVO . v. Jahre 1926 
Minder!, *« Ausdruck »Angehöriger der Sprache einer 
Sprach i n  woraus geschlossen werden muß, daß die 
insbes •?' dle Ansicht des V erw G er. übernommen hat, 
is t, daßWa 1 ea nach dem le tzten Abs. des A rt. 18 n ich t nö tig  
Bezirke h Partei oder ein anderer B e te ilig te r in  dem 
'der RPu y ° h n t> fü r  den die Zuständigkeit des Gerichts oder 
M indert,0'* ge£eben is t und fü r den der Gebrauch der 

deiheitssprache zulässig ist.

Auch sagt A rt. 19, daß m it Eingaben, die in  einer 
M inderheitssprache von  jemandem gemacht wurden, der ih r  
n ich t angehört, nach A rt. 4 und 5 vorzugehen is t (Zurück
stellung bezw. A bw eisung)!

D a Reichsdeutsche oder Deutschösterreicher der 
deutschen M inderheitssprache angehören, sind sie also 
berechtigt, bei jenen Behörden, w o In länder auf den Ge
brauch des Deutschen ein Recht haben, auch deutsche E in 
gaben zu machen und deutsche Erledigungen zu verlangen. 
Demnach hätte die SprachenVO., wenn ih re  Verfasser 
diesen Standpunkt als dem Sprachenges. widersprechend 
angesehen hätten, gewiß erklärt, daß Ausländer auch dann 
n ich t berechtigt sind, sich einer M inderheitssprache vo r 
tschechoslowakischen Behörden zu bedienen, wenn sich 
tschechoslowakische Staatsbürger ih re r im  gleichen Falle 
bedienen dürften.

Z w ar ist es in  der Tschechoslowakei schon v o r
gekommen, daß der Gesetzgeber, wenn sich die Judikatur 
der Obersten Gerichte in  einer ih m  n ich t genehmen R ich
tung entwickelte, die Rechtsfrage durch ein Gesetz im  ent
gegengesetzten Sinne regelte. Es wäre neu, daß ein Gesetz
geber angesichts einer bestimmten, stets im  gleichen Sinne 
erfolgenden Entsch. einer und derselben Rechtsfrage, bei 
Regelung der betr. Rechtsmaterie gerade dieser bestimmten 
Frage in  der Absicht aus dem W ege gegangen wäre, sie 
auch im  unklaren zu lassen und zu entgegengesetzten E n t
scheidungen der Dnterbehörden die Hand zu bieten. T a t
sächlich finden sich im m er w ieder Gerichte, die das 
Sprachenrecht der Reichsdeutschen und Deutschösterreicher 
n ich t anerkennen w ollen. So wurde erst kürzlich  der V e r
tre te r eines Reichsdeutschen, der beim  O bG erH of eine 
R evisionsschrift in  deutscher Sprache eingebracht hatte, 
aufgefordert, nachzuweisen, daß seine Parte i tschecho- 
slowak. Staatsbürger sei, w id rigenfa lls  seine R evis ion zu
rückgewiesen würde, was natürlich den V erlus t dieses 
Rechtsm ittels zur Folge hätte.

Rechtsanwalt D r. D a n in g e r ,  Jägem dorf.

Ein Betätigungsfeld für Kriminologen. Bei E r 
örte rung  des Problem s der krim ino log ischen Forschungs
methoden regte, wenn ich  n ich t irre , Franz v o n  L i s z t  an, 
kleine, abgeschlossene Gemeinwesen auf ih re  soziale S truktur 
zu untersuchen und das Ergebnis zu etwaigen, in  k r im in o 
log ischer Beziehung als Besonderheiten auffallenden E r
scheinungen m  Beziehung zu setzen. Es is t kaum zweifelhaft, 
daß vie le A rbe iten, die sich m it bestimmten Teilgebieten 
de?..?ozla^e:? d' ebe“ s beschäftigen, auf diesen H inw e is  zurück
zuführen s in d ; m ir  is t jedoch keine A rb e it bekannt, die in  
dem umfassenden Sinne jener A nregung einer erschöpfenden 
krim ino log ischen Durchforschung eines ganzen Gemein
wesens g ilt. Das w ird  w eniger auf M angel an F leiß  oder 
L us t und L iebe zur Sache beruhen, als auf der Schw ierig
keit, geeignete Objekte zu finden. U nd  doch g ib t es etn 
solches, w ie es sich kein K rim in o lo ge  besser wünschen 
könnte ; ein kleines Gemeinwesen vo n  nu r 1000 Personen 
das seit 200 Jahren eine eigene selbständige, von  außen 
kaum beeinflußte E n tw ick lung  nahm, und an dem die großen 
krim inologischen Hauptfragen des Einflusses der w irtschaft
lichen Verhältnisse und der ind iv idue llen  Veranlagung, w ie 
vie le damit verbundene Nebenfragen (Inzucht, Vererbung, 
A lkoho lism us usw.) in  einer kaum fü r  m öglich  gehaltenen 
W eise praktisch studiert werden können. Zu dieser Fund
grube krim ino log ischer Erkenntnisse fü h rt der E n tw u rf des 
württem b. Staatsministeriums über die Verw a ltung  der 
Gemeinde Schloßberg im  Oberamt N eresheim 1)- D ie V e r
hältnisse in  Schloßberg nötig ten  zu einer Stellung der 
Gemeinde unter Staatsaufsicht, um  die ordnungsmäßige 
E rfü llu n g  ih re r öffentlichen Aufgaben sicherzustellen. Z u r Be
gründung dieser außergewöhnlichen Maßnahme erfährt m an : 

Nachdem i. J. 1648 die Reichsstadt N örd lingen  m it 
schwedischen T ruppen die B urg  F lochberg zerstört hatte, 
wurde die B u rg  n ich t w ieder aufgebaut, v ie lm ehr das gesamte 
Schloßgut m it Ausnahme des landw irtschaftlich  schwer 
verw ertbaren Schloßberges an einen Güterschlächter verkauft. 
H ie r  w urden Vermögens- und heimatlose Menschen, an 

') Drucks, des württ. Landtags v. 1. April 1927, Beil. 459.
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denen es damals n ich t mangelte, angesiedelt. D ie  W oh lfa h rt 
fü r  sie erschöpfte sich darin, daß den Aufgenommenen 
durch einen Schutzbrief erm öglicht wurde, im  Reiche umher
zuziehen und durch Ausübung eines Hausierhandels, gering
füg igen Gewerbes oder Bette ln eine kümmerliche Existenz 
zu fristen. Diese K o lon ie  hat sich fast unverm ischt er
halten ; e igentüm lich fü r die Gemeinde b lieb  die rasche Zu 
nahme der Bevölkerung, aber auch eine hohe K inders terb lich 
ke it und geringe Abwanderung. E inen E inb lick  in  die s itt
lichen Verhältnisse e rg ib t das Strafregister m it seiner unge
wöhnlichen Höhe von Strafeinträgen. Auch die Verwahrlosung 
der Schloßberger Jugend scheint nach der Zahl der nö tig  
gewordenen Fürsorgeerziehungen eine außerordentlich hohe 
zu sein. Das Fehlen der Industrie  is t bei den ungünstigen 
w irtschaftlichen Verhältnissen der Gemeinde, ih re r Lage 
und be i dem Fehlen genügender W asserversorgung, der 
V ersorgung m it elektrischem Strom  und einer geordneten 
V erw a ltung  e rklärlich . D ie  rasche Zunahme der Be
vö lkerung hängt m it der frühen Eheschließung, der Ehe
häufigkeit und der geringen Abwanderung zusammen. Letztere 
w ieder findet ih re  E rk lä rung  in  der A r t  des Berufslebens 
und der Schwierigkeiten, sich bei den dürftigen Verhältnissen 
zu verheiraten, w o h l auch darin, daß der R u f der Gemeinde 
n ich t der beste ist. D ie  hohe K indersterb lichke it is t eine 
Folge des Hausier- und Wanderlebens der M ütter, der 
ungünstigen w irtschaftlichen Verhältnisse, des Viehmangels 
und der unzureichenden W ohnungsverhältnisse, die eine 
stete U eberfü llung  bedingen. H inzu  kommen Entartungs
erscheinungen, die m it dem seit 200 Jahren geübten unsteten 
W anderleben Zusammenhängen. Zusammenfassend läßt sich 
sagen, daß eine der üblen Erscheinungen aus der anderen 
fo lg t, die zusammen der unglücklichen A r t der G ründung 
der S iedlung m it ih ren  ungünstigen Folgen entspringen. 
Zu diesen Ursachen treten noch unglückliche Veranlagung 
der ersten Bewohner der Ansied lung und deren V e re r
bung auf die Nachkommenschaft hinzu. Daß es trotzdem  
unm öglich war, A b h ilfe  zu schaffen, lie g t darin, daß^ man 
m it reinen Strafverfolgungsmaßnahmen oder polize ilichen 
Anordnungen nichts erreichen kann. In w ie w e it ihnen soziale 
H ilfsmaßnahmen gegenüber gestellt werden müssen, is t 
e in  interessantes Problem , das sich zu den vie len Fragen, 
die die Verhältnisse in  der Gemeinde Schloßberg aufgeben, 
noch hinzugesellt.
R eg ierungsdirektor D r. H a g e m a n n , Polizeipräsidium  B erlin .

OeffentHches Recht und bürgerliches Recht. D ie
W irtschafts- und Finanzgesetzgebung der Nachkriegszeit 
mag die Ursache fü r eine psychologisch interessante 
Massenerscheinung auf dem Gebiete der Rechtsbetrachtung 
geworden sein: das Interesse der P raktike r des Rechts, 
in  erfreulichem Umfange namentlich des Anwaltsstandes, 
hat sich m ehr als in  früheren Jahrzehnten dem Gebiete 
des öffentlichen Rechts zugewandt, das b isher ein S tief
k in d  der Rechtswissenschaft war. W ährend es die W issen
schaft des bürgerlichen Rechts seit m ehr als anderthalb 
Jahrtausenden, seit den Tagen Justinians, zu einem v ö llig  
ausgebauten System gebracht hat, ha rrt die W issenschaft 
des ö ffentlichen Rechts noch heute eines g leichwertigen 
Ausbaues. Zw ar geht nach herrschender Rechtsauffassung 
das öffentliche Recht dem bürgerlichen voran. Be i näherer 
Untersuchung ste llt sich aber heraus, daß dieser Grundsatz 
vie lfach erst noch der E inzeldurchführung bedarf und es 
auch unserem Rechtsempfinden noch heute keineswegs in  
allen Fällen selbstverständlich ist, das öffentliche Recht 
dem bürgerlichen  voranzustellen, z. B. in  der Frage des 
p riva trech tlichen  Eigentums. W ir  haben uns v ie lle ich t a ll
zusehr daran gewöhnt, das privatrechtliche E igentum  als 
das Selbstverständliche, Vorangehende auch da anzusehen, 
wo öffentlich-rechtliche Rechtsverhältnisse das Prim äre 
sind. V e rw irrend  haben h ie rbe i Zuständigkeitsbestimmungen 
gew irkt. Das g ilt  fü r  die Rechtswissenschaft a lle r Länder. 
Es dürfte allm ählich aber Z e it werden, sich darauf zu be
sinnen, daß das öffentliche Recht dasjenige ist, das un
m itte lba r aus der öffentlichen Gewalt des Staates, aus der 
Staatshoheit, entspringt. Das bürgerliche Recht geht des

halb dem öffentlichen nach, insbesondere im  K o llis io n s 
falle. Es is t auch un rich tig , daß nach der durch das 
R eichsgerich t1) herrschend gewordenen Auffassung aus 
einem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis unm itte lbar 
privatrechtliche Rechte und P flich ten entstehen können. 
Aus einem einzelnen ö ffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis 
entspringen v ie lm ehr n u r öffentlich-rechtliche Rechte und 
P flichten. Privatrechtliche Rechtsinstitute können überhaupt 
nu r entstehen, soweit sie durch verfassunggebende, also 
öffentlich-rechtliche Gesetze zugelassen sind. Zwischen 
ö ffentlich  - rechtliche Verhältnisse und privatrechtliche 
schieben sich also in  allen Fällen öffentlich-rechtliche 
verfassunggebende Gesetze ein. Solche Verfassungen sind 
die Staatsverfassungen, Gerichtsverfassungen, Prozeß
ordnungen, Zuständigkeitsgesetze. D ie  unbewiesene Be
hauptung, daß aus einem konkreten öffentlich-rechtlichen 
V erhä ltn is  unm itte lbar privatrechtliche Rechte und P flich ten  
entspringen können, hat ih ren  G rund in  dem vergeblichen 
Suchen nach entsprechenden konkreten öffentlich-rechtlichen 
Rechtsinstituten. D ie  Systematik der ö ffentlich-rechtlichen 
Kategorien harrt bis heute ihres Ausbaues, der zu erfo lgen 
haben w ird  auf dem W ege der Erkenntnis, daß neben 
ö ffentlich-rechtlichen Sonderkategorien —  eine erhebliche 
Menge von  privatrechtlichen Kategorien auch auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts vorhanden sind. U n d  zwar 
bezieht sich das auf sämtliche Bücher des BGB.

Besondere Aufm erksam keit w ird  dabei der Ente ignung 
im  öffentlichen Interesse und enteignungsgleichen Rechts
vorgängen zuzuwenden sein. E ine Schädigung, die durch 
einen dem öffentlichen Recht angehörigen A k t he rvo r
gerufen w ird , is t in  W ahrhe it eine Verletzung von  ö ffentlich - 
rechtlichen Rechtsansprüchen und n ich t eine solche von  
Privatrechtsansprüchen. D e r psychologische Grund, warum  
bisher bei Enteignungen vom  Gesetzgeber und der Recht
sprechung eine Verletzung von Rechtsansprüchen des 
bürgerlichen Rechts angenommen worden ist, lie g t in  e iner 
Verwechselung des rechtlich norm ierten W irtschafts
gutes m it der rechtlichen N orm  selbst, z. B. dem p riva t
rechtlichen E igentum. Geschädigt is t aber nu r das w ir t 
schaftliche G u t, z. B. der Acker, der Bauplatz. Dieses 
w irtschaftliche Gut w ird  geschützt durch das Recht. W ir  
sind gewöhnt, dabei fast ausschließlich an den Rechts
schutz durch das bürgerliche Recht zu denken. Indessen 
genießt jedes w irtschaftliche G ut in  jedem seiner Te ile  
n ich t nu r den Schutz des Privatrechts, sondern auch des 
öffentlichen Rechts; jedes von  diesen hat eine p riva t
rechtliche und eine ö ffentlich-rechtliche Rechtssphäre.

V e rfo lg t man diesen Gedankengang weiter, so gelangt, 
man zu überraschenden Konsequenzen fü r  rich tige  Be
trachtung des m aterie llen Rechts, w ie  zu solchen fü r  eine 
neue systematische Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen 
bürgerlichen Gerichten (dieser Ausdruck scheint m ir  ge
rechter als „orden tliche “ , denn auch der V erw a ltungsrich te r 
is t „o rden tliche r R ich te r“ ) und V erw altungsgerich ten.2)

Regierungsrat K a r l  H e r r m a n n ,  Magdeburg.

Die w ichtigsten Abweichungen des Verfahrens  
vor den Arbeitsgerichten nach dem ArbGGes. von 
dem bisherigen vor den G ewerbe- und Kaufm anns
gerichten. Noch m ehr als b isher das Gew.- u. K au fm .- 
GGes. betont das ArbGGes. v. 23. Dez. 1926 die m öglichst 
schnelle D urchführung  des Verfahrens gegenüber einem 
V erfahren vo r den ordentl. Z iv ilge rich ten .

Zunächst hat die Verhandlung v o r dem Vorsitzenden 
a lle in  m it e iner Güteverhandlung obligatorisch zu beginnen, 
was be i den Gew.- u. Kaufm G er. faku lta tiv  w ar E ine 
wesentliche Neuerung ist, daß im  Falle des M iß lingens 
einer E in igung sich die weitere Verhandlung unm itte lbar 
anschließt und, wenn dem Hinderungsgründe entgegenste en, 
b innen 3 Tagen stattfinden soll. Zw eife lhaft ist, ob diese 
weitere Verhandlung ebenfalls n u r v o r dem V o rs i zen

---------n  V e l R G Z 22 288- 25, 330; 51, 219; 64, 1; 67, 310; 70, 80:-
75 276 - 77® 193 79 178; 84, 338 ; 92, 197; 107, 324; 108, 394.

’ 1)'’Näheres s. in  der Schrift des V e r i. : „O effentliches Recht nn
Zuständigkeit. Grundsätzliches de lege ferenda.“ Gießen 1921.
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überlasse oder in  N ießbrauch gebe, gle ichzeitig ihm  oder 
fiinem D ritten  V o llm acht zur Auflassung erteile, während 
Käufer sich zu bestimmten Vorauszahlungen verpflichte, 
die später auf den Kaufpre is verrechnet werden sollten, 
alles in  der F orm  des § 313 BGB. Ebenso sei zulässig 
auf G rund m ündlicher E in igung  der Abschluß eines K au f
vertrages, dessen fö rm liche r Abschluß einstweilen aus be
stimmten, näm lich steuerrechtlichen Gründen verm ieden 
Werden solle, dessen w irtschaftliche Folgen aber wenigstens 
teilweise vorweggenommen werden sollten, dadurch vorzu
bereiten und zu sichern, daß Verkäufer dem K äufer eine 
unw iderrufliche V o llm acht erteile, das Grundstück an sich 
selbst zu verkaufen und aufzulassen. N u r dagegen habe 
sich die Rechtsprechung des RG. gewendet, daß auf solche 
Weise unter M ißbrauch der V o rsch rift des § 167 Abs. 2 
über die F o rm fre ihe it der V o llm acht die F o rm vorsch rift 
ües § 313 BG B. umgangen werde. D ieser F o rm vorsch rift 
sei vorliegend dadurch genügt, daß der Bekl. gle ichzeitig 
uut der Ausste llung des p riva tschriftlichen  „A u ftra g s “ eine 
uotarie lle Beurkundung seiner B indung wenigstens inso
w e it habe vornehm en lassen, als er dem X  die unw ider
rufliche V o llm acht in  no tarie lle r F orm  erteilte. D a nun 
auf G rund dieser Vo llm acht später auch noch die Beur
kundung der endgültigen V e rp flich tung  zur E igentums
ubertragung durch den Abschluß des Kaufvertrages seitens 
K  m it Y  in  no tarie lle r F orm  e rfo lg t sei, so könne der 
umwand, daß der K aufvertrag mangels W ahrung  der ge
setzlichen F o rm  n ich tig  sei, n ich t durchgreifen. H iernach 
sei die Annahme des O LG . unhaltbar, daß die Vo llm acht 
als T e il des einheitlichen n ichtigen Kaufgeschäftes ebenfalls 
u ich tig  sei. V ie lm ehr habe der Kaufvertrag v. 26. M ai 1923 
fu s c h e n  Y  und der K l.  durch Genehm igung seitens des 
N  als Bevollm ächtig ten des Bekl. W irksam ke it erlangen 
können. D er Versuch, die Vo llm acht vo r der Genehmigung 
ües Kaufvertrages durch X  zu w iderrufen, hätte keinen E r- 
lo ’ g haben können. D ie  A usfe rtigung  der die Vo llm acht 
enthaltenden Notaria tsverhandlung und die Urkunde über 
aen A u ftrag  seien dem X  ausgehändigt worden, der den 
^A u ftrag “ auch angenommen und durch E ntrich tung  der 
darin erwähnten Vorauszahlung auch alsbald te ilweise aus
geführt habe. D ie  Vo llm acht sei besonders im  Interesse 

ds Bevollm ächtig ten X  erte ilt, dem auf diese W eise ohne 
erkauf und Uebereignung des Grundstückes dennoch die 

rechtliche V erfügung  darüber erm öglicht werden sollte ; 
re V o llm achtserte ilung habe h ie r das Sicherungsm itte l fü r 
e Vorschüsse des X  geb ilde t; m ith in  sei h ie r auf G rund 

g d d r m indestens stillschweigenden Vere inbarung zwischen 
ekl. und X  der W id e rru f ausgeschlossen gewesen. D ieser 

würde zwar n ich t der Geltendmachung eines 
* .“ brauchs der V o llm acht durch den Bevollm ächtig ten 
^eitens des Machtgebers entgegenstehen. Solcher M ißbrauch 

°nne dann vorliegen, wenn nach v ö llig e r Veränderung 
J ®r Umstände, unter denen auf den W id e rru f der V o ll

acht verzichtet war, der Machtgeber den Bevollm ächtigten 
dVon verständige, daß das übertragene Geschäft n ich t

m ehr
v °Um
von ,z u r. Ausführung  gelangen dürfe, wenn sich der Be- 
lie 7 achtigte aber h ieran n ich t gekehrt hätte. Derartiges 
v  p«; h ie r. n ich t v o r- H iernach müsse der Kaufvertrag 
»nd h M ai 1923 zwischen dem durch Y  vertretenen Bekl. 
Yo „  ^ K l.  fü r  rech tsgü ltig  erachtet werden, sofem  die 
u j i  ebaltene Genehm igung des Bekl. zu diesem Vertrage 

n t etwa vom  Bekl. persönlich hätte e rte ilt werden 
2UrSpen und sofern die V o llm acht des X  auch die Befugnis 
m jj Genehmigung jenes Kaufvertrages umfaßt habe. Beides 
e rr!^6 O L G - durch Auslegung der beiden U rkunden noch 
rortern . (U rt. V . 466/25 v. 30. Okt. 1926.)

Zulässigkeit einer vertraglichen Regelung des vor  
Wirt der behördlichen Genehmigung eines land-
z u « SCV ftUchen Pachtvertrages bestehenden Schwebe- 
dem d6S' B ek- v< 15' M ä rz  1918 (RGB1- s - 123). Nach 
ParP*2^ 8011611 den Parte i^u über ein Landgut geschlossenen 
sofo lYertrage is t der Verpächter (K l.)  berechtigt, „das 
Qr(j  r “ Se A ufhören  des Pachtvertrages und die sofortige 
Yer]i,Urigs:mafiig e Rückgewähr der verpachteten Sachen zu 
prei wenn der Pächter (B ek l.) in  Zahlung des Pacht-

es derart säumig ist, daß eine halb jährige Pachtratedie
2ahlb,

uudere b e rü h r t“ .'
iaren Pachtra te

Bei F ä llig ke it der im  N ov. 1923 
war der Bekl. noch m it einem Teile

der im  M ai 1923 fä llig  gewesenen Rate im  Verzug. K l.  
verlangte Räumung. E rst im  Laufe des Rechtsstreits wurde 
der Pachtvertrag behörd lich genehmigt. L G . wies ab, 
O LG . verurte ilte , RG. wies die Rev. des Bekl. zurück. 
Ohne Rechtsverstoß habe schon vo r E rte ilung  der behörd
lichen Genehmigung der Pachtvertrag den Rechtsbeziehungen 
der Parteien zugrundegelegt werden dürfen. O LG . habe 
nämlich festgestellt, es habe dem W ille n  der Parteien ent
sprochen, daß schon fü r die Z e it des Schwebezustandes 
bis zur E rte ilung  der Genehmigung die im  Vertrage v o r
gesehenen Bestimmungen maßgebend sein sollten. E ine 
solche Regelung sei rechtlich  zulässig. Hätten sonach 
jene Bestimmungen gegolten, so habe auch der Bekl. dem
entsprechend in  Verzug kommen können und habe die fü r 
diesen F a ll gesetzten Folgen tragen müssen. —  Aus dem 
vertraglichen Ausschluß jeder Aufrechnung gegen den 
Pachtzins habe O LG . ohne R echtsirrtum  abgeleitet, daß 
die Zahlungssäumnis des Pächters auch ohne Rücksicht 
auf ein etwa bestehendes Zurückbehaltungsrecht des Pächters 
den Verpächter zur K ünd igung berechtigen solle. (U rt.
I I I .  372/26 v. 25. Jan. 1927.)

2. S tra fs a c h e n .
M itg e te ilt von Reichsgerichtsrat a. D . C o n r a d ,  Leipzig.

§§ 292ff. A llg . StrGB. Innerer Tatbestand. Jagdaus
übung durch Giftlegen. A u f die Revision des Staats
anwalts is t die den Angekl. freisprechende Vorentscheidung 
aufgehoben worden. Aus den G ründen: (Auch wenn der 
Angekl. auf seinem W eidegrundstück) jagdberechtigt war, 
durfte er n ich t den verg ifte ten K öder „außerhalb“  seiner 
W eide anbringen, w ie er das getan hat. Zw ar kom m t es 
fü r  die Frage der Jagdberechtigung n ich t auf den Standort 
des Schützen, sondern den des W ildes an; beim  G iftlegen 
t r i f f t  aber die Lage des Köders m it dem Standort des 
W ildes, das von  jenem genießt, zusammen. D urch das 
A nbringen des verg ifte ten Köders a u ß e rh a lb  der W eide 
g r iff  also der A ngekl., selbst wenn er auf dieser jagd
berechtig t war, in  die Rechte des Jagdpächters ein. . . . 
Nach dem von  der Strafk. fü r  erwiesen erachteten Sach
verha lt hat der Angekl. die E rlegung von  Jagdw ild  n ich t 
gew o llt; das U rt. m eint jedoch, m it der M öglichke it, daß 
auch jagdbares W ild  die K öde r annahm, werde er gerechnet 
haben. D ieser Ausspruch läßt die Entscheidung vermissen, 
w ie er sich inne rlich  zu dem als m öglich  gedachten E rfo lge 
stellte, ob er ih n  fü r den F a ll des E in tr itts  b illig te  oder 
ih n  ablehnte und hoffte , er werde n ich t eintreten. Je nach
dem die Frage tatsächlich entschieden w ird , kom m t be
d ingter V orsatz oder bloße Fahrlässigkeit in  Betracht, 
RGStrS. Bd. 59 S. 2 (3 /4 ), Bd. 55 S. 204 (205). D ie  
Strafk. g laubt sich dieser Entscheidung überhoben durch 
die Feststellung, daß sich jene M ög lichke it n ich t habe aus
schalten lassen, w e il sie „e ine notwendige Nebenerscheinung 
der gegen die Kaninchen gerichteten A bw eh rtä tigke it“ 
gewesen sei. Aus diesem Grunde verne in t die Strafk. 
den bedingten Vorsatz. Diese A ns ich t beruht jedoch auf 
Rechtsirrtum . Zw ar braucht ■—  von  dem Falle des 
§ 226 BGB. abgesehen niemand bloß darum auf die 
Ausübung seines Rechtes zu verzichten, w e il er durch sie 
einem anderen Schaden zufügt. Diese Berechtigung findet 
aber ih re  Schranke am Strafrecht. E ine Straftat w ird  n ich t 
dadurch straflos, daß sie die „notw endige Nebenerscheinung“ 
einer Rechtsausübung ist. N ich t die S tra fvorschrift hat in  
einem solchen Falle zu weichen, sondern der Täter hat 
trotz seiner sonstigen Berechtigung die Handlung wegen, 
ih re r S trafbarkeit zu unterlassen. Selbstverständlich is t 
h ie r der F a ll ausgeschlossen, daß der H andlung gerade 
durch die Berechtigung des Täters die Eigenschaft einer 
Straftat genommen w ird . Das hat aber m it der anderen 
Frage nichts zu tun, ob eine Handlung strafbar b le ib t, 
auch wenn sie die „notw endige Nebenerscheinung“  einer 
Rechtsausübung ist. D e r Umstand, daß der Angekl. m it 
dem G iftlegen einen außerhalb der Jagdausübung liegenden 
Zweck verfo lg te , schloß den Vorsatz des Jagdverg. n ich t 
aus. Insbesondere stand jener Zweck der Annahme n ich t 
entgegen, daß der Angekl. die E rlegung von  W ild  an einem 
Orte, an dem zu jagen er n ich t berechtig t war, sich als 
m ögliche Folge seiner H andlung vorgeste llt hat und m it 
ih r  fü r  den F a ll ihres E in tr itts  als einer unverm eid lichen
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Begleiterscheinung der auf einen anderen Zweck gerichteten 
Handlung auch einverstanden gewesen ist, RGStrS. Bd. 59
S. 2 (3). Im  G egente il: je  unverm eidbarer die Beg le it
erscheinung war, um  so näher lag der bedingte Vorsatz. 
D ie  Feststellungen der Strafk. reichen hiernach n ich t aus, 
um  den auf unbefugte Jagdausrüstung gerichteten bedingten 
Vorsatz des Angekl. auszuschließen. Das U rte il w ar daher 
aufzuheben. (U rt. I I I .  726/26 v. 20. Dez. 1926 g. R .)

Reichsfinanzhof.
M itg e te ilt vom Senatspräsidenten beim  R FH . D t. K lo ß ,  München.

=  Um satzsteuerpflichtiger Eigenverbrauch einer 
Gemeinde bei Entnahm en aus Beständen ih rer gewerb
lichen Betriebe fü r den B edarf ihrer Verwaltungsstellen.
D ie beschwerdeführende Stadtgemeinde hat zwecks Zu 
sammenfassung der Beschaffung von  Brennstoffen fü r ih re  
Stellen eine Brennstoffges. m. b. H . errichtet, die 
als unselbständiges Organ der Stadtgemeinde angesehen 
ist. S tre itig  is t die Ueberlassung von  B rennsto ff seitens 
der Gesellschaft an die n ich t gewerblichen und n ich t gemein
nützigen Stellen der Stadt, be i denen die Vorbehörden 
die Voraussetzungen der S teuerpflicht nach § 1 N r. 2 
UmsStGes. angenommen haben. Daher sind der Steuer 
unterw orfen worden die Brennstoffbezüge fü r  die Stadt
entwässerung, die Schulen nebst Schulgärten, fü r Obdach 
und Arbeitshaus, Feuerwehr, Straßenreinigung, F riedho f
wesen, M üllbeseitigung und städtische Büros. D e r Senat 
hat die S teuerpflicht bejaht. D ie  Steuerpflicht des § 1 N r. 2 
setzt voraus eine Unternehm ung, also einen Steuerpflichtigen, 
der L ieferungen gegen E ntge lt nachhaltig ausführt. Diese 
Voraussetzung hat die Stadt e rfü llt, indem  sie durch die 
G. m. b. H . fortgesetzt Brennstoffe entgeltlich an D ritte  
lie ferte. Das Gesetz setzt be im  Eigenverbrauche w ie  bei 
den L ieferungen und sonstigen Leistungen nach § 1 N r. 1 
n u r einen Unternehm er voraus, also eine Stelle, die nach
ha ltig  L ieferungen gegen E ntge lt ausführt, g le ichvie l ob die 
Stelle eine natürliche Person is t oder eine juristische 
Person i. S. des bürgerl. oder öffentl. Rechtes. D ie  
Untemehm ereigenschaft is t aber bei der Stadt gegeben, da 
sie unstre itig  m it B rennstoffen handelt. Auch aus dem 
Zwecke der Sondervorschrift über den Eigenverbrauch 
läßt sich nichts gegen ih re  Anwendung fo lgern . D ie  Best, 
w il l  den umsatzsteuerlichen Vorzug  des Selbstversorgers 
äusgleichen, der —  sei er Erzeuger, H erste lle r oder H ändler 
—  zur Deckung seines privaten Bedarfs ke iner L ie ferungen 
seitens des K leinhandels m it seinen durch den neuen 
steuerpflichtigen Umsatz erhöhten Preisen bedarf und ohne 
die Sondervorschrift insow eit als Steuerträger ausscheiden 
-würde. R ich tig  ist, daß be i natürlichen Personen die 
außergewerbliche Tätigke it, soweit sie im  Gebrauch und 
Verbrauch von  Gegenständen besteht, vornehm lich  ih ren  
Haushalt betreffen w ir d ; auf juristische Personen is t dieser 
Satz indessen unanwendbar. Gewerbetreibenden E rw erbs
gesellschaften hat der R FH . in  ständiger Rechtspr. ein 
außergewerbl. Eigenleben auf G rund ihres ausschließlich 
gewerblichen Daseins allgemein abgesprochen; die Frage 
sp ie lt indessen fü r die Entsch. keine R olle . D enn V e r
braucher is t h ie r n ich t die G. m. b. H ., sondern die Stadt, 
d ie  sich die Brennstoffe durch die Gesellschaft beschafft. 
Sie a lle in  is t bei den L ieferungen an D ritte  der U n te r
nehm er; sie kauft auch die Brennstoffe im  Rahmen ihres 
gewerblichen Betriebs ein, um  sie z. T . w ieder zu ve r
äußern, z. T . selbst zu verbrauchen. D ieser Selbstver
brauch ist, soweit er außergewerblichen Zwecken dient, 
eine Entnahme aus eigenem Handelsbetriebe. A ls  außer
gew erb licher Zweck is t dabei anzusehen n ich t n u r alles, 
was dem Privatleben, insbes. dem Haushalt des U n te r
nehmers dient, sondern auch das, was er bedarf zu seinem 
Eigenleben, g le ichgü ltig  in  welcher Form . Das E igenleben 
e iner Stadt w irk t sich aus in  der E rfü llung  ih re r eigenen 
ö ffentl.-rech tl. Aufgabe, insbes. in  der V o rbe re itung  und 
Ausübung von Hoheitsakten. W as die Stadt zur Ausübung 
ihres ö ffen tl.-rech tl. E igenlebens an Gegenständen des 
Gebrauchs und Verbrauchs bedarf, auch K oh len  zur Heizung 
der Räume und Maschinen, entnim m t sie ih rem  Brennsto ff
handelsbetriebe demnach zu Zwecken, die außerhalb ih re r 
gewerblichen T ä tigke it liegen. Es is t n ich t ersichtlich, 
inw ie fe rn  sie sich, da sie Brennstoffhandel betre ibt, den

steuerlichen Folgen  fü r  den Eigenverbrauch entziehen 
könnte, w ie  sie jeden anderen Brennstoffhändler treffen. 
Insbes. is t es umsatzsteuerrechtlich nach § 1 N r. 1 S. 3 
belanglos, ob ih r  zum Unterschiede vom  regulären Handel 
die Absicht feh lt, m it der Brennstoffbeschaffung durch die 
G. m. b. H . G ewinn zu erzielen. (U rt. V . A . 746/26 v. 
11. Jan. 1927.)

=  Einkom m ensteuer; W erbungskosten. Auch die vor 
Eröffnung eines Betriebes gemachten Ausgaben sind ab
zugsfähig. Das Einkom men aus einer A nw alts tä tigke it is t 
der nach § 12 EinkStGes. 1925 zu berechnende Gewinn, d. h. 
der Ueberschuß der Einnahmen über die Ausgaben unter 
Berücksichtigung der h ie r n ich t in  Frage kommenden 
Aenderungen im  Bestände des Betriebsvermögens. Zu 
den Ausgaben gehören jedenfalls alle W erbungskosten 
(§ 15 EinkStGes.). W erbungskosten sind nach § 16 die 
zur E rw erbung, Sicherung und E rha ltung der E inkünfte 
gemachten Aufwendungen. Es un terlieg t nun keinem Zw eife l, 
daß der Beschwerdeführer eine Abstandssumme fü r  die 
M ieträume gezahlt hat, um  die Räume fü r  seine A nw a lts
tä tigkeit benutzen zu können. Sie fä llt  daher unter die 
zur E rw erbung vo n  E inkünften gemachten Aufwendungen. 
Eine E inschränkung des B egriffs  der Ausgaben oder 
W erbungskosten auf die nach E rö ffnung  eines Betriebes 
gemachten is t weder aus § 12 noch aus § 16 zu entnehmen. 
Es feh lt auch an einem inneren Grunde fü r  eine derartige 
Unterscheidung. Es bestand danach ke in  Grund, den 
Abzug der gezahlten Abstandssumme Zu versagen. W enn 
es sich um einen buchführenden Kaufm ann handeln würde, 
so wäre allerdings zu erwägen, ob die Ausgaben n ich t als 
mehreren Jahren zugute kommend zu aktiv ieren waren. 
Bei Anw endbarke it des § 12 kann jedoch eine derartige 
V erte ilung, sofern n ich t besondere Umstände vorliegen, 
n ich t ve rlang t werden. D ie  Ausgabe is t im  Veranlagungs
zeitraume tatsächlich e rfo lg t und daher nach § 11 Abs. 4 
zu berücksichtigen. Daß die dadurch erlangte freie Be
nutzung der M ieträume be im  Bestandsvergleich einzusetzen 
sei, is t im  § 12. n ich t vorgesehen. Dagegen w ürde eine 
Abstandssumme, die der Beschwerdeführer etwa fü r  Aufgabe 
der von ihm  n ich t in  Benutzung genommenen Räume erlangt 
haben sollte, als Betriebseinnahme anzusehen sein. (U rt. 
V I .  A . 34/27 v . 9. Eebr. 1927.)

Reichswirtschaftsgericht.
M itg e te ilt vom Senatspräsidenten des E W G . D r. K o p p e l ,  B erlin .

Als Ausländer i .  S. des § 17 Z iff. 6 des Reichs- u. 
Staatsangehörigkeitsges. v. 22. Ju li 1913 ist auch ein 
Staatloser anzusehen. Nach § 6 der GewaltsehädenVO. 
v . 28. Okt. 1923 haben n u r Reichsangehörige Anspruch auf 
Entschädigung. D e r § 17 Z iff.  6 des Reichs- u. Staats
angehörigkeitsges. (S tG .) bestim m t, daß die StA. fü r  eine 
Deutsche durch Eheschließung m it einem Ausländer ve r- 
lorengeht. D ie  Frage, ob eine deutsche F rau auch durch 
Eheschließung m it einem staatlosen Manne ih re  StA. und 
damit den Anspruch auf eine Entschädigung nach der 
GewSchVO. ve rlie rt, w ar zu bejahen. Das StG. g ib t keine 
E rläuterung des —  von ihm  auch an anderer Stelle als im  
§ 17 Z iff.  6 verwendeten —  B egriffs  „A usländer“ . Aus 
der Gesamtheit seiner V orschriften , in  denen die Staat
losen neben den Ausländem  keine Erw ähnung finden, geht 
unzweideutig hervor, daß unter „A us ländem “ alle Personen 
verstanden werden, die n ich t die deutsche Reichsangehörig
ke it besitzen, also diejenigen, die nu r eine außerdeutsche 
StA. haben, w ie  d ie jenigen, die keine StA. besitzen und 
daher staatlos sind. So t r i f f t  das Ges. in  § 3 Z iff.  5, 8 ff- 
Bestim mungen n u r über die E inbürgerung  von  Ausländern, 
n ich t auch über die E inbürgerung  von  Staatlosen. W ürden  
diese n ich t als Ausländer i. S. dieser Best, zu gelten haben, 
so würden Staatlose in  Deutschland n ich t eingebürgert 
werden können. Das kann aber mangels einer ausdrück
lichen V o rsch rift n ich t Absich t des Gesetzgebers gewesen 
sein. Demgemäß steht auch das/ Schrifttum  überw iegend 
auf dem Standpunkt, daß durch den B e g riff „Ausländer 
auch die Staatlosen umfaßt werden, D afür, daß das Gesetz 
im  § 17 Z iff. 6 keine andere S te llung einnim m t, spricht 
auch die Entstehungsgeschichte des Ges., w e il be i Beratung 
des Ges. ein A n trag, die Z iff.  6 dahin zu fassen, daß die 
StA. fü r  eine Deutsche „du rch  Verehelichung m it dem A n -

J
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gehörigen eines ausländischen Staates verlorengeht, fa lls 
sie dadurch die StA. des Mannes e rw irb t“ , abgelehnt ist. 
{..V erhand l, des R T „  X H I.  LegPer. I .  Sess. Bd. 301 A n l. 
N r. 653— 965“ : S. 1435.) Daß die allg. Tendenz der Ent- 
t'ncklung des Staatsangehörigkeitsrechtes dahin geht, die 
Zahl der Staatlosen einzuschränken und das Staatsangehörig
keitsrecht der Ehefrau gegenüber dem Ehemanne zu ver
selbständigen, is t n ich t zu verkennen. H ierdurch kann aber 
keine Grundlage dafür gewonnen werden, den Best, des 
geltenden Reichs- u. StaatsangehörigkeitsGes. eine über 
■den Standpunkt dieses Ges. hinausgehende Auslegung zu 
geben. (Entsch. G. S. 7/26 v. 15. Jan. 1927.)

Kam m ergericht.
1. Z iv i ls a c h e n .

A . M itg e te ilt von Kam m ergerichtsrat D r. K o  e b n e , B erlin .

§ 29 G B O ., § 1 Zweckverbandsges. v . 19. Juli 1911 
(GS. S. 115). Verbandsvorsteher als öffentliche Behörde.
D er Verbandsvorsteher eines zu einem kommunalen Bank- 
Betrieb von  m ehreren K re isen gegründeten Zweckverbandes 
ist öffentliche Behörde. (Beschl. 1 X .922 /26  v. 17.Febr.1927.)

§ 7 AufwGes., §§ 1163, 1177 BG B . Kein Einfluß  
getilgter Teile von Am ortisationshypotheken eines U n ter
nehmens au f den „unm ittelbaren Zusamm enhang“. 
Voraussetzungen für E intragung des Rangvorbehalts. 
a) Mehrere einander im  Range folgende aufgewerteten 
■Mnortisationshypotheken eines Unternehmens i. S. des § 7 
Abs. 1 Satz 3 AufwGes. sind auch dann noch als im  un
m ittelbaren Zusammenhänge m it der an erster Stelle ein
getragenen Am ortisa tionshypothek anzusehen, wenn in fo lge 
m ilweiser A m ortisa tion  dieser H ypotheken zwischen ihnen 
Eigentümergrundschulden entstanden sind.

b ) D e r R angvorbehalt fü r den E igentüm er aus § 7 
AufwGes. is t n ich t eintragungsfähig, wenn im  Range nach 
ileu i erststelligen, bzw. den sonstigen innerhalb der M ündel
sicherheitsgrenze liegenden aufgewerteten Rechten n u r ein 

A u fw ertung  nach § 1 AufwGes. n ich t unterliegendes 
Recht (G runddienstbarkeit, Vorkaufsrecht usw.) vorhanden 
ls t- (Beschl. 1 X . 10676/27 v . 24. Febr. 1927.)

§ 5 G o ld B ilV O ., V O . v. 21. M a i 1926. Keine U m 
stellungspflicht einer in  L iquidation  befindlichen Akt.-G es. 
Eine Akt.-G es,, die sich in  L iq u id a tion  befindet, is t n ich t 
’unstellungspflichtig . D ie  V O . v. 21. M ai 1926, betr. E in 
wägung der R ich tig ke it und Löschung von  Gesellschaften 
und Genossenschaften wegen Unterlassung der Um stellung 

auf sie n ich t anwendbar. (Beschl. lb  X . 9725/27 v. 
10- März 1927.)

b . M itg e te ilt von L andgeric litsd ire lao r G r a ß h o f ,  B erlin . 

Zugriffsbereites Grundbesitzvermögen bei Bew illigung  
r.-,S. Armenrechts. D ie  Beschwerde des Bekl. w ird  unter 
I 'b igung  der Ausführungen des LG ., deren tatsächl. G rund- 

/Euch die vom  Bekl. eingereichte Abrechnung seiner 
. ^E in n a h m e n ' n ich t erschüttert w orden, sowie m it Rück

sicht darauf, daß dem Bekl. zugriffsbereites Grundbesitz
ermögen' zur V e rfügung  steht, dessen Stamm er nö tigen- 
^..s, zur Bestre itung der Prozeßkosten anzugreifen ve r- 

8 ichtet is t, als unbegründet zurückgewiesen. (Beschl. des 
' ZivSen. 4. W . 1452(1568)/27 v. 28. Febr. 1927.)

2. S t ra fs a c h e n .
M itg e te ilt von Kam m ergerichtsrat D r, S im o n ,  B erlin . 

Bezeichnung von Schaum wein. § 17 W einges., A r t.  7 
u- AusfBest. v. 6. Jun i u. 1. Dez. 1925 (R G B l. S. 83, 413). 

E ja n .  1926 darf in  Deutschland auf Flaschen ge fü llte r 
chaumwein ohne Rücksicht auf die H e rkun ft des zu seiner 
»S te llung  verwendeten N aturweines n u r als „Deutscher 

c a-uuwein“  oder „Deutscher Sekt“ bezeichnet werden, 
a n tü ,aber „Französischer Schaumwein, in  Deutschland
q ,,A ,laschen g e fü llt“ . Das g ilt  auch fü r  P reislisten. (U rt. 3 S. 

d' 2 7 28.  Febr. 1927.)
M  „ Gastwirtschaft. § 33 RG ewO . A rt. 1 § 4 Notges. 
üeh ®e^ enc7 Wir den B e g r iff is t der Charakter des U n te r- 

als solchem. E s  muß ein die Beherbergung von 
j j  j  ea betr. Betrieb, eine h ie rau f bez. W irtschaft, statt- 

en; E ä r die B eurte ilung , ob dies der F a ll is t, is t 
g j  ^ n Ech ^ er D m fang des Unternehmens, Anlage und 

lc *unS des Hauses, Vorhandensein von  Gesellschafts

räumen, die M öglichke it, im  Hause die Mahlzeiten einzu- 
nehmen, H alten besonderen Personals fü r die Logiergäste, 
n ich t aber die Dauer der Verm ietung  und die Auslese der 
Gäste durch den W ir t .  Je nach, der Größe des U n te r
nehmens können einzelne dieser Merkmale fehlen. Bloße, 
erlaubnisfreie Z im m erverm ietung lieg t vo r, wenn dem Gast 
nichts als ein Z im m er, a llenfalls m it Aufräum en und F rü h 
stück, geboten w ird . (U rt. 3 S. 26/27 v. 28. Febr. 1927.)

Pfändung des Fischereipachtrechts. Zwischen dem 
Fischereiverpächter und dem Fischereipächter besteht ein 
re in  persönliches Rechtsverhältnis, das nach den Vorschriften  
über die Pacht zu beurte ilen ist. Nach §§ 581 Abs. 2, 
596, 549 Abs. 1 S. 1 BGB. ist. aber der Pächter ohne E r
laubnis des Verpächters zur Unterverpachtung n ich t be
rechtig t. Nach § 851 Abs. 1 ZPO. is t danach ohne E r
laubnis des Fischereiverpächters auch keine Pfändung und 
Ueherweisung des Fischereipachtrechts zulässig, und zwar 
auch n ich t der Ausübung nach, da. der Verpächter das Recht 
hat, jeden anderen Inhaber des Pachtrechts als den Pächter 
abzulehnen. D e r Fischereipächter, der tro tz der Pfändung 
weiterfischt, verstößt daher n ich t gegen § 3704 StrGB. 
(U rt. 1. S. 27/27 v. 1. März 1927.)

Badeverbot zum Schutze der Trinkwasserversorgung. 
Eine P o lV O . (Königsberg, 4. Sept. 1913), die zum Schutze 
der T rinkwasserversorgung das Baden in  dieser dienenden 
Gewässern verbietet, finde t ih re  Rechtsgrundlage in  § 6 f  
PolVerwG es. und ste llt eine gemäß §§ 352, 39 W asser
gesetzes w irksame Beschränkung des in  § 25 dieses Ges. 
vorgesehenen, das Baden einschließenden Gemeingebrauchs 
dar. (U rt. 1. S. 1224/26 v. 1. März 1927.)

Preußisches Oberverwaltungsgericht.
M itg e te ilt von Oberverwaltrm gsgerichtsrat D r. L in d e n a u ,  B erlin .

F o rtfa ll des Schulgeldes bei Schulschluß. Schulgeld 
is t als Gebühr das von der Gemeinde e inseitig auferlegte 
E n tge lt dafür, daß die Gemeinde die von ih r  unterhaltene 
höhere Lehransta lt zur V erfügung  stellt. Es darf deshalb 
n u r erhoben werden, wenn U n te rrich t e rte ilt is t oder die 
behörd lich  festgesetzten Ferien laufen. Das Schulgeld is t 
fü r  jeden als Benutzungseinheit festzustellenden Zeitraum  
zu entrichten, auch wenn die Benutzung nu r während eines 
Te ils  stattgefunden hat. Nach der Schulordnung fü r  das 
Lyzeum  in  A . is t das Schulv ierte ljahr Benutzungseinheit. Es 
begann am 1. Schultage nach den Sommerferien, 7. Aug. 1925, 
und endete nach der ursprünglichenFerienO . am 14. Okt. 1925. 
M it Genehmigung der Aufsichtsbehörde fie len die ursprüng
lichen Ferien, 29. Sept. bis 14. O kt., fo rt, und das l.W in te r -  
v ie rte ljah r begann bereits am 1. Okt. 1925. Das V ie rte lja h r 
w ar also v. 7. Aug. bis 30. Sept. 1925 verkürzt worden. 
In  dieser Z e it w ar die Schule po lize ilich  geschlossen und 

'fa n d  kein Schulunterricht statt. Da während der ganzen 
Benutzungseinheit fü r  den K läger in fo lge  der Schließung 
der Schule keine M ög lichke it bestand, seine K in d e r am 
U n te rrich t teilnehmen zu lassen, is t er fü r  diese Z e it auch 
von  der E n trich tung  der Benutzungsgebühr, des Schulgeldes, 
befre it. (U rt. V I I I .  C. 13/26 v . 28. Sept. 1926.)

K o n k u b in a t. Aach ständiger Rechtsprechung des 
O VG . (z. B. Entsch. 46, 409) umfaßt die der Po lize i in  
§ 10 T . 17 T . I I  A L R . zugewiesene Aufgabe, die öffentliche 
O rdnung und Sicherheit aufrechtzuerhalten, auch den 
Schutz der öffentlichen S ittlichke it. Letztere w ird  gestört, 
wenn durch ein K onkubinat, d. h. e in eheähnliches Zu
sammenleben unverheirateter Personen öffentliches Aergernis 
erregt w ird . D ies lie g t n ich t schon dann vor, wenn unver
heiratete Personen verschiedenen Geschlechts in  einem 
Hause oder in  einer W ohnung  zusammen leben. D ie  
Zeugen haben nu r bekundet, daß die K läger „un te r einem 
Dache“ wohnen, aber keine Angaben über die A r t  . des 
Verkehrs machen . können, den die K läge r m iteinander 
unterhalten haben. W enn  die Zeugen an diesem Zusammen
wohnen un ter einem Dache bereits Aergernis nahmen, so 
sind dies persönliche Em pfindungen, die nicht, ausreichen, 
einen; E in g r if f  der Po lize i zu begründen, da letztere nu r 
gegen solche Störungen der öffentl. S ittlichke it einzu- 
schreiten befugt ist, die nach der allg., Auffassung Anstoß 
erregen. Unverkennbar spricht eine gewisse Verm utung 
dafür, daß die K läger, denen gemeinsam begangener Ehe
bruch nachgewiesen is t und die später die Ehe m iteinander
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geschlossen haben, ih ren  geschlechtlichen V erkehr auch 
inzwischen fortgesetzt haben. Diese Verm utung  genügt 
aber n icht, ein obrigkeitliches E inschreiten zu stützen, zumal 
auch zu beachten ist, daß die K läger damals die Befre iung 
von dem Ehehindemisse des Ehebruchs beantragt und 
deshalb Anlaß hatten, durch Zurückhaltung in  sexueller 
Beziehung öffentliches Aufsehen zu vermeiden, um die 
E rte ilung  des beantragten Dispenses zu erleichtern. (U rt. I I I .  
A . 93/25 v. 28. Okt. 1926.)

Bayerisches Oberstes Landesgericht München.
1. Z iv i ls a c h e n .

M itg e te ilt von M in is te ria lra t D r. B le y e r ,  München.

Aufrechnungseinrede in  Aufwertungssachen. W enn 
die Aufw Stelle  nach § 69 AufwGes. über die Höhe der A u f
w ertung entscheiden soll, zw ingt Äie Bestre itung des Grundes 
des aufzuwertenden Anspruchs zur Aussetzung des V erf. 
v o r  der Aufw S telle, w e il zur Entsch. über den Grund, 
vorbehaltlich  Vere inbarung der Bete ilig ten über die Z u 
ständigkeit der Aufw Stelle  nach § 71 AufwGes., die ordentl. 
Gerichte berufen sind. Anders is t die Rechtslage, wenn 
die Aufw S telle  nach §§ 16, 70 N r. 2 AufwGes. über die 
H ärtevorschrift des § 15 AufwGes. entscheiden soll. H ie r  
is t die Aufw Stelle  vom  Gesetze zur Entsch. über den Rechts
bestand des Anspruchs berufen; sie hat zu entscheiden, ob 
der G läubiger überhaupt einen Anspruch auf Au fw ertung  
k ra ft R ückw irkung  besitzt oder wenigstens, ob ih m  ein 
solcher Anspruch n u r in  einer h in te r dem norm alen 
A ufw B etrag zurückbleibenden Höhe zusteht. M it  der Be
ru fung  auf die Härteklausel des § 15 w ird , je nachdem 
A ufw ertung  ganz oder te ilweise abgelehnt w ird , ein Aus
spruch der Aufw Stelle  dahin bezweckt, daß durch die 
frühere Le is tung  der Anspruch ganz ge tilg t sei oder nu r 
eine geringere als die im  § 4 vorgesehene Aufw ertung  
stattfinden solle. D ie  Aufrechnung setzt den Bestand einer 
Forderung, gegen welche aufzurechnen ist, voraus (§ 387 
BG B .). W enn der Schuldner neben der Härteklausel, auf 
G rund deren er A u fw ertung  ablehnt, Aufrechnung geltend 
macht, so kann die Aufrechnungseinrede im m er nu r v o r
sorglich sein, näm lich fü r  den F a ll, daß über die H ärte 
klausel zu seinen Ungunsten entschieden und seine A u f
w ertungsp flich t festgestellt w ird . Das Entsprechende g ilt, 
wenn der Schuldner auf G rund der Härteklausel H erab
setzung der A u fw ertung  unter den Norm albetrag begehrt 
und eine die angebotene A ufw ertung  übersteigende F o r
derung zur Aufrechnung stellt, bez. des überschießenden 
Betrages. D ie  Aufw S telle  kann sich also der Entsch. über 
die Härteklausel nach § 15 im  V e rf. nach §§ 16, 70 N r. 2 
n ich t m it dem H inw e is darauf entziehen, daß über die A u f
rechnung die ordentl. Gerichte zu entscheiden hätten. Ueber 
die Aufrechnung is t eine Entsch. erst veranlaßt und m ög
lich , nachdem die Aufw S telle  auf G rund ih re r Zuständigkeit 
nach § 70 N r. 2 festgestellt hat, daß und in  welcher Höhe 
die Au fw ertung  kra ft R ückw irkung  stattfindet. K om m t die 
A ufw S telle  zu der Entsch., daß eine A u fw ertung  n icht 
stattfindet, w e il sie fü r den Schuldner eine u nb illige  Härte 
bedeuten würde, so is t die Entsch. über die Aufrechnung 
h in fä llig . (O bL G .Z ivS . Beschl. V I I I .  275/26 v. 4. Febr. 1927.)

2. S tra fs a c h e n .
M itg e te ilt von Oberstlandesgerichtsrat K e id e l ,  München.
Rechtsgültigkeit des § 4 4 V O .ü b e r den Kraftfahrzeug

verkehr v . 5. Dez. 1925. D ie V orsch riften  der §§ 41— 44 
der V O . sind ih rem  W esen nach Rechtsverordnung. D ie 
Befugnis zum Erlaß is t aus § 27 KraftfahrzeugGes. i.  d. Fass, 
des A rt. X I I  Ges. v . 21, Ju li 1923 abgeleitet. D ie  in  D JZ. 
1926 S. 441 vertretene Auffassung, daß durch RechtsVO. 
überhaupt keine S tra fvorschrift geschaffen werden könne, 
w enn n ich t das Gesetz ausdrücklich unter Setzung eines 
Strafrahmens dazu ermächtige, finde t weder in  der R V erf. 
noch in  einem anerkannten Rechtssatze des Strafrechts 
eine Stütze. Sie kann sich auch n ich t auf die Auffassung 
und Praxis des Reichstags und der Reichsregierung und 
die Rechtsprechung berufen. S trafvorschriften sind von  
der Reichsregierung auf G rund von  Reichsgesetzen, die zu 
RechtsVO.en ohne ausdrückliche Erm ächtigung zu Straf
satzungen ermächtigen, in  großer Anzahl erlassen worden,

ohne daß ihre  G ü ltigke it bezweife lt wurde. Es is t auch 
kein innerer, im  W esen der Staatsgewalt oder Strafgesetz
gebung oder Strafgerichtsbarkeit liegender G rund ersichtlich, 
warum  RechtsVO.en, die Rechtssätze von  einschneidender 
Bedeutung fü r  die F re ihe it der Person und des Vermögens
aufstellen können, n ich t auch Strafgesetze sollten enthalten 
können, wenn diese im  Rahmen der Erm ächtigung nö tig  sind. 
Auch § 2 StrGB. steht n ich t entgegen. E r versteht un ter 
Gesetz auch die staatsrechtlich zulässige S trafVO . Auch 
sachlich fä llt  § 44 in  den Rahmen der Erm ächtigung. D ie  
Erm ächtigung zur A u fste llung  von  Rechtsnormen umfaßt 
alles, was zur sachgemäßen Regelung des Gebietes, das 
der V O . überwiesen ist, gehört. Zu  einer polize ilichen 
Verkehrsregel gehört aber nach Auffassung und U ebung 
des Staats- und Polizeirechts der Strafzwang (a. M . JW . 1926 
S. 784). D ie  Erwägung, daß die ermächtigte Stelle un
verhältnism äßig schwere Strafen androhen könnte, lie g t auf 
rechtspolitischem  Gebiete und könnte nu r die Forderung 
rechtfertigen, daß der Gesetzgeber die Erm ächtigung durch 
A ufste llung  eines Strafrahmens beschränke. (U rt. RevReg. L  
742/26 v. 25. Jan. 1927.)

Oberlandesgericht Ham burg.
M itg e te ilt vom Senatspräsidenten D r, G r is e b a c h ,  Ham burg.

Bei Festsetzung der Buße ist eigenes Verschulden  
des Verletzten (§ 254 B G B .) zu berücksichtigen; N icht
beachtung ist revisibel. Das L G . hat dem Verletzten 
eine Buße in  Höhe des ganzen ihm  erwachsenen Schadens 
zuerkannt. D ie  Buße ste llt eine Privatgenugtuung fü r  den 
Verletzten dar, die der R ich te r nach fre iem  Ermessen 
festsetzen kann. D ie  Frage, ob der V o rde rrich te r sein 
freies Ermessen r ic h tig  walten und sich von rich tigen  
Voraussetzungen hat le iten lassen, un terlieg t der Nach
prü fung  durch das RevGer. W a r fü r die Schuldfeststellung 
nu r zu prüfen, ob der Angekl. sich strafbar gemacht hatte, 
so konnte der V o rde rrich te r be i der Entsch. über den 
A n trag  auf Buße n ich t an der P rü fung  der Frage Vorbei
gehen, ob dem Verletzten eine M itschu ld  an dem U n fa ll 
zur Last fa lle. W enn  auch im  StrGB. eine § 254 BGB. 
analoge Bestim mung n ich t enthalten ist, so verdienen doch 
die im  § 254 aufgestellten Grundsätze Beachtung bei Be
messung der Buße. A ndernfa lls würde eine U nstim m igke it 
zwischen S traf- und Z iv ilv e rf. die Folge und m öglich  sein, 
auf dem Um w eg der Buße vo llen  Schadensersatz zu erhalten 
in  Fällen, in  denen dieser im  Z iv ilve rf. n ie zugesprochen 
werden würde. Innerha lb  der Grenzen des fre ien Ermessens 
darf der S trafrichter b iirge rl.-re ch tl. Gesichtspunkte berück
sichtigen (RG . 55, S. 189). D a die M ög lichke it besteht, 
daß die Festsetzung der Buße n ich t unter Berücksichtigung 
dieser Gesichtspunkte e rfo lg t ist, w ar das U rt. des L G . 
insow e it aufzuheben. (U rt. des Strafs. R . I I .  58/26 v. 
29. März 1926.)

Landgericht F rankfurt a. M .
M itg e te ilt von Landrichter D r. A r o n ,  F rank fu rt a. M .

Z ur Antennenanlage über fremde Grundstücke ist 
die Zustim mung des Grundstückseigentümers erforderlich.
Bei Anw endung des §905 Satz 2 BGB. kom m t es n ich t auf das 
Interesse des Eigentumsstörers, sondern n u r auf das des 
Eigentümers an. Es genügt jedes des Schutzes w ürd ige  
Interesse, auch z. B. ein re in  ideales oder A ffek tions
interesse (O LG . 5, 383). Im  vo rl. Falle handelt es sich 
um  das Interesse einer alten Frau, die seit langen Jahren 
an den fre ien  Ausb lick über ih r  Gartengrundstück gewöhnt 
ist. D ie  durch die D rahtziehung verursachte eigenmächtige 
S törung ru ft ein G efühl der Verärgerung und V e rb itte rung  
hervor, das a lle in  schon als hinreichendes Interesse an der 
V erb ie tung  angesehen werden muß. Auch die Gefährdung 
durch B litz  usw. is t in  Rücksicht zu ziehen; es genügt 
sogar, wenn Besorgnisse in  dieser R ich tung  zwar n ich t 
sachlich begründet, doch im m erh in  m öglich  und entschuldbar 
sind (R G Z. 59, 116). M it  Recht is t fe rner geltend ge
macht, daß auch andere Nachbarn zur Ueberspannung des 
Gartens schreiten könnten. R G Z. 100, 74 und das U rt. 
des A G . F lensburg im  „F u n k “  1926, S. 447 stehen n ich t 
entgegen. (U rt. 2 S. 679/26 v. 27. Jan. 1927.)
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Das Aufwertungsgesetz im Schrifttum . I V !). D ie

erste Lesung des Entw . eines Gesetzes über die Verzinsung 
aufgewerteter Hypotheken und ih re  U m wandlung in  G rund
schulden2) im  Rechtsausschuß des Reichstages is t abge
schlossen. D e r RegEntw . is t im  wesentlichen angenommen, 
ctcr von der O pposition aufgenommene B es tsche  E n tw .3) 
abgelehnt. Schwerwiegende Fragen harren aber noch der 
Uösung, so die A u fw ertung  von  Infla tionsverkäufen, deren 
•Prüfung einem Unterausschuß überwiesen ist.

D er bedeutende Bestsche Entw . muß harter N otw endig
keit weichen. Zw ei Umstände haben m ich in  m einer schon 
früher geäußerten Ansicht, daß die Grundlagen der A u fw .- 
Hesetzgebung bestehen ble iben müssen, befestigt. M. E. ist 
?s ausgeschlossen, daß große Parteien, zu deren Anhängern 
bedeutende Te ile  der Inflationsgeschädigten gehören, den 
Standpunkt der Regierung stützen w ürden, wenn n icht 
durchaus zwingende w irtschaftliche Gründe vorlägen. F ü r noch 
■Wichtiger halte ich, daß Vorkäm pfer und Bahnbrecher der 
A u fw B ew egung (M üge  1, Z e i l e r ,  A b r a h a m ,  v .d .T r e n c k )  
ben Satz unterschrieben haben: „A n  den Grundlagen des 
AufwGes. darf n ich t gerütte lt werden, so ll n ich t eine 
Rollige Erschütterung unseres ohnehin schwer ringenden 
Wirtschaftslebens eintreten, auch die Rechtspflege aufs 
schwerste geschädigt und m it im durchführbaren Aufgaben 

elastet werden“ 4). H iergegen können noch so e indring liche 
Gefühlsäußerungen n ich t aufkommen.

Man erlebt den ganzen A u fw K am pf noch einmal, wenn 
5)an die temperamentvolle S chrift von  E t t i n g e r 5) liest, 
k r  t r i t t  fü r vo lle  A u fw ertung  ein und käm pft rücksichtslos 
„ e Gegner nieder. Uns interessiert die Tatsache, daß der 
°sterr. Oberste Gerichtshof allm ählich die E n tw ick lung  der 
reichsgerichtlichen Jud ikatur durchm acht: Aequivalenztheorie, 
?rgste U n b illig ke it, maßlose Bereicherung, Grundsatz der 
.. ^b a c h tu n g  guter Verkehrssitte  sind die Stützen der neuer- 

chen Entscheidungen. D e r A bschn itt „D e r A u fw K am pf 
j11 Deutschland“ b ietet uns nu r eine einseitige, auch in  

er K r it ik  dürftige  Zusammenstellung. D en Hauptinha lt 
es Buches b ilden  aber die österreichischen AufwFragen, 
eren E ntw ick lung  uns fern lieg t.

V o ll Spannung warten w ir  auf d ie angekündigten Neu- 
■u agen der großen Kom mentare von M ü g e l,  S c h le g e l-  

j , e r g e r - H a r m e n in g  und Q u a s s o w s k i.  D ie  meisterhafte 
usammenstellung M i ig e ls :  „A u fw e rtung  nach allgemeinen 

A t° f S<ü.r^ ten“  411 neuem Gewände feh lt uns sehr. Z e i l e r s 6) 
Au VOm slnd z ' das beste H ilfsm itte l zur
die? ^ un£ |f er Lücke. D ie  klare, übersichtliche Anordnung, 
e .. uJze Fassung, das vorzügliche Stichwörterverzeichnis 

0Sbchen eine schnelle umfassende O rientie rung. D ie  
Bemerkungen des V erf. regen zur V e rtie fung  der 

Offenen M einung an.
To_ Sar ersten O rientie rung dienen die Zusammenstellungen 
‘Sc’,» C.0 c h / ) ’ D o m h e r z 8)  und der 2. Band der S ie h r -

aen Sammlung9).
der  ? men besonderen Genuß bereitete m ir  das Studium 
Reicht A u fla Se des N a d le rs c h e n  Buches10). Es is t n ich t 
u m ’ das vie lverzweigte, üpp ig  wuchernde Aufw R echt 
~_^Jggtenfassend darzustellen; entweder ve rlie rt man sich

H V g l. DJZ. 1925 S. 1443, 1926 S. 605, 1927 S. 175
J  Reichstag I I I  1924/27 D rucks. N r. 3117.
) Reichstag I I I  1924/26 D rucks. N r. 2581. 

zu eins™ "tw- der Juris t. Arbeitsgem einschaft fü r  Gesetzgebungsfragen 
1927 2r’ 7 (jesetz zur Aenderung des AufwGes. v. 16. J u li 1925 DJZ. 
® esc’h ln fl wnd„Sonderabdruck. 1927. B e rlin , O tto Liebmann. 1 M . D er 
den g le lä lU ' 'S der Grundbuch- und A u fw R ich te r G roß-Berlins v e rtr itt 
Vollen Voi- J .Standpunkt (DJZ. 1926, 1706). Zu vergle ichen die maß- 
1927. J W r  l ) g e, ln  „Z u r Revision des Aufw G es.“  von R A . H o ls t e in .

1 ” , Habers Verlag. 1 M .
1926. v-cJ,' M a re n s  E t t i n g e r ,  A u fw K a m pf und W iederaufbau.

Wien Perles. 3,40 M.
Bälle) ’  250 Aufw ertungsfä lle  vom R G . u. 2. Band (100 neue

\  R i L e i?zi&  H irsch fe ld . 6 M . .
Berlin 'o  , 0 c ü - Handwörterbuch der AufwRechtsprechung, 1927.

- »udau. Geb. 3 M . s
. tw  r o m h e r z  

Ze itschrift

ai
b e r

Bad.1,20
M erkblatt-Rechtsgrundsätze der A u fw e rtung  (in 
»Der Bürgerm eister“ ). 1927. K arlsruhe, Faaß.

Gerichte J?as AufwGes. in  der Rechtsprechung der oberen
» lN » ,? ,Ue F ??8e- 1927- B e rlin , Heymann. 4 M  

back. Geb 13 50’ Ap Ur'dl’ uch- und AufwFragen. 3. A u fl. 1927. B erlin ,

iu  Einzelheiten und bietet nu r wenigen etwas, oder es feh lt 
die wissenschaftliche D urchdringung des Stoffes. Beides hat 
Nadler g lücklich verm ieden. Statt langer Erörterungen ve r
weist er auf seine Sonderuntersuchungen; wo solche noch 
n ich t vorliegen, läßt die kurze Stellungnahme noch eine 
Sonderbegründung erhoffen. Das Buch w ird  gleich gute 
Dienste der Rechtsprechung w ie  der w issenschaftlichen 
E rörte rung  leisten. M it Recht nennt es A b ra h a m  auch einen 
Rechenschaftsbericht über die Tätigke it, die der höchste 
preuß. Gerichtshof im  Dienste der D urchführung des 
AufwGes. geleistet hat. Es w ird  durch die Aufw N ove lle  kaum 
veralten.

Das Ausscheiden K e id e ls  als M itarbe iter des 
S c h a e ffe rs e h e n  AufwG rundrisses hatte ich zuerst lebhaft 
bedauert; in  dem neuen M itarbe iter, LG R . W e iß le r ,  hat 
sich aber tüchtiger Ersatz gefunden. D ie  Neuauflage1) hat 
die alten Vorzüge der Schaefferschen Grundrisse beibehalten 
und w ird  durch die eingehende Benutzung des neuesten 
M aterials in  gedrängter F orm  neue Freunde gewinnen.

Im m er w ieder kann man nu r wünschen, daß endlich 
eine Beruh igung eintrete und das neue Gesetz den ersehnten 
Ausgleich bringen möchte.

Kam mergerichtsrat D r. v o n  V e ls e n ,  B e rlin .

W ettbew erbsgesetz nebst den m aterie llen Bestimmungen 
des Warenzeichengesetzes systematisch erläutert von 
R A . D r. A l f r e d  R o s e n th a l.  6. A u fl. 1927. B erlin , 
Vahlen. Geb. 28 M.

D ie  neue A u fl. des allgemein anerkannten W erkes 
bezeugt neben einer umfassenden Stoffbeherrschung, der 
w o h l kaum ein w ichtigeres U rte il oder eine bedeutsame 
S chrift entgangen ist, die meisterhafte Gabe, bei jeder 
Einzelaufgabe aus höheren Grundgedanken die Grenzlinie 
scharf zu ziehen, wo sich im  geschäftlichen W ettkampfe 
das noch Erlaubte von  dem s ittlich  V erw erflichen  scheidet. 
H ie r in  is t Rosenthal heute der, auch vom  RG. anerkannte, 
F ührer zu gesunder Rechtsprechung. M it den tiefsten 
E indruck machen die E rörterungen über den E in fluß  des 
\ \  ettbewGes. auf das Warenzeichenrecht. Aus zahlreichen 
Entsch. w ird  dafür ein Gesamtbild gewonnen, und von  da 
aus werden schöpferisch die beherrschenden Rechtsgrund
sätze herausgearbeitet, die iu  dem hohen P rinz ip , das alle 
Rechtsanwendung le iten sollte, g ip fe ln : das ehrlich errungene 
A rbeitergebnis an der zur Verkehrsgeltung gebrachten 
M arke verd ient höheren Schutz als die bloß form ale Be
rechtigung auf G rund der E in tragung des Warenzeichens. 
Das fü h rt u, a. zu dem Schlußsätze, den man so form u lie ren  
könnte: auf Grund eines im  V erkehr abgestorbenen Zeichens 
darf n ich t der V o rw u rf der Verwechselungsgefahr gegen 
das lebende, in  Verkehrsgeltung stehende Zeichen erhoben 
werden. E ingehend w ird  der aus § 1004 BGB. abgeleitete 
Anspruch auf Unterlassung unlauterer E in g riffe  behandelt. 
Rosenthal S. 54 f. is t beizutreten in  der Bekäm pfung der 
Ansicht des RG., wonach ein Unterlassungsanspruch n icht 
gegeben sei, wenn die H andlung m it ö ffentlicher Strafe 
bedroht ist. Zuzustimmen is t auch den Ausführungen S. 169 
gegen die je tzt so beliebte Verw endung des le ich t ver
w irrenden Begriffs  des „schwachen Zeichens“ ; dazu noch 
JW . 1927, 101 N r. 6 . N iemand w ird  das Buch aus der 
Hand legen, ohne eine außerordentliche Bereicherung fü r 
die Kenntn is der schwierigsten Probleme des Rechtslebens 
erworben und seine kritische U rte ilsk ra ft gestärkt zu haben. 
Das Studium dieses Gebietes sollte fü r  den Rechtsunterricht 
dienstbar gemacht w e rden ; h ie r mag der Lernende den 
rechten E inb lick  in  die Rechtstatsachen gewinnen und 
angeregt werden, seinen juristischen Scharfsinn zu wetzen.

Geh. Rat, P ro f. D r. E n d e m a n n , Heidelberg.

Der B ankkred it und seine Sicherungen. Dargestellt 
an 118 praktischen Fällen m it 218 Urkunden und F orm 
blättern. V o n  D irektor, H a n s  K a e fe r le in .  5. A u fl. 
1925. Nürnberg, Koch. Geb. 20 M.

’ ) S c h a e f fe r - W e iß le r ,  D ie  Hypothekenaufwertung. 4. A u fl, 
1927. Le ipz ig , H irsch fe ld. 4,80 M.
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D e r V e rf. ve rfüg t als D ire k to r he i e iner Großbank in  
besonderem Maße über Fachkenntnisse, die ih n  zur Heraus
gabe dieses Buches befähigen, dessen E rfo lg  beweist, daß 
es den Bedürfnissen w eiter Kreise entgegenkommt. E iner 
f lo tt  geschriebenen E in füh rung  ( I .  A llg ., K reditorgan isation 
und -handhabung), die noch die ganze Tragödie der In 
fla tion  in  E rinnerung  ru ft, fo lgen Einzeldarlegungen über 
Personalkredit ( I I ) ,  Realkredit ( I I I ) ,  sonstigeKreditgeschäfte, 
Passivkredit, Ueberwachung der laufenden K red ite  ( IV ) . 
N ich t w eniger als 118 praktische Fälle  m it 218 U rkunden 
und Form ularen dienen der Erläuterung. Daß der Jurist 
h ie r und da Bedenken hat, is t natürlich . So stim mt schwer
lic h  der Auszug aus dem Gesellschaftsregister S, 103, der 
n u r eine Person als Gesellschafter a u ffü h rt; es handelt 
sich w o h l um eine von  einem Einzelkaufmanne fortgeführte  
Gesellschaftsfirma. Auch die Ansicht S. 517, daß bei E r
höhung des Grundkapitals einer A .G . die Ueberpari-Em ission 
im  Gesellschaftsvertrage vorgesehen sein müsse, läßt sich 
kaum m ehr vertreten (S ta u b ,  HGB.12, 13 § 278 Anm . 12). 
A ber auf derle i K le in igke iten  kom m t es n ich t an. D er 
eigentliche Zweck des Buches, den Bankbeamten und K re d it-  
suchem A ufk lä rung  und Belehrung zu schaffen, is t 
durchaus erreicht. D urch frisches H ine ing re ifen  in  die 
Praxis und zahlreiche Bemerkungen is t es dem V e rf. sogar 
gelungen, n irgends langw e ilig  zu werden. L e id e r is t in  
unserer schnellebigen Z e it seit Abfassung (Ju li 1925) 
schon manches in  Recht und W irtscha ft überholt. A ber 
be i der offensichtlichen Beliebthe it des W erkes, das eine 
so gut geleitete Ze itsch rift w ie  die „Bankwissenschaft“  als 
notwendige Ergänzung der Fachb ib lio thek jedes Bank
beamten bezeichnet, W ird diesem Mangel gewiß bald durch 
ein Neuerscheinen abgeholfen sein.

V izepräsident des K G . a. D . R in g ,  B e rlin .

Zur Reform des Sexualstrafrechts. K ritische  Beiträge 
von  G eh.JR .,P ro f.D r. M i t t e r m a ie r ,  J R .D r .W e r th a u e r ,  
D r.m ed. K r o n f  e ld  u. a. Bd. IV .  Sexus. M onographien 
aus dem In s titu t fü r Sexualwissenschaft in  B erlin . 
Herausg. von  San.-Rat D r. M a g n u s  H i r s c h f e ld .  1926. 
Bern, B ircher. 6 M.

D ie  Sammlung umfaßt sehr verschiedenartige Beiträge. 
A u f so abgeklärte Auffassungen, w ie sie M i t t e r m a ie r s  
„S trafrechtsreform  auf dem Gebiete der Sexualdelikte“ 
b ietet, fo lgen die alle Extreme betonenden Betrachtungen 
W e r th a u e r s  „Z u r  Eherechtsreform “ . K r o n f e ld  (Aerzt- 
liche Sachverständigentätigkeit v o r Gericht) und J u l i u s 
b u r g e r  (S trafrechtliche Veran tw ortung  in  ind iv idue lle r 
H ins ich t) üben scharfe K r it ik  an der ungenügenden Berück
sichtigung medizinisch-naturwissenschaftlicher Lehren in  der 
Strafrechtspflege, w ürdigen aber n ich t genügend, daß es 
o ft noch an praktisch verwertbaren Ergebnissen aus diesen 
D iszip linen feh lt, m it deren H ilfe  der Ausgle ich zwischen 
den Interessen des kranken Beschuldigten und denen der 
bedrohten öffentlichen S icherheit e rz ie lt werden kann, 
D ü h r e n  behandelt die R eform  der §§218 und 219, A ls b e r g  
„Rechtspsychologische und gesetzestechnische M ängel des 
neueren Strafrechtes im  E n tw u rf z. neuen StrGB. Im  M itte l
punkte der Aufsätze von D r. H i l l e r  „R echtau f sich selbst“ , von 
D r. H i r s c h f e ld  „Bestrafung sexueller T riebabweichungen“ 
und K rim ina linspek to r a. D . von  T re s c k o w  „Erpressungen 
auf sexueller Grundlage“ steht die Frage der Homosexualität, 
deren nachdrückliche Behandlung in  der L ite ra tu r auf den 
E n tw u rf des StrGB. im m er noch einflußlos geblieben ist.

Oberverwaltungsgerichtsrat D r. L in d e n a u ,  B e rlin ,

Jahrbuch des Reichsversicherungs= und Reichsver= 
sorgungsrechts. In  V erb , m it Geh. Reg.-Rat D ire k to r 
D r. M e n tz e l,  Sen.-Präs. D r. M o l l  herausg. von  H o fra t 
D r. H s . T h . S o e rg e l .  14. Jahrg.: Rechtspr. u. Z e it
schriftenaufsätze des Jahres 1925. 1926. Stuttgart, K o h l
hammer. Geb. 4,80 M.

Das seit 1912 erscheinende Jahrbuch des Reichs
versicherungsrechts —  seit e inigen Jahren auch das Reichs
versorgungsrecht enthaltend —  b rin g t im  14. Jahrgang die 
gesamte Rechtsprechung des R VersA ., des RVersGer. und 
andere einschlägige höchstrichterliche Entsch. auf diesen 
Gebieten aus 1925. D ie  Anordnungen nach den Para-

graphen der Gesetze usw. erm öglichen sofortiges A u ffinden 
der Entsch. Außerdem is t die L ite ra tu r des letzten Jahres 
wiedergegeben und auf die Gesetzesänderungen des 
Jahres 1925 hingewiesen. Das handliche Buch, das 
wegen seiner Uebersichtlichkeit, Zuverlässigkeit und prak
tischen Anordnung sich großer B e liebthe it erfreut, w ird  
auch bei seinem Neuerscheinen allen Theoretikern  und 
P raktikern, die sich m it diesen Gesetzen und ih re r Aus
legung zu beschäftigen haben, ein brauchbares und zuver
lässiges Nachschlagebuch sein.

Oberregierungsrat D r. B  e h r e n d ,  B erlin .

Das eigenhändige Testam ent. Muster und Ratschläge 
fü r  seine E rrich tung  unter Berücksichtigung der neuen 
Steuergesetze von  Geh. JR. R A . J u l iu s  R a u s n itz ,  
7., neubearb. A u fl. 1926. B erlin , Heymann. 3 M.

E in  Büchlein, über das nu r Gutes zu sagen ist. Daß es 
A nk lang  gefunden hat, zeigt die hohe Zahl der Auflagen. 
Zu beklagen is t nur, daß der V e rf. verstorben is t und 
künftige  Neuauflagen n ich t m ehr vorbere iten kann. Man 
kann darüber streiten, ob die E in füh rung  des Privattesta
ments durch das BG B. w irk lic h  eine kostbare Gabe an 
das deutsche V o lk  w ar (so D e rn b u .rg ) .  Jedenfalls darf 
heute jeder Deutsche sein Testament ohne A nru fung  des 
Gerichts oder Notars errichten, und dam it muß gerechnet 
werden. D a is t der Beistand eines Fachmannes, w ie es 
R a u s n i tz  war, m it Dank zu begrüßen. Sein Buch, das 
in  der neuen A u fl. noch m ehr durchfe ilt, noch re ichha ltiger 
gestaltet is t, bannt die Gefahren des eigenhändigen Testa
ments zu einem guten Teile. D ie  Vorbem erkungen w ie 
Muster letztw . Verfügungen, die R . gegeben hat, sind zu
verlässig rich tig , nach F orm  und In h a lt einfach und k la r, 
auch übersichtlich geordnet. D ie  M uster sind vom  Stand
punkt des praktischen Bedürfnisses aus b is aufs letzte 
sorg fä ltig  durchdacht und m it größter Um sicht ausgewählt. 
Den Stempel- und Steuerfragen is t gebührende Rücksicht 
geschenkt; auch diese Erörterungen sind dem einfachen 
Verständnis angepaßt. D ie  Benutzung dieses sicheren 
Führers is t auch den Rechtskundigen, w arm  zu empfehlen.

Kam mergerichtsrat D r. G o ld m a n n ,  B erlin . .

Das Personenstandsgesetz in heutiger G estalt nebst 
Ergänzungen und praktischen Musterbeispielen. V o n  Geh. 
ORegRat, M in .-D ir . D r. O t to  S tö lz e l.  3. A u fl. 1926. 
B e rlin , V e rlag  des Reichsbundes der Standesbeamten 
Deutschlands. Geb. 30 M .

D er zweiten, von  S tö lz e l  in  Gemeinschaft m it S p ie le r  
verfaßten Auflage des Kommentars, zum PStG. (D JZ . 1925 
S. 751) is t bereits nach Jahresfrist die 3., von  S t ö lz e l  
a lle in  herausgegebene A u fl. gefolgt, die dadurch erheblich 
an U m fang gewonnen hat, daß in  einem neuen H aup tte il 
die w ichtigsten Bestimmungen auch der außerpreußischen 
Länder Deutschlands, soweit sie fü r  das Personenstands
wesen von  Bedeutung sind, Aufnahme gefunden haben. 
Neu hinzugefügt is t ferner (¡5. 339) eine, allgemeine Z u 
ständigkeitstabelle und (S. 345) ein U eberb lick über das 
Recht der A u fs ich t in  Preußen. (A u fs ich t über Standes
beamte, . Gemeinden und die allg. O rtspolizeibehörden). 
D urch  eine straffe G liederung des umfangreichen Stoffes 
in  5 H auptteile, die durch bunte K artonb lä tte r geschieden 
sind, is t die Uebersichtlichke it des 953 Seiten umfassenden 
W erkes gewahrt. Dank seiner V o lls tänd igke it w ird  das W erk  
auch außerhalb Preußens w e ite r V e rb re itung  gewiß sein- 

.Kam m ergerichtsrat, Geh. Justizrat B o  sch  a n , B erlin .

Das Um satzsteuergesetz in  der Fassung v. 8. M ai 1926
m it sämtlichen Ausführungsbestimmungen. F ü r die Praxis 
erläutert von  RegRat D r. B a l l  und R A . D r. K o p p e -  
11. A u fl. (Steuerkommentare der Praxis Band V I I . )  .1926. 
B e rlin , Spaeth &  L inde . Geb. 11,50.

Diese neue Auflage is t an die neue Fassung des. 
Gesetzes, die es in fo lge  der Aenderuügen durch das Steuer- 
m ilderungsges. erhalten hat, angepaßt und durch Berück
sichtigung der seit der letzten A u fl. ergangenen Entsch., 
V O .en  und Erlasse sowie des neuesten Schrifttum s ergänzt 
worden. Das Buch hat sich bereits als brauchbares. H ilfs -

A
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Ruttel bewährt, und die neue A u fl. m it ih ren  zweckmäßigen 
Aenderungen w ird  w iederum  begrüßt werden. D ie  E r 
läuterungen enthalten knapp und übersichtlich an Hand der 
umfangreichen Rechtsprechung alle wesentlichen Fragen des 
Umsatzsteuerrechts. E in  kurzer geschichtlicher U eberblick 
und eine L itera turübersicht, der Abdruck der das Gesetz 
ergänzenden V O .en usw., der beiden Fre ilis ten, eines Umsatz
steuerkalenders fü r  1926 und 1927, der Umrechnungskurse 
von 1924 bis A p r il 1926 und der Umsatzsteuerrichtzahlen 
*  Landw irte  machen das Buch fü r  den P raktike r der 

öteuerverwaltung w ie fü r den Rechtspraktiker zur schnellen 
O rientierung w e rtvo ll. L e id e r hat die Fassung der b is- 
herigen AusfBest. in  neuer Paragraphenfolge n ich t m it auf
genommen werden können. Diese sind je tzt getrennt 
W.?rden in  DurchfBest., die die m aterie llrechtlichen E r
gänzungen des Gesetzes enthalten und RechtsVO.en sind, 
uad in  AusfBest., die die fo rm ellen V orsch riften  enthalten 
and sich als Verw altungs- und Organisationsanordnungen 
oarstellen. D ie  Aenderungen des Inha lts  der früheren 
AusfBest. im  Zusammenhang m it dieser Neufassung haben 
dei der durch die V e rf. vorgenommenen Ueberarbeitung 
“ er AusfBest. noch n ich t berücksichtig t werden können.

Regierungsrat D r. F r ie s e c k e ,  Bremen.

f)er G ruppenarbeitsvertrag. E in  Be itrag zur Lehre 
vom  A rbe itsvertrag von D r. ju r. H . B ü s in g .  1926. 
A ltona, Köbner. 5,50 M.

V e rf. behandelt eingehend das w ichtige P roblem  der 
Oruppenarbeit und gelangt zu beachtlichen Ergebnissen. 
Hervorzuheben is t die Feststellung, daß sich neben der 
Sesellschaftsrechtlich organisierten „E igengruppe“ und der 
v om Arbe itgeber k ra ft D irektionsrechts gebildeten „B e triebs- 
SHippe“ selbständig w ie  in  V erb , m it dem A rbe itsvertrag 
der Eigengruppe Verträge einzelner Arbe itnehm er m it 
einem Arbe itgeber auf Le is tung  von  M itarbe it finden 

„M itarbeitsvertrag, unechterGruppenarbeitsvertrag“ ). 
erf. betont m it Recht, daß in  solchen Fällen der M it-  

nrtjeiter weder T e il-  noch Gesamtschuldner is t; bei dem 
«echten“ G ruppenarbeitsvertrag n im m t er ein Gesamthand- 
Schuldverhältnis an. Sollte dieser Unterschied praktisch 
erheblich sein und man n ich t rich tige r die Gruppenarbeit 
e gemein als gemeinschaftliche A rbe its le is tung juristisch 
n erfassen suchen und dem Innenverhältn is unter den 

“ tarbeitem  (Gesellschaft oder bloße Leistungsgemeinschaft) 
dr sekundäre Bedeutung beimessen?

Professor D r. K r e l l e r ,  Münster.

Das M ietrech t der Wohn= und Geschäftsräume. E in
ehr- und Handbuch des M ietrechts in  seiner Umgestal- 

dng durch das M ieterschutz- und Raumnotrecht. V o n  
rpf. j ) r  R u d o l f  R u th .  1926. Mannheim, Bens- 

hetmer. Geb. 15 M.
.Die P raktiker, die das M ie t- und W ohnungsnotrecht anzu- 

'Wen' haben’ wurden b isher von den Rechtslehrem  nur 
Rech? unterstützt- Im  wesentlichen haben nu r P raktike r dieses 
V « S fb ie t  zu klären unternommen, das durch eine 
der P .des. ö ifen tIichen und privaten Rechts beson-
Vorz" . w ie rigke iten  bietet. W enn auch schon mehrere 
Buch ' Che Kom mentare erschienen sind, w ird  trotzdem das 
Werd ^  Weiten Rreisen noch m it lebhafter Freude auf genommen 
des h f ’ Wei1 eine w irk lich  wissenschaftliche D urchforschung 
infol?NOtaeChtS im m er noch B edürfn is ist. V ie lle ich t sind 
Wart dSS lanSen Harrens auf ein solches Buch die E r- 
e rfü llt^ T ?  ZU h ° ch ge8?31111! ; sie werden von Ruth  n ich t v o ll 
ersch"' t  S° U nach dem V o rw o rt den gesamten Rechtsstoff 
°rient°Piead behandeln und zugleich dem P raktike r ein schnell 
die J ? rendes Handbuch sein. In f  olge dieser Verm engung is t 
d u rc h  ls?.en sch3ftliche V e rtie fung  n ich t übera ll ausreichend 
den r)?efflhi  <'Vg1' Auslegung des § 571 BG B., S. 305). F ür 
Abwe- h ' P raktike r besteht die Gefahr, daß er unbewußt zu 
Wird lchungen von der Rechtsprechung des K G . verle ite t 
WeichfWei- f ie ’. aucb wo sie TOn der Ansich t des V erf. ab- 
Befucnv ni?h t lm m er angeführt is t (z. B. S. 333 bez. der 
VersiSt ? des.-MEA ., eine Einwendung aus § 16 MSchG, als 

P e zurückzuweisen). Selbstverständlich b le ib t das W erk

trotzdem eine besonders w ertvo lle  Förderung zur Erkenntnis 
des geltenden Raumnotrechts.

Kam mergerichtsrat D r .  G ü n th e r ,  B e rlin .

Das deutsche P a ß rech t. Nach dem Stande v. 1. Jan. 1925. 
A u f G rund am tlicher Quellen zusammengestellt und er
läutert von RegRat J o h . K ra u s e .  1925. B erlin , Stilke. 
Geb. 9 M.

D e r V erf. hat das deutsche Paßrecht, das insbes. nach 
dem K riege wesentlich umgestaltet worden ist, „au f G rund 
amtlicher Quellen zusammengestellt und erläutert“ . Das W erk 
g ib t den Rechtszustand auf dem Gebiete des Paßwesens 
fü r den gewählten Stichtag erschöpfend w ieder, indem  es 
die einschlagenden Gesetze und VO .en (PaßGes., PaßVO. 
v. 10. Jun i 1919; PaßBek. v. 4. Jun i 1924; PaßGebVO. 
v. 27. Jun i 1924; PaßstrafVO. v. 6. A p r il 1923) nebst der 
Preuß. E rgV O . v. 22. Sept. 1924 sowie den verschiedenen 
Staatsverträgen usw. im  W o rtlau t b rin g t und Erläuterungen 
beifügt. D ie  wenigen b isher vorhandenen Schriften über 
das Paßwesen sind veraltet, so daß die Krausesche A rbe it 
einem bestehenden Bedürfn is entspricht und diesem gerecht 
w ird , insbes. bei Berücksichtigung des zugrunde gelegten 
Stichtags. —  D ie  S. 177 A . 52 angezogenen „§§ 55, 56 f f . “ 
StrGB. sind bereits seit 27. F e b r./l. Ju li 1923 außer K ra ft 
(§§ 47, 43 JugendgerGes.). Im  Abdruck des § 6 Abs. 1 
N r. 3 PaßGes. (S. 8)  erscheint die Ersetzung des U rw o rt-  
lauts „A r t.  56 der Bundesverf.“ , d. h. der des N ordd. Bundes, 
durch „A r t.  56 der Reichsverf.“ , also der W eim arer V e r
fassung, irre führend.

Reichsgerichtsrat a. D . C o n ra d ,  Le ipzig .

Literatur üb ersieht.
M itge t. vom Geh. Reg.-Rat Prof. D r. H a n s  P a a lz  ow , D ire k to r 

an der Preuß. Staatsbibliothek a. D ., B erlin .

A. Zeitschriften.
Allgemeines,

Rivista ínternaz. di filosofía del diritto. Anno 7. Fase. 3 : R e n s i:  
«Eterno r ito m o “ contro „slancio v ita le “ nella  natura e nel d ir itto . 
T u m ia t i ,  L a  poesia nel d ir itto . P e r t ic o n e ,  Scienza, filoso fía  
e d ir itto . C a s u l l i ,  L a  lib e rta  ne llo  stato fascista. R e n d e ,  L o  
spm to  della  legislazione fascista. C u r c io ,  L ineam enti filoso fico - 
g iu n d ic i dell* ordinaniento corporativo. B o n a c c o r s o ,  Sul con- 
cetto d i d ir itto  soggettivo.

Jurist. Wochenschrift. 56. Jg. H. 20: P o t t h o f f ,  Das A rbeitsze it- 
notgesetz. H . 21: J o n a s ,  Anerkennung u. Vo lls treckung  aus
ländischer Schiedssprüche. L e s  s e r ,  Besteht eine P flic h t des 
A nw a lts  d. Berufungsbeklagten zur P rü fung d. gesamten Prozeß- 
stoffes, auch soweit dieser in  d. Berufungsinstanz n ich t anhängig 
a ' ITUC Fristw ahrung bei A rrestvo llzug, besonders

Arresthypotheken. v  N o r m a n n ,  Z u r Auslegung des deutsch- 
osterr. Rechtshilfevertrages v. 1923.

Leipziger Zeitschr. f. Deutsches Recht. 21. Jg. Nr. 9/10- Z e i le r  
A enderm gen  d.Aufwertgsgesetze? d u C h e s n e ,  Z iv ilp ro ze ssu a l 
Zweifelsfragen. Jo se f,T B ekäm p fung  des Formalismus durch das 
? e-1CcSfoo ' Ansich t des RG. über den guten Glauben
ü ei,  v 92 ,?rG B- L ich tíl r d¿ r  Bestimmungen der §§ 20 und 21 
A u fw G . W e r n e b u r g ,  Haftungsausschlußklauseln bei ander
w e itig e r Versicherungsdeckung. A u b e le ,  D ie  gew ollte  T a rif- 
un fah igkeit u. die Regelung der P arte ifäb igke it der Berufsvereine 
nach dem Arbeitsgenchtsgesetz. J o s e f ,  Z u r K onkurrenz von 
Schadensersatz- u. Versicherungsansprüchen.

Juristische Rundschau. 3. Jg. N r. 10: S i l i e r ,  Das kaufmännische 
Bestätigungsschreiben. H a f n e r ,  D ie  A rb e it des Reichsrats am 
E n tw u rf e. A lle . Deutsch. S trG B. (Schluß). K a r l E. M  e y  e r , K ö ln , 
D e r G oldm arkbetrag der In fla tionshypotheken. W a lthe r M e n z e l ,  
D e r kranke U itenbarungseidschuldner. F ritz  G o ld s c h m id t ,  

^ ie.c ic k n a h m e  emer Aufwertgsanm eldung zulässig, u. welche 
Rechtsfolgen hat eine solche Erklärung? F r i e d r i c h s ,  Beamte 
im  D ienste zw eier Gemeinwesen.

Archiv i. Rechtspflege in Sachsen, Thüringen u. Anhalt. 4. Jg. H. 3:
^ h \ s * e ’ D ie  E las tiz itä t des Eigentums. M o g k ,  In  welchen 
hállen hat das U r te il des Am tsrichters ausschließlich Ueber- 
tretungen zum Gegenstand? W e b e r ,  Borna, Kann die Aufw ertgs- 
ste lle d. E igentüm er-Erben zwingen, Erbscheinsantrag zu stellen?

.h o * “ , D ie  W iederw ah l eines ausgeschlossenen JBetriebsrats- 
m itg liedes. R e ic h e l ,  E ine der hypothekar. S icherheit ent
k le ide te  Forderung?

Württembergische Ztschr. f. Rechtspflege u. Verwaltg. 20. Jg. H . 4:
K em hold  M a ie r ,  Das Oberlandesgericht S tuttgart zur Frage d. 
S tra ffre ihe it nach § 374 der ReichsabgabenO. — H. 5 : J o s e f ,  
Aufhebung behörd licher Anordnungen in  ihrem  E in fluß  auf 
Ordnungsstrafen; Beweissicherung nebst Arrestanordnung bei 
ö ffentl.-rechtlichen Ansprüchen.

Hanseatische Rechts-Zeitschr. 10. Jg. N r. 9 : M i t t e l s t e in ,  D er 
R ü c k g riff des Feuerversicherers gegen den M ie te r des feuer
beschädigten Raums u. die Beweislast des M ieters. B e h r ,  Das 
E igentum  am hamburg. K irchengute. — N r. 10: A lb . H o l lä n d e r ,
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S orgfa lt des C ifverkäufers. J o s e f ,  E in fluß  der Eingehung einer 
Anwaltsverb indung auf d ie bestehende H aftpflichtversicherung.

Mitteilungen des Preuß. Richtervereins. 5. Jg. N r. 4 : L a s  s a l le ,  
H a ftp flich t (der R ichter). B r u g s c h ,  Gedankengänge ub. Gerichts
h ilfe . N o e t z e l ,  D . Ausbau d. G erichtsh ilfe . — N r. 5 : S w  o b o d a , 
D ie  T ä tig ke it der Österreich. R ich ter bei den Gewerbegerichten. 
D  a u  d e , Organisationsformen d. G erichtsh ilfe . L a n g e ,  B ie le fe ld , 
Bemerkungen aus der Praxis zu der VO. üb. Gerichtsverfassung 
u. Strafrechtspflege v. 4. Jan. 1924.

Zeitschr. f. öffentl. Recht. Bd. 6. H . 2: K a is e n b e r g ,  D ie  Vo lks
gesetzgebung nach Reichsrecht. A lo is  K ö r n e r ,  Verwaltgsrecht 
u. Verwaltgsdienst. L ü t t  g e r ,  D ie  Lehre v. d. Grundrechten u. 
G rundpflich ten  der Staaten im  V ölkerrecht. H u la ,  D er K am pf 
gegen den Proporz. B u z a , D ie  rechtliche N atur der Mandate 
des Völkerbundes. D o b r e t s b e r g e r ,  D ie  Begriffsbestim m ung 
des Rechtes in  der phänomenologischen Rechtsphilosophie. 
H u g e lm a n n ,  D e r österreichische Bundesrat und seine T ä tig ke it 
während der ersten Gesetzgebungsperiode des Nationalrats.
H . 3 : K e ls e n ,  D ie  staatsrechtl. D urch führung des Anschlusses 
Oesterreichs an das Deutsche Reich. W e y r ,  Zum B e g riff der 
P rom ulgation. B a a k ,  Das Völkerrecht!. P roblem  des A ngriffes. 
S a u te r ,  Das Naturrecht im  Idealismus des M itte la lte rs . Friedr. 
D a r m s t a e d te r ,  D . neue Lehre v. d. Staatsgewalt. A d .M e n z e l ,  
W ien, K ulturautonom ie.

Staats- u. Selbstverwaltg. 8; Jg. N r. 10: Bürgerm . Rob. S c h u lz e ,  
D ie  rechtl. S te llung des sächsischen Bürgermeisters. B ö l l i n g ,  
Um fang und Grenzen der landrätlichen Polizeiaufsichtsgewalt. 
D e r  s c h , Das neue Arbeitsgerichtsgesetz (Forts, fo lg t).

Preuß. Verwaltungsblatt. 48. Bd. N r. 33: M e y e r - E s c h e n b e r g ,  
W elche Strafen können durch po lize iliche  Strafverfügungen fest
gesetzt werden? R e d  d e r ,  D ie  Vergnügungssteuer b. L ich tsp ie l
theatern.

Reichsarbeitsbiatt. 7. Jg. N r. 15: K le h m e t ,  Das Arbeitsze itrech t 
nach d. Inkra fttre ten  des Notgesetzes v. 14. A p r il  1927. E b e l,  
D ie  Wohnungszwangswirtschaft i. J. 1926.

Soziale Praxis. 36. Jg. N r. 19: T e le k y ,  W andlungen der Gewerbe
aufsicht u. der Arbeiterschutzgesetze (Schluß in  N r. 20). B a ld e s ,  
Entw icklungsm öglichkeiten d. sozialen G erichtsh ilfe  f. Erwachsene 
(Schluß). — N r. 20 : E m st B e r n h a r d ,  Reichsarbeitsnachweise ! 
T h ie l ,  F ü r oder gegen Ersatzkassen in  d. A rbeits losen versicherg. 
M . S o m m e r , D e r Resozialisierungswert der A rb e it n. d. amtl. 
Entw . eines Strafvollzugsgesetzes. R a e c k e ,  Forderungen an ein 
Reichsirrengesetz. ^  .

Gerichts-Ztg. 78. Jg. N r. 10: Egon W e iß ,  D e r Rechtszustand in  
den ehemals österreichisch. Te ilen  der tschechoslowak. R epublik. 
I I I . :  Das z iv ilgerich tliche  Verfahren. E h r e n r e ic h ,  R eform 
bedürftige  Stellen des Preßgesetzes. I I .  Eug. S t e in ,  D ie  Ent
w ick lu ng  des staatl. Abgabenrechtes (6. Aug. 1926 15. A p r. 1927). 
L ie  d e r  m a n n , Gedanken über d. Anrechnung auf d. P flich tte il 
nach e. wesentlichen Geldentwertung. B lo h n ,  Kann nach öster
reichischem Recht die Ehescheidg. nur aus Gründen, d ie in  der 
Person des andern Ehegatten gelegen sind, verlangt werden ? 
K r a e m e r ,  Zu r In te rpre ta tion  des § 19 Abs. 2 Z. 11 M ietG .

Oesterreichische AnwaltS-Ztg. 4. Jg. N r. 10: B a c h ra c h ,  D ie  Ehe
rechtsreformenquete. B e t t e lh e im ,  E in  nachgelassenes W erk  
Franz K le ins . B  u n  z la u ,  Vorerhebungen im  D iszip linarverfahren. 
L ie b  a n , Rechtswissenschaft u. Rechtsanwalt. O p  p 1 e r, Entw . 
eines ungar. Gesetzes über d ie Aktiengesellschaften. K ö ß le r ,  
Rangordnung oder E inverle ibung. H e r z o g ,  D ie  Verfassungs
gerichtshof-Erkenntnisse d. J. 1926.

Juristen-Ztg. f. d. Gebiet d. Tschechoslowak. Republ. 8. Jg. N r. 10: 
S te in e r ,  D . Veruntreuung v. Krankenkassenbeiträgen. H e x n e r ,  
Generelle Rechtsnormen in  d. Tschechoslowak. R epub lik  (Schluß).

Schweizer. Juristen-Ztg. 23. Jg. H. 22: D o k a ,  Aus dem Nachlaß
vertragsrecht d. Aktiengesellschaft. K la ra  K a is e r ,  Strafantrags
verw irkung  bei W iderk lage? D e fa g o ,  A p ro p o s  de la  réception 
du d ro it c iv il suisse en Turquie.

Themis. 88. D eel. Stuk 2: v a n  H e in s b e r g e n ,  De receptie van het 
Romeinsch recht in  de Nederlanden. G  a rg  a s , Das internat. 
Paßproblem. P. H. S m its ,  Jets over den t i jd  als facto r van de 
berekening der schadeloosstelling b ij onteigening in  het belang 
der volkshuisvesting.

Revue générale du droit, de la législation et de la jurisprudence.
51. Ann. L . 1 : B o n n e c a s e ;  Le  problèm e du d ro it dans la  science 
belge du d ro it c iv il. Observations d ’ordre général sur la  con
ception et l ’évolu tion actuelles du d ro it c iv il. D e m e y ,  L e  d ro it 
in terna tiona l p rivé m aritim e dans sa conception générale^ et dans 
ses principa les applications. A drienne G r o s ,  C ontribu tion  à la 
b iograph ie  et à l ’étude des œuvres d’Etienne C leirac (d’après un 
m anuscrit de Labraque Bordenave). B  r i  s s au  d , Magistrats et 
tribunaux d ’Alsace.

Pasicrisie belge. 114 Ann. No. 1: de  R y c k e r e ,  L e  p o rt illé g a l des 
décorations belges et étrangères. Commentaire des articles 
228 et 229 du Code pénal. — No. 3 : W a r lo m o n t ,  Le pouvo ir 
jud ic ia ire  devant la  lo i  inconstitu tionelle .

American Bar Association Journal. V o l. 13 No. 4 : J e s s u p ,  The 
ju d ic ia l o ffice  and the bar’s reponsib ility . Joseçh P. C h a m b e r la in ,  
Dém ocratie control^ o f adm inistration. — Kansas K u  K lu x  K lan  
ouster stands. L o b in g e r , A  comparative law ye r o f the 19. Century 
(A lb e rt P ike). T  e is  e n , The Ita lian  p ro jec t fo r  a new crim ina l 
code. J u c k e r ,  Some features of taxation in  Switzerland.

Columbia Law Review. V o l. 27 No. 5: B o n b r ig h t ,  The problem  
o f ju d ic ia l valuation. H a ie ,  Value and vested righ t. B  é m is , 
G o ing  value in  rate cases in  the Suprême Court. W e in e r ,  
Payment o f dissenting stockholders.

Harvard Law Review. V o l. 40 N o. / :  Is a a c s ,  Tw o views o f commer
c ia l a rb itra tion . B r o w n ,  Due process of law , police power, and 
the Suprême Court. I s s e k s , Ju risd ic tion  of the low e r federal 
courts to  enjo in  unauthorized action o f state o ffic iais.

Illinois Law Review. V o l. 22 No. 1: H a r n o ( f ) ,  Recent crim ina l 
cases in  Illin o is . S c h n e b ly ,  Operative facts in  surrenders. 
L i l i e n t h a l  and R o s e n b a u m . M o to r carrie r régu la tion  in  
Illin o is .

Michigan Law Review. V ol. 25. N o. 5 : A r t e r b  u r n ,  The early 
l ia b il i ty  o f a bailee. W h e e le r ,  The effect o f fo re ign  divorce 
decree upon dower and curtesy. B u s h ,  The p rim itive  character 
and o rig in  o f the bonorum possessio. — No. 6: D r a k e ,  Ju ris tic  
idealism  and lega l practice (Schluß in  N r. 7). K e e n e r ,  Some 
questions invo lved  in  the application of the „p ub lic  mteres 
doctrine. D ic k in s o n ,  New avenues to  freedom, a survey ot 
some contem porary factors affecting the development o f the law  
o f nations. — N o. 7: O p p e n h e im ,  W a iver o f ju ry  tr ia l in  crim inal 
cases. Is a a c s ,  A c tiv ity  subsequent to  interstate commerce.

University of Pennsylvania' Law Review. V o l. 75. No. 7: D o d d ,  
D issenting stockholders and amendments to corporate charters. 
F r a n k f u r t e r ,  The task o f adm inistrative law . Paul W o h l ,  
B erlin , The nationalization o f jo in t stock banking corporations in 
Soviet Russia and its  bearing on th e ir lega l status abroad. (Continued).

Bürgerliches Recht.
Zeitschr. f. d. freiw. Gerichtsbarkeit u. d. Gemeindeverwaltg. in 

Württemberg. 69. Jg. N r. 5: B r e i t s c h w e r d t ,  A u fw ertg . und 
kurze Verjährung. Z im m e r le ,  K os tenp flich t be i gerich tlicher 
Verkehrsregelung nach § 1636 BGB.

Wirtschaft!. Nachrichten f. Rhein u. Ruhr. 8. Jg. N r  20: R o th e ,
Aufwertgsschulden u. Einkommensteuer. — N r. 21: Z e i l  e r ,  JNeue 
Formen des Schneeballsystems.

Hessische Rechtsprechung. 27. Jg. N r. 5: E is e ,  D e r gute Glaube 
in  der Aufwertungspraxis. _  _  ,

Deutsches Wohnungs-Archiv. 2. Jg. H . 5: B r e d t ,  D ie  hrage des 
Baufluchtengesetzes. G e r o ld ,  D ie  Befugnis des M ieteim gungs- 
amts zur Entscheidung v. Rechtsfragen. A .s k e n a s y , \ \  ahrheiten 
zur Wohnungszwangswirtschaft. L e h n  in  g , D ie  Gefahren des 
„M ietw uchers“ . A x m a n n ,  W ann t r i t t  d ie gesetzliche M ie te  m 
K ra ft ?

Die Grundstückswarte. 2. Jg. N r. 20: G ü n th e r ,  D ie  G ü ltig k e it d. 
LockerungsVO. u. d. B e g riff des w irtsc lia ftl. Zusammenhanges zw. 
Geschäfts- u. Wohnräumen. G o lm ,  D er Räumungsverzug des 
M ieters. — N r. 21 : M  u n k , D er M ietw ucher im  Z iv ilrech t. L i l i e n 
t h a l ,  Aufnahme des Ehemannes in  d ie W ohnung der M ieterin . 
Rechtsanw. W o h l ,  S tre itigke iten  üb. Schönheitsreparaturen.

Das Grundeigentum. 46. Jg. N r. 13: L u s t ,  Entschädigungsansprüche 
auf G rund des Anliegerrechts. B a n d m a n n ,  Zur Frage d. Rechts
g ü ltig k e it des § 5 Abs. 2 der VO . v. 11. 11. 1926.

Zeitg. des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen. 67. Jg. N r. 13: 
O. N e u m a n n , Regensburg, D ie  Behandlung von H a ftp flich t- 
ansprüchen aus U nfällen an schrankenlosen Ueberwegen. — N r. 19 : 
W e n d t ,  Eisenbahntransportgefährdung u. H a ftp flic h t der Eisen
bahn bei K ra ftw agenunfä llen auf Eisenbahnübergängen (Schluß 
in  N r. 20). _  , .  „  . .

Zeitschr. f. Standesamtswesen. 7. Jg. N r. 10: B r a n d is ,  Zw e iE m ze i- 
fragen aus ausländ. Eherechten: 1. Ehescheidung u. VVieder- 
verheiratung in Polen. 2. Eheaufgebot in  der Tschechoslowakei. 
B e r g m a n n ,  Eherecht in  China.

Mecklenburg. Zeitschr. f. Rechtspflege. Rechtswiss., Verwaltg. 4o.Jg. 
H. 8: H e  n ie ,  E rle ich terung der Ehescheidung?

Revue critique de législation et de jurisprudence. 67. Ann. No. 3/4: 
Jean L e b r e t ,  Essai d’une étude d’ensemble des lo is  prorogeant 
les baux à lo ye r (Fin). B e z a r d - F a lg a s ,  De la  sim plification  
des form alités de transfert. N é z a r d ,  Georges Lebre t +.

Revue juridique d’Alsace et de Lorraine. 8. Ann. No. 5 : D e r e u x ,  
L ’autorisation du conseil de fam ille  est-elle tou jours nécessaire, 
en dehors du partage jud ic ia ire , pour la vente d’immeubles situés 
dans les départements recouvrés et appartenant à des mineurs 
orig inaires des anciens départements.

Le Droit d’auteur. 40. Ann. No. 5: La  lu tte  en A llem agne pour les 
50 ans.

Handelsrecht usw.
Bank-Archiv. 26. Jg. N r. 16: F l  e ch  th e im ,  Vorzugsaktien u. K ap ita ls 

erhöhungen. J a c u s ie l ,  Bankgeschäft u. A ufw ertung.
Markenschutz u. Wettbewerb. 26. Jg. N r. 8: R a u te r ,  D ie  Ueber-

tragung v. Warenzeichen. G ünther A le x a n d e r - K a t z ,  D ie
Ângestelltenerfindung im  Arbeitsgerichtsgesetz. C a l l  m a n n , 
Rechtsvergleichende Betrachtungen zum deutschen u. englischen 
Warenzeichenrecht.

Journal des sociétés civiles et commerciales. 48. Ann. No. o: 
L e p a r g n e u r ,  Le vote p riv ilé g ié  dans les sociétés à responsa
b il ité  lim itée . 1‘Q.

Dalloz. Recueil hebdomadaire de jurisprudence. 4. Ann. N o. iv *  
M a z e a u d ,  Une lo i-p ro je t: L a  lo i  du 17 a v ril 1927 m odifian t 
l ’art. 162 Code de commerce fix a n t les conditions dans lesquelles 
do ivent être dressés les protêts.

Juristische Rundschau f. d. Privatversicherung. 4. Jg. N r. 9 : H o c h 
g r ä b e r ,  D ie  Y ork-A ntw erpener Regeln v. 1924 (Forts.). Rechts
anw alt R ü m e l in ,  Tschechoslowak. Ansprüche in  der Lebens
versicherung. G e r b o th ,  E inse itige  Aenderung der Vertrags
bedingungen durch e. ö ffentl. Feuerversicherungsanstalt.

Neumanns Zeitschr. f. Versicherungswesen. Jk - H r. 2$,: F r i c J e ’ 
Rückwärtsversicherung u. Nach versicherg. — N r. 21 : T  o o p , A n 
der Mappe des Treuhänders. .

Versicherung- u. Geldwirtschaft. 3. Jg. N r. 21: D ie  Bestimmung« 
üb. Brandstiftung u. Brandversicherungsbetrug im  E n tw u rf eines 
A llg . Dtsch. StrGB. E h r e n b e r g ,  D e r Versicherungsfall, über- 
haupt u. in  der H aftp flich tversicherung. —- N r. 22: S c h r e ie  » 
Vorzeitige Barablösung von A u fw ertungsl^potheken . J oS ® ’ 
D eckungspflich t des H aftp flich tversicherers be i Schädigung 
Jagd- u. Fischereibetriebes.

Zivilprozeß usw.
Deutsche Stimmen. 39. Jg. N r. 10: v. C a m p e , Vertrauenskrise der 

Rechtspflege. _ __ , , x>ra-
Danziger juristische Monatsschrift. 6. Jg. N r. 5: H u m b e r t ,

bleme der Justizverwaltung. ,
Anwaltsblatt. 14. Jg. H . 5: H o lz in  g e r  Nochmals zur

„Spezialis ierung“ d. Anwaltschaft. L e h m a n n , Beamte im  A m ‘ fi 
abgebaute Beamte, Notare, Rechtsanwälte. W e y r a u c h  un 
A h r e n s ,  Nochmals d. Gebührenerstattung. E rw . J a c o b ,  H aD
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die M itg lie d e r des Vorstandes einer Anwaltskam m er ein Zeugnis*- 
verweigerungsrecht? Sind sie Beamte i. S. des StrGB.?

Strafrecht usw.
Zeitschr. f. d. gesamte Strafrechtswissenschaft. 48. Bd. H. 1: K le e ,  

Vorsatz und T riebha ftigke it der Handlung. K o f f k a ,  D ie  Be
strafung d. falschen uneidlichen Zeugenaussage. W a s s e rm a n n ,  
W ucher m. Räumen. W o l t e r ,  D ie  K rise  der R echtsw idrigke its
lehre. K u s a n o ,  D ie  Vorschläge der Kom m ission „R in ji-H ose i- 
Shing ikw a i“  zur R eform  des japanischen StrGB. W o l t e r ,  D er 
bedingte Strafnachlaß in  Polen.

Revue de droit penal et de criminologie. 7.. Ann. No. 4: B r o m 
b e r g ,  D u  domaine de la  peine et de la  sanction administrative.

Rivista penale. V o l. 105. Fase. 4 : P a o l i ,  Su lla  leg ittim a  difesa. La 
fuga. F  a ä , Le  strade pubbliche e la  d iscip lina della  velocitä. 
Is o  1 d i , D e l responsabile c iv ile  nel g iud iz io  penale, T a o r m in a ,  
L ’ appello  penale.

Kriminalistische Monatshefte. 1. Jg. H . 5: H e r b e r t e ,  D e r Juwelen
räuber Spruch u.. seine Tat. K le y ,  Zu r Psychologie des Mordes. 
E in  praktischer Fa ll.

Staats- und Verwaltungsrecht.
Wille und Weg. 3. Jg. N r, 4: G ie s e ,  Reichspräsident und Reichs

regierung. S te in r ü c k ,  D e r Anschluß Oesterreichs als ver
fassungsrechtliches Problem.

Zeitschr. f. Politik. 16. Bd. H. 6 : N a w ia s k y ,  Betrachtungen zur 
R eform  des deutschen Reichstagswahlrechts.

Zeitschr. f. die gesamte Staatswissenschaft. 82. Bd. H. 3: B r e d t ,  
D er W eg der Verfassungsänderung.

Zeitschr. f. bad. Verwaltung u. Verwaltungsrechtspflege. 59. Jg. N r. 5: 
Verwaltungsorganisation d. deutschen Landkreise (Schluß).

Die Polizei. 24. Jg. Nr. 10: B o v e n s ie p e n ,  Rechte u. P flichten  der 
Beamten bei ih re r öffentlichen, besonders politischen Betätigung.

Kommunale Rundschau. 20. Jg. N r. 10: N o  h l ,  D ie  Lasten der 
Gemeinden auf d. Gebiete des höheren Schulwesens. T r o i t z s c h ,  
D ie  Staatsaufsicht nach der Gemeindeordnung fü r den Freistaat 
Sachsen.

Die Reichsbahn. 1927Nr. 8: B o n itz ,B a h n p o liz e ilic h e  Uebertretungen 
u. ih re  Verfo lgung. — N r. 15: R e in d l ,  Verpflich tung  der 
Gemeinden zur H erste llung  und Unterhaltung der Eisenbahn
zufuhrstraßen nach bayer. Rechte.

Deutsche Gemeinde-Ztg. 66. Jg. N r. 21: B ü r c k e r t ,  D ie  Orts
fürsorgeverbände u. das Reichsgericht.

Der sozialistische Arzt. 2. Jg. N r. 4 : L o e  w e n  s te in  u. R o s e n th a l,  
Das neue Gesetz zur Bekämpfung d er Geschlechtskrankheiten

Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel. 94. Jg. N r. 120: H e l lw ig ,  
D e r B e g riff der Schund- und Schmutzschriften i. S. des Schund
literaturgesetzes.

Das Recht des Kraftfahrers. 2. Jg. N r. 10: K r e b s ,  Rechtsm itte l in  
B rückengeldstre itigkeiten.

Die freie Donau. 12. Jg. N r. 10: H e ld r ic h ,  D ie  po lize iliche  Regelung 
des Personen- u. Güterverkehrs auf der Donau innerhalb Bayerns.

Revue juridique internat, de la radioélectricité. 3. Ann. No. 12: 
C h k la v e r  e t L a p r a d e l le ,  Les dro its  des proprié ta ires en 
matière de pose- d’antennes. W i l ly  F r a n k e ,  Les droits des ar
tistes comédiens à l ’égard de la  radiophonie dans la  lég is la tion  
allemande. E. N u ß b a u m , L e  contrô le  de la  té légraphie sans f i l  
en Suisse. G ie s e c k e  et T a b o u is ,  La  question d’u tilisa tion  
commerciale des émissions radiophoniques à l ’Union internat, de 
radiophonie.

Arbeitsrecht.
Das Schlichtungswesen. 9. Jg. N r. 5 : E r d e l ,  Schlichtung u. Recht

sprechung. L ü t t g e n s ,  D . Arbeitszeitnotgesetz. M e t z le r ,  Das 
Verfahren wegen des Zuschlags fü r  M ehrarbeit. M a r t e l  1, D er 
Achtstundentag i.  Ausland. P o t t h o f f ,  S tra fbarke it der Vertrags
verle tzung. R a a b , Betriebsvertre tung und Betriebsnachfolge. 
/W a r n c k e ,  Entstehung, Geltendmachung, Z e itp u nk tu . Dauer des 
¿Urlaubs. S e i l ,  Das Recht des Betriebsrats auf Aufschluß- 
-erte ilung. W a lte r F is c h e r ,  E lbe rfe ld , D e r S tillegungsbegriff 
■.des § 96 Z iff. 2 BRG.
Arbeit. 4. Jg. H . 5 : I t a l i c u s ,  D ie  faschistische A rbeitsver- 
fassung. B r o  e c k e r ,  Forderungen an d. Arbeitslosenversicherung.

Oberschlesische Wirtschaft. 2. Jg. H. 5 : B u tz e k ,  Zum Entw . eines 
Arbeitsschutzgesetzes. G o e r r ig ,  Zum amtl. E n tw u rf eines Be
rufsausbildungsgesetzes.

internationale Rundschau der Arbeit. 5. Jg. H . 5: Eman. A d le r ,  
D ie  österreichischen Betriebsräte in  der Praxis. I I .

Aerztliche Mitteilungen. 28. Jg. N r. 20: In ternationale Regelung der 
Krankenversicherung.

i Jie Arbeiter-Versorgung. 44. Jg. H. 15: Gustav W . H e in e m a n n  I I ,  
Essen, E inze lvertrag  (eines Kassenarztes) und Vertragsausschuß 
'(§ 368 k  RVO.).

Steuerrecht.
Deutsche Steuer-Ztg. 16. Jg. N r. 5 : M i r  r e ,  Zum B e g riff der W erbe

kosten. K e n n e r k n e c h t ,  Das Gutachten des Reichsfinanzhofs 
über die U nterbilanz i. S. d. § 15 Nr. 3 KörpS tG es. P iß e l ,  D ie  
steuerl. Behandlung von Versicherungsbeiträgen der A rbe itgeber 
u - der Arbeitnehm er. M a r k u l l ,  Das Gesetz zur Uebergangs- 
regelung des Finanzausgleichs. P a p e , D ie  Neuregelung der 
Gemeindegetränkesteuem. F in  g e  r ,  W er is t bei Fam ilienstiftungen 
der entferntest Berechtigte i .  S. des § 9 Abs. 2 d. Erbschaftssteuer
gesetzes? K e n n e r k n e c h t ,  Behandlung des Gewinnvortrages 
bei der E rm ittlu ng  des steuerpflichtigen Einkommens. R o s e n 
d o r f f ,  D ie Erstattung des Steuerabzugs vom K ap ita le rtrag  bei 
Holdinggesellschaften. Z i t z l a f f ,  Steuerermäßigung wegen Stu
diums der K ind e r. Hans W u l f f ,  D ie  A u fs te llung  der „Steuer

et- bdanz“  auf G rund der Handelsbilanz.
uer-Archiv. 30. Jg. N r. 5: K lo ß ,  E inschränkung des Rechts- 
m ittelzuges in  Umsatzsteuersachen durch § 210 Abs. 3 AbgO. 
P  u m ic h  , D ie  Berechnung der E inkommensteuer. L o r é n z ,  Das 

ZUr ^ ebergangsregelung des Finanzausgleichs. T e u b n e r ,  
W erkerhai tungsVersicherung. (M .E n tg e g n u n g v .R o s e n d o r f f.)

u. Finanzfragen. 8. Jg. H . 5: L io n ,  Das G ut- 
enten d. Reichsfinanzhofs über d. Unterb ilanz in  s. Bedeutung

f. d. Recht der Steuerbilanz. M i r r e ,  Unterbilanz und K a p ita l
entwertungskonto. L e d e r e r ,  D e r Staatsvertrag zw. d. Deutschen 
Reiche u. d. Tschechoslow. R epub lik  zur Ausgleichung d. in - u. 
ausländischen Besteuerung. K lu c k h o h n ,  Grunderwerbssteuer 
b. Aufhebung u. gleichzeitigem  anderweitigem Abschluß eines 
Kaufvertrages. H o  e r  es,.Erhaltungskosten u. Einkommensteuer.

Mitteilungen d. Industrie- u. Handelskammer zu Berlin. 25. Jg. N r. 10: 
A  b r  a h a m , M athem atik in  d. Reichs-Zerlegungs-VO. v. 17. Jan. 1927. 
ObRegRat P ic k ,  D ie  neue Rechtsprechung über d ie abzugs
fähigen Betriebsausgaben.

Deutsche Wirtschafts-Ztg. 24. Jg. N r. 19: T r u m p ie r ,  W ie  so ll das 
Reichsrahmengesetz betr. d ie Gewerbesteuer aussehen ? — N r. 20: 
C u le m a n n , Hauszinssteuer u. u n b illig e  Härten.

Preuß. Gemeinde-Ztg. 20. Jg. N r. 15: S to r c k ,  D ie  Deckung des 
Finanzbedarfs d. Gemeinden u. Gemeindeverbände. K urze  Ueber- 
s icht über d. w ichtigsten fo rm ellen  Vorschriften.

Zeitschr. f. Zölle u. Verbrauchssteuern. 7. Jg. N r. 10: S e id e l ,  D ie  
Zollbehandlung zusammengesetzter W aren nach geltendem deutsch. 
Recht. S c h r ö te r ,  D ie  bedingte Zo llschu ld  im  neueren Schrifttum . 
J a d e s o h n , Voraussetzungen u. W irkungen d. tätigen Reue im  
Steuerstrafrecht.

Völkerrecht usw.
Blätter f. internationales Privatrecht 2. Jg , N r. 5: J o s e f ,  S tre it

fragen aus d. zwischenstaatlichen P rivatrech t: 1. D ie  E inw irküng  
der Ausländereigenschaft unehelicher K in d e r auf d ie Namens
erte ilung  durch den Mann der M utte r. 2. Beurkundungen des 
Grundstücksveräußerungsvertrages durch ausländische Notare. 
3. Zwangsvollstreckungaus vollstreckbaren U rkunden ausländischer 
Notare. 4. Beweis der Echtheit österreichischer Notariatsurkunden. 
D o k a ,  A rres t u. Zwarigsvollstrecküngsmaßnahmen gegenüber 
Vermögen frem der Staaten in der Schweiz.

Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 57. Bd. H. 2: Stephan 
B a u e r ,  Das Los des E rfinders. Internationale Gestaltungen des 
Patentrechts des Angestellten.

Revue de science et de législation financières. 25. Ann. N o. 1: 
O u  a l i d ,  Les solutions internationales du problèm e des doubles 
impositions.

B. B ûcher.
Allgemeines.

S o m ló ,  F e lix . Juristische G rundlehre. 2., unv. A u fl.  m. e. Vorw. 
v. Ju l. M oor. Leipzig, F. M einer. (556 S.) Lw . M . 27.

B in d e r ,  Ju l. D er Adressat d. Rechtsnorm u. s. Verpflichtung. 
(Abh. d. Rechts- u. staatswiss. Fak. Göttingen. H. 5.) Leipzig, 
D eichert. (86 S.) M . 4,50.

P a r t  s c h , Jos. ( f)  Juristische U rkunden d. Ptolemäerzeit. M . e. 
V orw . u. e. Anh. hrsg. v. U lr. W i lc k e n .  (A bh. d. H eide lberger 
Akad. d. W iss. P h il.-h ist. K l .  Abh. 7.) H eide lberg, W in te r. (112 S.) 
M . 9,50.

R e h m e , Paul. Stadtbücher des M itte la lte rs . T e il 1. (Aus d. Festschr. 
d. Le ipz ige r Juristenfak. f. V ik to r  Ehrenberg, Le ipz ige r rechtswiss. 
Studien H. 21.) Leipzig, W eicher. (226 S.) M . 10.

V a lè r ,  Paul. D ie  E n tw ick lung  d. hohen Gerichtsbarke it u. d. Aus
b ildung  d. Landeshoheit im  Unterengadin unt. M itberücks. des 
Münstertales u. d. Vintschgaus (D issert. v. Zürich). Chur, Schüler. 
(107 S.) M . 3.

J u r is t e n t a g ,  D r it te r  Deutscher, in  der Tschechoslowakei. Gutachten. 
Reichenberg, Sudetendeutsch. V erlag  (F. Kraus). (249 S.) M . 8.

Bürgerliches Recht.
B ü r g e r l .  G e s e tz b u c h  u. E infühlungsgesetz. Unt. Berücks. 

Gesetze v. 19. A p r il  u. 30. M a i 1908, 8. Juni 1915, 9. J u li  1'
o 1099 i\/r a  \ t<~\ i . tt.. a ::____,

d. 
1922,

з. M ärz u. 23. Jun i 1923. M . d. VO., betr. die Hauptmängel u. 
Gewährfristen beim  Viehhandel, der VO . üb. d. Erbbaurecht, der 
VO. über d. zeitw . Befre iung v. d. Konkursanm eldung bei Ueber- 
schuldung u. d. Reichsges. üb. d. re lig iöse  K indererziehung. 
25. A u fl. (HO.—115. Tausend). München, Beck. (661 S.) Lw . M . 4,50.

K o r n ,  A lfr ., Handbuch des Z iv ilrech ts m. Einschluß des Handêls-
и. Wechselrechts, des geistigen Eigentums u. der preuß. Neben
gesetze. .2., umgearb. A u fl. B e rlin , Vahlen. L w . M . 22,50.

S c h a e f fe r ,  K a r l, u. Jos. W ie fe ls .  B ürgerl. Gesetzbuch. Besond. 
T e il d. Schuldverhältnisse. 37.—39., durchgesehene u. bericht. 
A u fl. (Schaeffer, G rundriß  d. p rivaten u. ö ffen tl. Rechts Bd. 2, 2). 
Leipzig, H irschfe ld. (168 S.) M . 3,75.

H  e i  1 f  r  o n , E duard- G ra p d jifi des bürgerl. Rechts. Bd. 1 : A llg . Teü. 
6., verb. A u tl. (18. 19. Tausend). Mannheim , Bensheimer. (208 S.) 
Lw . kart. M . 4.

H e r z o g ,  B erto ld . Q uantita tive Te iln ich tig ke it. Zugle ich Darlegungen 
zur S truk tu r des Rechtsgeschäfts u. der rechtsgeschäftlichen 
Bestandteile. D issert. v. Göttingen. Göttingen, O tto H ieronym i.

P in n  e r ,  A lb ., u. M ax A p t .  Z u r Auslegung v. Anleihe-Schuld
verschreibungen, ausgestellt in  Deutscher u. Schweizer Währung. 
Rechtsgutachten. B erlin , Liebmann (86 S.) M . 2.50.

K n a p p ,  Georg F riedr. D ie  Bauernbefreiung u. d. Ursprung der 
Landarbeiter in  d. ält. Te ilen  Preußens. 2., unv. A u fl. (Manuldr.). 
M it  e. V o rw o rt v. K a r l Joh. F u c h s. Bd. 1: U eberb lick der 
E n tw ick lung  Bd. 2 : D ie  R egu lierung der gutsherrl. bäuerl. Ver
hältnisse v. 1406 bis 1857 n. d. A kten . München, D uncker &  
H um blot. (352 u. 473 S.) Lw . M . 32. , j

M a y ,  Gaston. Eléments de d ro it rom ain à l'usage des étudiants des 
facultés de d ro it. 17. éd. revue et augm. Paris, Recueil Sirey. 
(753 p.) Fr. 48.

C u r t i ,  A rth u r. Englands P riva t- u. Handelsrecht. Bd. 1: Personen-, 
Fam ilien-, Sachen- u. Erbrecht. B erlin , Springer (247 S.) Lw . 
M. 13’50* , , Q ,

D e v o n s h ir e ,  Geo. H. The new property  code and Supplement to 
W illia m s  on vendor and purchaser. 3. ed. London, Sweet &  M . 
£ . 2/2.

H e y m a n n , Ernst. D ie  ze itliche Begrenzung des Urheberrechts. (Aus 
den Sitzungsberichten d. Preuß. Akadem ie der Wissenschaften. 
Ph il.-h ist. K l.  N r. 11 1927). B e rlin , de G ruyter. (74 S.) M . 5.
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C o p in g e r .  On the law  o f copyright. 6. ed. b y  F. E. Shone J a m e s . 
London, Sweet &  M . £ .  2/2.

T e r r e l l ,  T. The law  and practice re la ting  to  lette rs patent fo r  in 
ventions. 7. ed. London, Sweet &  M . £ . 3/3.

Handelsrecht nsw.
S c h a e f fe r ,  K a r l, n. Jos. W ie fe ls .  Handelsgesetzbuch, 3. u. 4. Buch: 

Handelsgeschäfte u. Seehandel. 29.-32., durchges. u. bericht. A u fl. 
(Schaeffer, G rundr. d. privaten u. ö ffentl. Rechts. Bd. 7, 2). Le ipzig , 
H irschfe ld. (88 S.) M . 2,10.

R e c k e ,  Hans-Joachim. Lieferschein u. Effektenscheck. E ine rechts- 
wiss. Untersuchung. (Abh. z. bürgerl., Handels- u. A rbe its rech t 
H . 2.) Mannheim, Bensheimer. (63 S.) M . 3.

A u s v e r k a u f - M e r k b la t t .  (Schriften d. Deutschen Industrie- und 
Handelstags.) B e rlin  N W ., Neue W ilhe lm str. 9/11, Geschäftsstelle 
d. D t. Industrie- u. Handelstags. (22 S.) M . 0,20.

G ö r t z ,  Herrn. Auswärtige Anle ihen. (A rbeiten  zum Handels-, Ge
werbe- und Landwirtschaftsrecht. N r. 45.) M arburg, E iw e rt. 
(231 S.) M . 8. 6

S t r a h a n ,  J. A ., and N. H. O ld h a m . The law  of partnership. 5. ed. 
London, Sweet &  M . Sh. 4/6.

D r o u e t s ,  Georges. T ra ité  théorique et pratique des sociétés à 
responsabilité lim itée . ?. éd. Paris, Recueil S irey. (645 p.) Fr. 50. 

D io r ,  P ierre. D u  régime léga l des „J o in t stock companies“ au 
Canada, spécialement dans les provinces de Québec et Ontario. 
Paris, M unier. (226 p.) F r. 32.

M a r d s e n ’s D igest o f cases re la ting  to  shipping and marine insurance. 
2. ed. London, Sweet &  M . j£  3/3.

M ü l l e r ,  F ritz . Autom obilgesetz (Reichsges. üb. d. V erkehr m. K ra ft
fahrzeugen) v. 3. M a i 1909 m. d. einschläg. Nebenbestimmungen, 
insbes. d. YO. v. 5. N ov. 1925/28. J u li  1926 erl. 2., verm. A u fl. 
(S tilkes Rechtsbibi. N r. 44.) B e rlin , S tilke. (879 S.) Lw . M . 20. 

P r a e s e n t ,  Hans. B ib liog raph ie  des Funkrechts. T e il 1: Deutsch
sprachige L ite ra tur. M it  e iner E in führung von RGPräs. W a lte r 
S im o n s . Im  A u ftr. der Deutschen Studiengesellsch. f. Funkrecht 
unt. M itw . v. Hanz Ph. K . K r ü g e r  u. Leoh. v o n  S k e r s t  bearb. 
Le ipzig , Moeser. (170 S.) H lw . M . 5.

B e r ic h t  des 8. Ausschusses (Volksw irtschaft) über den Entw . eines 
Ges. über den V erkehr m. Lebensm itte ln u. Bedarfsgegenständen 
(Lebensmittelgesetz). (Berichte des Deutschen Reichstags. 1927. 
N r. 10.) B erlin , Heymann. (31 S.) M . 0,80.

G r ü n w e l le r ,  Aug. R ich tlin ien  fü r  ein verfassungsmäßiges Reichs
schulgesetz als Fundament e iner Schulverfassung u. eines gerechten 
Schulfriedens. Denkschrift. Barmen, Siegestr. 128, Verband evang. 
Schulgemeinden. (32 S.) M . 0.30.

S c h n o b e l,  K a r ] . D ie  Thüringer Schulgesetze unt. Berücks. d. reichs- 
rechtl. Bestimmungen. Hrsg. u. erl. 4 Hefte. W eim ar, Panse. 
(748 S.) Lw . M . 12.

D ü n n e r ,  Ju lia . Reichsfürsorgerecht. D ie  FürsorgepflichtVO . vom 
13. Febr. 1924 nebst a llen dam it zusammenhängend. Gesetzen u. 
Verordnungen d. Reichs u. d. Länder. Textausg. m. Verweis, u. 
Sachreg. Nachtr. : nach d. Stande v. 1. M a i 1927. München, Beck. 
(60 S.) M . 0,80.

M e s t r e ,  A ch ille . Code de la  té légraphie sans f i l .  Recueil des lo is , 
décrets, circula ires re la tifs  à la  radio té légraphie en France. Paris, 
Payot. (224 p.) Fr. 18.

ZivlIprozeB usw.
S c h a e f fe r ,  K a r l, u. Jos. W ie fe ls .  Zivilprozeßordnung, 3.-10. Buch. 

29.—:31., durchges. u. bericht. A u fl. (Schaeffer, Grundr. d. privaten 
u. ö ffentl. Rechts. Bd. 6,2). Le ipzig , H irsch fe ld . (103 S.) M . 2,70.

S c h le g e lb e r g e r ,  Franz. D ie  Gesetze üb. d. Angelegenheiten d. 
fre iw il l.  G erichtsbarke it f. d. R eich u. Preußen. 3., vo lls t. neu- 
bearb. A u fl. d. Kommentars v. Rud. S c h u ltz e -G ö r l i tz  u. Herrn. 
O b e rn e c k .  Bd. 1 :§ § 1 —124. (Kom m entar z. BG B. u. s. Neben
gesetzen.) B erlin , Heymann. (723 S.) Lw . M . 42.

Strafrecht usw.
R e ic h s g e r ic h t s - E n t s c h e id u n g e n  in  kurzen Auszügen. Hrsg. v. 

Deutschen R ichterbund. Strafsachen Bd. 60. München, Schweitzer 
(169 S.). M . 2.

L a r e n z ,  K a r l. Hegels Zurechnungslehre u. d. B e g riff d. objektiven 
Zurechnung. E in  B e itr. z. Rechtsphilosophie d. k r it .  Idealismus 
u. z. Lehre v. d. „ ju r is t. K ausa litä t“  (Abh. d. Rechts- u. staats- 
wiss. Fak. Göttingen. H . 4). Le ipz ig , D eichert. (109 S.) M . 6,50.

M u n k ,  Rieh. M ietwucher. B erlin , Rosenthal &  Drews. M . 1,50.
L o b e ,  A d o lf, u. M ax A ls b e r g .  D ie  Untersuchungshaft. Kom m entar 

zum 9. Abschn. des 1. Buches d. StrPO. in  d. Fassung v. 27. Dez. 
1926. B erlin , Heymann. (95 S.) Geb. M . 5,60.

K r i m i n a l s t a t i s t i k  f. d. Jahr 1919. Bearb. i. Reichsiustizm inisterium  
u. im  Statist. Reichsamt. (S tatistik des Deutsch. Reichs. Bd. 3011. 
B e rlin , H obbing. (36 S.) M . 4.

G o ld s c h m id t ,  James. Rechtsfälle aus d. S tra frech t M . e. kurzen 
A u l. z. Bearbeitg. v. S trafrechtsfällen. 2., verm. u. verb. A u fl. 
B e rlin , Springer. (86 S.) M . 3,60.

M i t t e i s ,  H einr. P o litische Prozesse des früheren M itte la lte rs  in 
Deutschland u. Frankreich. (Sitzungsber. d. H eide lberger Akad. 
d. W iss. Ph il.-h is t. K l .  Jahrg. 1926/27. Abh. 3.) Heide lberg. 
W in te r. (124 S.) M . 5. s

F l i e g e i ,  M ax O.. A lex . D ie  Strafentlassungspflege im  Freistaat 
Sachsen. (Handb. d. Sachs. Schutzvereins f. Strafentlassene in  
M  0 75n' ^  r)iesde II> Christianstr. 5, Sachs. Schutzver. (56 S.)

A r c h b o ld ’ s P leading evidence and practice in  crim ina l cases. B y  
S ir John J e r v is .  27. ed. London, Sweet &  M . J_' 2/12/6.

Staats- und Verwaltungsrecht.
H a t s c h e t ,  Jul. Lehrbuch des deutsch, u. preuß. Verwaltungsrechts. 

f ü 7 's Y VG t h M fli ’7,50Sg' v - Pm1 K u r t z ig .  Le ipzig , Deichert.
P o h l ,  H einr. Reichsverfassung u. V e rsa ille r Vertrag. V ortrag. (Recht 

(26 S ) M  *1 50 c lllc llte  und Gegenwart. 50.) Tübingen, M ohr.

T r o i t z s c h ,  W ilh . Rechtspflege n. Im m unitä t d. Abgeordneten n. 
d. geltenden Recht d. Deutschen Reiches, d. deutschen Länder u. 
d. F reien Stadt Danzig. (M. e. vergleichend. Uebersicht d. Reichs- 
-L andesbes tim m ungen  u. 10 grundlegenden Entscheidungen d. 
K,G 0 F u r Theorie  u. Praxis dargest. Rostock, H ins to rff. (150 S.) 
M . 4. _ '

B r e c h t ,  A rn o ld . D ie  Geschäftsordnung d. Reichsm inisterien. Ih re  
staatsrechtl. u. geschaitstechn. Bedeutung. Zugl. e. Lehrbuch d. 
Büroreform , (bchrittenreihe d. Deutschen Institu ts  f. Wirtschaft!. 
A rb e it m  d. ö ffen tl. Verwaltung Bd. 1.) B e rlin , Heymann. (80 S.) 
M . 3,60.

H u n d e r tm a r k ,  Ju l. M itw irk u n g  oder M itbestim m ung? Grundsätz
liches zur Frage der Beamtenvertretung be i d. Deutschen Reichs
bahn-Gesellschaft. B e rlin  o., A lexandrinenstr. 77, K lo k o w . (36 S )

N e id l ,  W ilh . Das Österreich. Budget u. B udgetrecht W ien, Manz 
(266 S.) Geb. Sch. 16.

G e w e r b e o r d n u n g  f. d. DeutscheReich. Nebst den A rbeitsverord- 
nungen, dem K inderschutz-, dem Ste llenverm ittler-, demHausarbeit- 
dem Schwerbeschädigten- u. dem Arbeitsgerichtsgesetz sowie d! 
SchlichtungsVO. und einigen w eiteren Gesetzen u. Verordnungen] 
Textansg. m. kurzen Anm . u. Sachverz. 19. A u fl. München Beck] 
(333 S.) Lw . M . 3.

F r i t s c h ,  Konstantin . Das deutsche Eisenbahnrecht. G rundriß  des 
Reichs- u. d. preuß. Rechts. B e rlin , Verkehrswissenschaftl. Leh r- 
m ittelgesellsch. b. d. Deutsch. Reichsbahn. (Auslie ferung • Leiozie- 
F. Volckm ar.) (472 S.) Lw . M . 15. F

Arbeitsrecht.
J a c o b i ,  E rw in . Grundlehren des Arbeitsrechts. Le ipz ig , Deichert. 

(478 S.) Geb. M . 24.
L e h m a n n ,  H einr. Ta rifve rtrag  u . Nachw irkung. (Schriften d. Institu ts 

f. A rbeitsrecht an der Univ. Le ip z ig  H. 13.) B e rlin , H obb ing  
(60 S.) M . 3.

B e r ic h t  des 9. Ausschusses (Soziale Angelegenheiten) üb. d. Entw .
0. Ges. z. Abänderg. d. A rbeitsze itVO . (Berichte des Deutschen 
Reichstags. 1927. N r. 11). B erlin , Heymann. (16 S.) M . 0,40.

S c h a e f fe r ,  K a r l, u. W a lte r S c h e e r b a r th .  Arbeitsgerichtsgesetz, 
• ^̂ rÄ§im gsrecllt Kündigungsschutz im  Arbeitsrecht, A rbe its 

zeitVO. m. Arbeitszeitnotgesetz. (Schaeffer, G rundr. d. privaten 
u. ö ffentl. Rechts Bd. 19 a). Le ipzig , H irsch fe ld. (¿8 S.) M . 1,50.

G o ld b a u m , W enzel. Arbeitsgerichtsgesetz v. 23. Dez. 1926. K om 
mentar. (Stilkes Rechtsbibi. N r. 54.) B erlin , S tilke. (223 S.) 
Lw . M . 5.

B r u n n ,  Paul, u. Wabter K a s k e l.  Rechtsfälle aus d. sozialen Ver
sicherung. (A rbe ite r- u. Angestelltenversicherung.) M . e. kurzen 
A n l. z. Bearbeitg. versichergsrechtl. Fä lle . 2., verm. A u fl. B erlin , 
Springer. (77 S.) M . 3,60.

S t ie r - S o m lo ,  F ritz. Angestelltenversichergsgesetz. Handansg. 
m. E rl. 2., wesentl. veränd. A u fl. Nachtr. 2: Nach d. Stande v.
1. M a i 1927. München, Beck. (53 S.) M . 1,20.

C z e r n y ,  Ferd. Durchführgsbestim m ungen z. Angestelltenversichergs
gesetz (Pensions- und U nfallversicherg.) m. E rl. W ien, Manz 
(58 S.) Sch. 1,50. ’

Steuerrecht.
H  en  s e i,  A lbe rt. Steuerrecht. 2., v ö ll ig  neubearb. A u fl. (Enzyklop. 

d. Rechts- u. Staatswiss. A b t. Rechtswiss. 28.) B e rlin  Snrino-er 
(197 S.) M . 10,50. ’ F  & ’

K lo ß ,  Rieb. Rechtsprechung und Schrifttum  in  Reichssteuersachen. 
Bd. 8. 1926. München, Schweitzer. (182 S.) M . 7.

P a n  n i  e r ,  K a r l. E inkom m en- u. Körperschaftssteuergesetz v. 10. Aug. 
1925 m. d. VO. zur D urchführg. d. Körperschaftssteuerges. Text- 
ausg. m. Sachreg. 6 .-A u fl. (Reclams U niversa l-B ib l. N r. 6125 u. 
6125a.) B e rlin , Keclam. (103 S.) Geb. M . 1,20.

R ö ß le r ,  Herrn. Das Aufwertgs-(M ietzins-)Steuergesetz (Gesetz üb. 
d. Geldentwertgsausgleich b. bebauten Grundstücken) nebst E rl. 
d. wesentlichsten Bestimmungen. 2., v ö ll ig  um?, u. verm. A u f]. 
F re iberg, Mauckisch. (91 S.) M . 1,50.

L o t z ,  W a lther. D e r Finanzausgleich u. Bayern. M . e. Anhang: D ie  
vorläu f. Steuerregelung der finanzie llen Beziehungen zw. Reich, 
Ländern u. Gemeinden durch die deutschen Reichsgesetze vom 
9. A p r. 1927. V ortrag. (Recht u. Staat in  Geschichte u. Gegen
w a rt 49.) Tübingen, M ohr. (47 S.) M . 1,50.

V e r e in s z o l lg e s e t z  v. 1. J u li 1869, nebst d. Anweisg. z. A usführg. 
des Vereinszollgesetzes, u. Zo lltarifgesetz v. 25. Dez. 1902. Neu
druck d. Reichsfinanzministeriums. B erlin , v. Decker. (103 S.) M . 1,50.

E is e n b a h n - Z o l lo r d n u n g  v. 21. Dez. 1912. Neudruck d. Reichs- 
finanzmmistenums. B e rlin , v. Decker. (75 S.) M . 1,40.

P o s t - Z o l  1 O rd n u n g  v. 28. Jan. 1909. N eudruck des Reichsfinanz
m inistenum s. B erlin , v. Decker. (20 S.) M . 0,40.

M ic h e l ,  Jean. L ’étranger en France et l ’im pôt. Paris, L ib r . des 
Juris-Classeurs. F r. 35.

Kirchenrecht usw.
G ie s e ,  F riedr., u. Joh. H o s  e m a n n . D ie  Verfassungen der D tsch, 
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